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Europäische Union 

Immer mehr gefährliche Produkte werden verbannt  

Nach dem Jahresbericht des Europäischen Schnellwarnsystems für gefährliche Produkte (Bereich Nicht-
Lebensmittel) ist die Zahl der gefährlichen Verbraucherprodukte, die in der EU vom Markt genommen wur-
den, 2008 gegenüber dem Vorjahr um 16% gestiegen.  
 

Das System verzeichnete insgesamt 1.866 Meldungen, das waren 261 Meldungen mehr als im Kalenderjahr 
2007. Die meisten Warnmeldungen betrafen Spielzeug und Artikel für Kleinkinder (wie Lauflernhilfen, Baby-
wiegen, Schnuller und Puppen), Elektroartikel und Kraftfahrzeuge. Auch die Zahl der Warnmeldungen für 
Produkte chinesischen Ursprungs nahm zu. Während ihr Anteil 2007 noch bei 52% lag, betrug er 2008 
schon 59%. Wie der Bericht zeigt, rutschen immer weniger gefährliche Produkte durch das Netz, was der 
Kommission zufolge hauptsächlich einem verstärkten Ressourceneinsatz und verstärkten Sensibilisierungs-
maßnahmen der EU und der Mitgliedstaaten zu verdanken ist.  
 

Hintergrund  
Für die Überwachung der Produktsicherheit an den EU-Außengrenzen sind die Zollverwaltungen aufgrund 
der VO (EG) Nr. 339/93 (ab 01.01.2010: VO [EG] Nr. 785/2008) zuständig. Im Binnenmarkt ist für die Kontrol-
le der Produktsicherheit der jeweilige Mitgliedstaat und die von ihm beauftragte Fachbehörde zuständig, in 
Deutschland die Gewerbeaufsichtsämter. Die EU versucht die Sicherheit von Produkten durch die erforderli-
che Kennzeichnung „CE“ sicherzustellen, die auf Grundlage vieler verschiedener EG-Richtlinien auf einer 
Vielzahl von Produkten anzubringen ist, u.a. Aufzüge, Spielzeug, Medizinprodukte, Sportboote, Waagen, 
Elektroartikel, u.v.m. Erfolge in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Fachbehörden sind 
insbesondere auf die Einrichtung gemeinsamer IT-Informationssysteme und Schnellwarnsysteme zurück zu 
führen.  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Höhere Mahngebühren in der EU  

Um die Zahlungsmoral bei Unternehmen und öffentlichen Auftraggebern zu verbessern, plant die EU-
Kommission eine Erhöhung der Mahngebühren. Statt 2,50 € soll die Mahngebühr 40 €, 70 € oder mehr 
betragen. Die EU-Kommission hat einen Reformvorschlag zur EU-Richtlinie 2000/35/EG (Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr) vorgelegt. Schlechte Zahlungsmoral habe nach ihrer Ansicht zu einer 
„Kettenreaktion über die ganze Lieferantenkette“ geführt. Dabei hat die EU vor allem großen Unternehmen 
und die öffentliche Hand im Visier. Die öffentliche Hand verfüge über ein jährliches Auftragsvolumen von 
1,9 Bill. € - deshalb wirke sich schlechtes Zahlungsverhalten dort besonders nachteilig auf die Unternehmen 
aus.  
 

Die öffentliche Verwaltung soll bei Zahlungsverzug dem Gläubiger „eine pauschale Entschädigung von 5% 
des Rechnungsbetrags“ zahlen. Als Mahngebühr sieht der Kommissionsentwurf bei einer Schuld bis 1.000 € 
einen Betrag von 40 € und bei einer Schuld bis 10.000 € 70 € vor. Bei darüber hinaus gehenden Beträgen 
soll 1% der geschuldeten Summe gezahlt werden. Der EU-Ministerrat wird Ende 2009 über diese Reform zu 
entscheiden haben. 
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

EU schließt Freihandelsabkommen mit Südkorea 

Die Europäische Union und Südkorea haben das wichtigste Freihandelsabkommen (FHA) unterzeichnet, das 
jemals zwischen der EU und einem Drittland ausgehandelt wurde. Handelsmöglichkeiten mit einem ge-
schätzten Wert von bis zu 19 Mrd. € werden allein dadurch geschaffen, dass mit dem Abkommen praktisch 
alle Zölle aufgehoben und viele nichttarifäre Hemmnisse beseitigt werden. Europäische Exporteure werden 
jährlich rund 1,2 Mrd. € an Zöllen sparen können. EU-Handelskommissarin Catherine Ashton sagte bei der 
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Unterzeichnung des FHA: „Es wird für europäische Unternehmen neue Marktperspektiven im Dienstleis-
tungssektor, im verarbeitenden Gewerbe und in der Landwirtschaft eröffnen. Im gegenwärtigen wirtschaft-
lichen Klima kommt diesem Abkommen, das zur Bekämpfung des ökonomischen Abschwungs und zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze beitragen wird, besondere Bedeutung zu.“ 
 

In den Bereichen Dienstleistungen und Investitionen eröffnet das FHA neue Marktzugangsmöglichkeiten. 
Auch in den Bereichen Rechte des geistigen Eigentums, Ausschreibungen, Wettbewerbspolitik sowie Handel 
und nachhaltige Entwicklung wurden bedeutende Fortschritte erzielt. Zusammen mit einem neuen Rahmen-
abkommen bedeutet das Freihandelsabkommen einen wichtigen Zugewinn für die Beziehungen zwischen 
der EU und Südkorea. Mit dem Abkommen werden auch wichtige nichttarifäre Hemmnisse beseitigt, zu de-
nen Rechtsvorschriften und Normen in Wirtschaftszweigen wie der Automobil- und Arzneimittelindustrie 
sowie der Unterhaltungselektronik zählen, die für die EU von Interesse sind. Vor allem für Dienstleistungs-
sektoren wie Telekommunikation, Umweltschutz, Rechts- und Finanzdienstleistungen sowie Versand werden 
aufgrund der weitgehenden Liberalisierungszusagen seitens Koreas große Vorteile erwartet. 
 

Das Handelsvolumen zwischen der EU und Südkorea ist enorm: Im Jahr 2008 belief es sich auf rund 65 Mrd. 
€. Der Trend deutet darauf hin, dass der koreanische Markt ein erhebliches Wachstumspotential bietet. So 
sind zwischen 2005 und 2008 die Verkäufe von EU-Autos in Korea nach Stückzahl um insgesamt 78% ge-
stiegen (um 39% nach Verkaufswert). Bei Produkten wie Chemikalien, Arzneimitteln, Autoteilen, Industrie-
maschinen, Schuhen, medizinischen Geräten, Nichteisenmetallen, Eisen und Stahl, Leder und Pelzen, Holz, 
Keramik und Glas weist die EU einen soliden Handelsbilanzüberschuss aus. Korea ist auch für die Agrarer-
zeugnisse der EU-Bauern mit einem Jahresumsatz von über 1 Mrd. € einer der weltweit wichtigsten Export-
märkte. Im Dienstleistungsbereich verzeichnet die EU gegenüber Korea einen Handelsbilanzüberschuss von 
3,3 Mrd. € mit Exporten in Höhe von 7,2 Mrd. € und Importen in Höhe von 3,9 Mrd. €. 
 

Nach der Unterzeichnung des Abkommens durch den EU-Vorsitz und die Kommission, wird es dem Europäi-
schen Parlament zur Zustimmung vorgelegt. Das Abkommen dürfte dann in der zweiten Jahreshälfte 2010 
in Kraft treten. 
Quelle: EU-Aktuell, 15.10.2009 
 
*** 
 

Produktpiraterie  

Die Europäische Kommission hat am 14.09.2009 eine Mitteilung zur besseren Durchsetzung der Rechte am 
geistigen Eigentum im Binnenmarkt angenommen. Die Mitteilung enthält eine Reihe praktischer Initiativen, 
um den schädlichen Folgen der Marken- und Produktpiraterie für die Volkswirtschaften der EU und die Ge-
sellschaft insgesamt entgegenzutreten. Die Kommission schlägt vor, den bestehenden Rechtsrahmen durch 
eine gezielte Durchsetzung und eine koordinierte Zusammenarbeit zwischen dem privaten Sektor, nationa-
len Behörden und Verbrauchern im gesamten Binnenmarkt zu ergänzen.  
 

In der EU sind einige der erfolgreichsten Unternehmen der Welt ansässig, die Rechte am geistigen Eigentum 
zu ihrem wertvollsten Vermögen zählen. Rechte an geistigem Eigentum fördern Innovation und Kreativität 
und damit den lebenswichtigen Kreislauf aus Geschäftsentwicklung, Wissen, weiterer Innovation und Be-
schäftigung. Hinzu kommt, dass sie den Verbrauchern die Sicherheit geben, dass die erworbenen Produkte 
und Dienstleistungen legal, zuverlässig und vor allem sicher sind.  
 

Rechte an geistigem Eigentum gehören zu den Eckpfeilern einer kreativen und wettbewerbsfähigen Wis-
sensgesellschaft. Die Marken- und Produktpiraterie unterläuft dies und setzt Designer, Unternehmen, Ar-
beitsplätze und Verbraucher einem ständig wachsenden Risiko durch gefälschte Produkte und Dienstleis-
tungen aus, die eine echte Gefahr für Gesundheit und Sicherheit darstellen.  
 

Ziel der Kommission ist es, ein höchst effizientes, verhältnismäßiges und berechenbares System für die 
Durchsetzung von Rechten an geistigem Eigentum sicherzustellen, sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Binnenmarkts. Der geltende Rechtsrahmen stellt die Instrumente bereit, mit denen die Rechte an geistigem 
Eigentum fair, wirksam und verhältnismäßig durchgesetzt werden können.  
 

Weitere Informationen: http://ec.europa.eu/internal_market/iprenforcement/index_de.htm
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 

http://ec.europa.eu/internal_market/iprenforcement/index_de.htm


Außenwirtschaftsnachrichten/IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International/Oktober 2009 
Seite 7 

Länderinformationen A-Z 

Allgemeines 

Neues Beratungshilfeprogramm des Landes Sachsen-Anhalt 

Das Förderprogramm zur Beratungshilfe wurde deutlich verbessert. Am 12.10.2009 wurde eine befristete 
Ausnahmeregelung zur Förderung spezieller Beratungsleistungen für Unternehmen während der Finanz- 
und Wirtschaftskrise veröffentlicht.  
 

Die Förderung der Beratungsleistungen wurde auf 75% erhöht. Der max. Zuschuss je Tagewerk beträgt 600 
€ und kann für bis zu 30 Tagewerke gewährt werden. Der Gesamtzuschuss kann somit 18.000 € für spezifi-
sche Beratungsleistungen betragen. 
 

Gefördert wird die Beratung für:  
• Anleitung und Unterstützung bei der Analyse der Marktsituation bzw. Durchführung von Marktstruktur-

untersuchungen für das Zielland (Wettbewerbssituation, Marktführer, relevante Anbieter und Nachfrage-
verhältnisse, Zusammenstellung einschlägiger Kontaktadressen, Preisverhältnisse, Kostenfaktoren, Ab-
schätzung von Marktrisiken etc.) 

• Beachtung gesetzlicher Bestimmungen (Rechtssicherheit in der Geschäftsabwicklung), eine Zusammen-
stellung von Dokumentationen über z.B. ziellandbezogene Einfuhr- und Ausfuhrbestimmungen, erforderli-
che (produktbezogene) Genehmigungen oder Nachweise, besondere Zulassungskriterien oder über andere 
wichtige (soziokulturelle) Besonderheiten 

• Erarbeiten eines Maßnahmenkatalogs für die im Unternehmen zu schaffenden Voraussetzungen/Bedin-
gungen/Standards für eine erfolgreiche Exporttätigkeit. 

 

Kontakt: 
Investitionsbank Sachsen-Anhalt 
Birgit Grünthal 
Tel.: 0391 5898349 
Fax: 0391 5891754 
E-Mail: birgit.gruenthal@ib-lsa.de 
 
*** 
 

Förderprogramm zur Technologiekooperation 

Um international wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen Firmen mit Innovationen punkten. Da es kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) oft an Kapazitäten fehlt, um umfangreich in die eigene Forschung und Ent-
wicklung zu investieren, unterstützt das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) inter-
nationale Technologiekooperationen. Das BMWi fördert die Durchführung von Veranstaltungen, die deut-
sche KMU mit Partnern aus wirtschaftlich und technisch bedeutsamen Ländern zusammenbringt. Die Mit-
gliedstaaten der EU sind davon ausgenommen. Im Mittelpunkt der Veranstaltung, die im jeweiligen Zielland 
stattfindet, steht die Anbahnung und Realisierung einer Zusammenarbeit zwischen den Teilnehmern. 
Schwerpunkte bilden die Bereiche Maschinenbau, Elektrotechnik, Bio-, Nano-, Sicherheits- und Umwelt-
technologie sowie Optische Technologien. Beauftragt mit der Umsetzung des Programms ist Germany Trade 
& Invest. Anträge zur Förderung können ab sofort fortlaufend bis zum 30.04.2011 gestellt werden. Die 
Richtlinie finden Sie im Internet unter www.foerderinfo.bund.de/de/243.php.

Kontakt: 
gtai Germany Trade and Invest GmbH 
Axel Dörr 
Tel.: 0221 2057263 
Fax: 0221 2057444 
E-Mail: atk@gtai.de 
 
*** 

http://www.foerderinfo.bund.de/de/243.php
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Spezial: Großbritannien 

Allgemeine Informationen 

Das Vereinigte Königreich (engl. United Kingdom, UK, Langform Vereinigtes Königreich G
Nordirland - engl. United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland) ist eine souverä
Nordwestküste Kontinentaleuropas. 
 

Der größte Inselstaat Europas ist eine Union der ehemals unabhängigen Einzelstaaten En
und Wales sowie Nordirland. Das Vereinigte Königreich besitzt auch mehrere Überseege
sitztümer der Isle of Man und der Kanalinseln sind der britischen Krone unterstellt, jedoc
Länder nicht Bestandteil des Vereinigten Königreichs. Als konstitutionelle Monarchie u
ferner Beziehungen zu fünfzehn Commonwealth Realms, deren Staatsoberhaupt der britis
 

Als hoch entwickeltes Industrieland besitzt das Vereinigte Königreich das weltw
Bruttoinlandsprodukt. Mit rund 60,2 Mio. Einwohnern ist es das drittbevölkerungsr
Europäischen Union. Darüber hinaus ist das Vereinigte Königreich Gründungsmitglied de
Vereinten Nationen. Es ist Atommacht und ständiges Mitglied des Sicherheitsrats und 
Gruppe der Acht. 
 

Nach der Auflösung des Britischen Weltreichs besitzt das Vereinigte Königreich weiterhin
Einfluss dank des weit verbreiteten Gebrauchs der englischen Sprache und des w
Commonwealth of Nations, einem vom britischen Monarchen angeführten losen Staatenb
Quelle: wikipedia, September 2009 
 

Amtssprache Englisch (de facto), amtlich regional: Kornisch, Irisch, Manx, S
Scots, Ulster Scots und Walisisch 

Hauptstadt London 

Staatsform Parlamentarische Monarchie 
Staatsoberhaupt Königin Elizabeth II. 
Regierungschef Premierminister Gordon Brown 
Fläche 244.820 qkm 
Einwohnerzahl 60.587.000 (Mitte 2006)  
Bevölkerungsdichte 246 Einwohner pro qkm 
BIP nominal (2007)  2.773 Mrd. US$ 
BIP/Einwohner 45.575 US$ 
Währung 1 Pfund Sterling = 100 Pence; 1 € = 0,87 GBP; 1 GBP = 1,15 €

(Stand: 04.09.2009) 
Zeitzone UTC+0 
Kfz-Kennzeichen GB 

Internet-TLD .uk, .gb (ungenutzt) 
Telefonvorwahl +44 

Geographie 

Das Vereinigte Königreich besteht aus der Insel Großbritannien mit England, Schottland un
nordöstlichen Sechstel der Insel Irland, das als Nordirland bezeichnet wird. 
 

Um die Hauptinsel des Vereinigten Königreichs liegen mehrere kleinere Inseln und Inselg
tigsten sind Shetland und Orkney in der Nordsee nördlich von Schottland, die Hebride
Ozean westlich von Schottland, Anglesey in der Irischen See nördlich von Wales, die S
Keltischen See südwestlich von England sowie die Isle of Wight vor der englischen Südküs
im Ärmelkanal und die Isle of Man in der Irischen See sind politisch kein Teil des Vereinigte
einzige Landgrenze besteht auf der Insel Irland zur Republik Irland, diese ist rund 3
Eurotunnel verbindet Großbritannien mit Frankreich. 
Quelle: wikipedia, September 2009 
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Geschichte 

In der Antike waren weite Teile der Insel Großbri-
tannien, abgesehen vom Gebiet des heutigen 
Schottlands, für rund 350 Jahre von den Römern 
besetzt. Als diese sich zurückzogen, bildeten sich 
mehrere kleine Königreiche, die von den eingewan-
derten Angeln und Sachsen (Angelsachsen), Jüten 
und später auch von den Nordmannen beherrscht 
wurden. Die keltische Urbevölkerung wurde in die 
westlichen Randgebiete verdrängt. Im 10. Jahrhun-
dert entstanden die voneinander unabhängigen 
Königreiche Schottland und England. 1066 erober-
ten französisierte Normannen aus der Normandie 
die Insel und prägten sie für die folgenden Jahr-
hunderte. 
 

Wales, das seit 1284 unter der Kontrolle Englands 
war, wurde mit der Act of Union 1536 Teil des 
Englischen Königreichs. Mit der Act of Union 1707 
wurden die Königreiche Schottland und England 
zum Königreich Großbritannien vereinigt; beide 
Staaten hatten seit 1603 durch Personalunion den-
selben Monarchen. Die Act of Union 1800 vereinig-
te das Königreich Großbritannien mit dem 
Königreich Irland, das von 1169 - 1603 mehr und 
mehr unter englische Kontrolle geraten war. Durch 
diese Verschmelzung entstand das Vereinigte Kö-
nigreich von Großbritannien und Irland. 1922 bilde-
ten 26 irische Grafschaften den Irischen Freistaat 

c
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(ab 1937 Éire, ab 1949 Republik Irland). Die restli-
hen 6 Grafschaften in der Provinz Ulster verblieben beim Vereinigten Königreich. Der heutige Staatsname 
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland“ wird seit 1927 verwendet. 

 

Das Vereinigte Königreich, die dominierende Industrie- und Seefahrtsnation im 19. Jahrhundert, spielte eine 
bedeutende Rolle in der Entwicklung der parlamentarischen Monarchie, in Literatur und Wissenschaft. 
Großbritannien trat über viele Jahrhunderte für ein Mächtegleichgewicht auf dem europäischen Kontinent 
ein (Pax Britannica) und schloss dafür wechselnde Bündnisse. Auf seinem Höhepunkt umfasste das Britische 
Weltreich zwei Fünftel der Landfläche der Erde, die in vielen Kriegen erobert worden waren. Durch die bei-
den Weltkriege verlor das Land seine Weltmachtstellung, obwohl es beide Male auf der Siegerseite stand. In 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde das Reich bis auf einige kleine Reste aufgelöst. Das Vereinig-
te Königreich war gezwungen, sich mehr Kontinentaleuropa zuzuwenden, hält sich aber bis heute bei der 
Integration zurück. Das Land ist zwar Mitglied der Europäischen Union, hat aber den Euro wegen innenpoli-
tischer Widerstände und Einfluss von Quantum Funds auf dem Devisenmarkt nicht eingeführt. Im Zuge 
einer Verfassungsreform erhielten Schottland, Wales und Nordirland im Jahre 1999 eigene Parlamente. 
Quelle: wikipedia, September 2009 
 

Wirtschaft 

Die Wirtschaftsleistung im Vereinigten Königreich dürfte 2009 um knapp 4% schrumpfen. Deutsche Expor-
teure waren in den vergangenen Monaten überdurchschnittlich stark vom schwachen Konsum- und Investi-
tionsklima auf der Insel betroffen. Der Ausbau der Verkehrs- und Energieinfrastruktur sowie die Bauvorbe-
reitungen für die Olympischen Spiele 2012 in London bieten deutschen Unternehmen jedoch unverändert 
Geschäftschancen. Unklarheit herrscht über die BIP-Entwicklung 2010: Die Prognosen bewegen sich zwi-
schen -0,4 und +1,8%. 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
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Gesamtwirtschaftlicher Ausblick 

Im Zuge der äußerst schwachen Konjunktur dürften die britischen Importe 2009 um bis zu 13% zurückge-
hen. Der deutsche Export ins Vereinigte Königreich litt in den vergangenen Monaten insbesondere an der 
schwachen Nachfrage nach Kfz sowie Maschinen und Anlagen. Nach Angaben des britischen Statistikamts 
ONS gingen die deutschen Ausfuhren im 1. Quartal 2009 gegenüber dem 4. Quartal 2008 um 6,3% zurück. 
Obwohl einige Indikatoren darauf hindeuten, dass sich die wirtschaftliche Talfahrt bereits verlangsamen 
könnte, prognostizieren die meisten Analysten erst zum Jahresende 2009 eine deutliche Stabilisierung der 
Wirtschaft. Im Laufe des nächsten Jahres könnte sich die wirtschaftliche Dynamik zwar etwas beschleuni-
gen, dennoch erwarten Europäische Kommission und Oxford Economics im Gesamtjahr 2010 etwa ein 
Nullwachstum. Angesichts verhalten positiver Konjunkturindikatoren im Mai 2009 revidieren die ersten Pri-
vatbanken ihre Wachstumsprognosen für das Vereinigte Königreich für 2010 sogar bereits wieder nach o-
ben: JP Morgan geht von einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 1,7% aus, Credit Suisse so-
gar von +1,8%. 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
 

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 

Die britische Wirtschaftsleistung dürfte 2009 um 3,5% - 4% schrumpfen. Das BIP nahm vorläufigen Anga-
ben des Statistikamts ONS zufolge im 1. Quartal 2009 um 1,9% ab. Dies stellt den schärfsten Rückgang seit 
1979 dar. Besonders drastisch fiel das Minus mit 6,2% im verarbeitenden Gewerbe aus. Der Dienstleistungs-
sektor schlug sich mit einem Rückgang um 1,2% noch vergleichsweise gut. Sowohl der Einkaufsmanagerin-
dex PMI Manufacturing (verarbeitendes Gewerbe) als auch der entsprechende PMI-Index für den Dienstleis-
tungssektor verharrten im April 2009 zwar noch unterhalb der Marke von 50 (< 50 = Rezession; > 50 = 
Aufschwung), jedoch verzeichneten beide Indizes ein Plus gegenüber den Vormonaten. Dies deutet auf eine 
Verlangsamung des Abschwungs hin. Von entscheidender Bedeutung für die konjunkturelle Entwicklung in 
den kommenden Monaten ist die Frage, ob und wann das Vertrauen in den Bankensektor zurückkehrt. Für 
erste ermutigende Signale sorgte Mitte Mai der LIBOR (London Interbank Offered Rate), der im Interbankge-
schäft fällige kurzfristige Zinssatz, der auf Tiefständen notierte, die seit Sommer 2007 nicht erreicht wurden. 
Optimistische Analysten halten es daher für möglich, dass die Kreditklemme im Vereinigten Königreich be-
reits bald ausgestanden ist. 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
 

Wachstumsbranchen und -märkte 

Infrastruktur, Energiewirtschaft (u.a. erneuerbare Energien), Umwelttechnik/Energieeffizienz, Biotechnologie, 
Nanotechnologie, Informations- und Kommunikationstechnik sowie -dienstleistungen 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
 

Investitionen 

Laut Prognosen der Europäischen Kommission werden die Bruttoanlageinvestitionen 2009 infolge der 
schwachen Wachstumsaussichten und der sich nur langsam lösenden Kreditklemme um rund 12% fallen. 
Auch 2010 ist noch mit einem deutlichen Rückgang zu rechnen. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Aus-
rüstungsinvestitionen, die 2009 um 12,5% - 13% sinken dürften. Die Investitionen in der Bauwirtschaft 
sollen nach Prognosen von Oxford Economics im laufenden Jahr um rund 17% fallen. Eine Ausnahme bilden 
die Infrastrukturinvestitionen, die nicht zuletzt infolge einiger Großprojekte im Verkehrsbereich gegen den 
Trend zulegen dürften. Auch die Bauvorbereitungen für die Olympischen Spiele 2012 in London sorgen für 
gewisse Impulse. Um die äußerst schwache Nachfrage nach Maschinen und Anlagen anzuregen, hat die 
Regierung mit der Vorstellung des Haushalts 2009/10 am 22.04.2009 eine Ausweitung der Abschreibungs-
möglichkeiten bei der Anschaffung entsprechender Investitionsgüter von 20% auf 40% (im ersten Jahr) 
beschlossen. Mit der zum 18.05.2009 eingeführten Pkw-Abwrackprämie in Höhe von 2.000 £ will die Regie-
rung die schwer unter Druck geratenen Automobilhersteller und -händler unterstützen. 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
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Konsum 

Der private Konsum, der im Vereinigten Königreich mit einem Anteil von 64% am BIP das Rückgrat der 
Wirtschaft bildet, dürfte 2009 infolge der Wirtschaftskrise, der sinkenden Immobilienpreise und der steigen-
den Arbeitslosigkeit um rund 3,5% zurückgehen. Laut einer Prognose der Europäischen Kommission wird 
sich die Abwärtsdynamik beim privaten Konsum 2010 auf -1,5% etwas verlangsamen. Der staatliche Kon-
sum könnte 2009 im Gegensatz zum privaten Verbrauch um 3,6% zulegen. Diese hohen Steigerungsraten 
dürften angesichts der galoppierenden Staatsverschuldung mittelfristig jedoch kaum aufrecht zu halten 
sein. Bereits 2010 ist mit einem verlangsamten Anstieg des Staatsverbrauchs (+2,9%) zu rechnen. Der BRC-
KPMG-Einzelhandelsindex ist im Mai 2009 um 4,6% überraschend stark gestiegen. Dies sollte jedoch nicht 
überbewertet werden, da der Anstieg der Lebensmittelumsätze beinahe ausschließlich auf gestiegene Preise 
zurückzuführen war. Der Indexwert für das Nicht-Lebensmittelsegment fiel um 2,9%. Die Pkw-
Neuzulassungen sind in den ersten vier Monaten 2009 um 28,5% gesunken. Der Fachverband der Autoher-
steller und -händler SMMT hofft nun, dass die am 18.05.2009 eingeführte Abwrackprämie den Autoabsatz 
zumindest etwas belebt. Allerdings berichteten britische Tageszeitungen am 19.05.2009 von organisatori-
schen und bürokratischen Problemen bei der Einführung der Abwrackprämie. Zahlreiche Kfz-Hersteller und               
-Händler hätten angekündigt, aus diesem Grund zunächst nicht an dem Programm teilnehmen zu wollen. 
Der von der Bank of England (BoE) als Zielmessgröße für die Inflation herangezogene Verbraucherpreisindex 
CPI fiel im April 2009 stärker als erwartet (von 2,9% auf 2,3%). Der weiter gefasste Einzelhandelspreisindex 
RPI, der auch Miet- und Hypothekenaufwendungen umfasst, lag im selben Monat mit -1,2% sogar im defla-
tionären Bereich. 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
 

Außenhandel 

Die britischen Importe dürften 2009 infolge der schwachen Nachfrage um bis zu 13% fallen. Die Europäi-
sche Kommission rechnet selbst 2010 noch mit einem Rückgang um etwa 2%. Die britischen Einfuhren be-
liefen sich nach Angaben von Eurostat 2008 auf 429,7 Mrd. €, was einem Minus von 5,4% gegenüber dem 
Vorjahr entsprach. Besonders drastisch fiel der Rückgang bei den Importen von Straßenfahrzeugen (-20,6%) 
und elektronischen Erzeugnissen (-14%) aus. Nach Angaben des Statistikamts ONS sanken die britischen 
Einfuhren im 1. Quartal 2009 gegenüber dem letzten Quartal des Vorjahrs um 5,9%. Die deutschen Exporte 
ins Vereinigte Königreich, die zu einem erheblichen Teil aus Kfz, chemischen Erzeugnissen und Maschinen 
bestehen, mussten überdurchschnittlich stark Federn lassen: Nach Angaben von Eurostat fielen sie 2008 um 
13,4% auf 56 Mrd. €. Im 1. Quartal 2009 gingen die deutschen Exporte laut ONS um 6,3% (auf Pfund-Basis) 
zurück. 
Quelle: gtai, Wirtschaftstrends kompakt, 18.06.2009 
 

Positive Konjunktursignale im Vereinigten Königreich 

Im Vereinigten Königreich mehren sich die Anzeichen, dass sich der wirtschaftliche Abschwung zumindest 
verlangsamen könnte. Die Pkw-Neuzulassungen legten im Juli erstmals wieder seit 15-monatiger Talfahrt 
um 2,4% gegenüber Juli 2008 auf 157.149 Einheiten zu. Damit lag der Juli-Wert jedoch immer noch um 
rund 10% unterhalb des Durchschnittswerts des entsprechenden Monats in den vergangenen zehn Jahren. 
Ermutigende Signale kommen zudem aus dem Baugewerbe: Die Auftragseingänge sind im 2. Quartal ge-
genüber dem Vorquartal um 18% gestiegen. 
 

Als Gewinner der im Mai 2009 eingeführten Abwrackprämie im Vereinigten Königreich entpuppen sich wie 
erwartet die Hersteller, deren Portfolio vor allem aus Klein- und Kleinstwagen besteht. So verkaufte Nissan 
im Juli 2009 rund 54,7% mehr Modelle als im entsprechenden Monat des Vorjahres. Kia erzielte einen Zu-
wachs von 65%, Hyundai gar um rund 200%. Bei den deutschen Autoherstellern zeigt sich ein gemischtes 
Bild: Während BMW im Juli 2009 Federn lassen musste (-10,3%), blieben die Verkäufe von VW (-0,5%) und 
Audi (-1,2%) mehr oder weniger unverändert. Mercedes-Benz erzielte ein Absatzplus von 4,4%, smart gar 
von 21,9%. Marktführer im britischen Pkw-Segment bleibt Ford, vor Vauxhall und Volkswagen. 
 

Trotz des 2,4%igen Absatzwachstums im Juli bleibt bei den Pkw-Neuzulassungen in den ersten sieben Mo-
naten des laufenden Jahres unter dem Strich ein sattes Minus: Statt 1,4 Mio. Modelle wie im entsprechen-
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den Vorjahreszeitraum, wurden dieses Jahr bislang nur rund 1,08 Mio. Pkw verkauft (-22,8%). Der Impuls, 
den der britische Wirtschaftsminister Peter Mandelson mit der Abwrackprämie setzen wollte, könnte sich 
bereits im Herbst wieder verflüchtigen, da die Regierung die Subventionierung auf 300.000 Modelle begren-
zen will. Anfang August wurden im Rahmen des Programms bereits 85.000 alte Pkws gegen fabrikneue ein-
getauscht. Weitere 60.000 Modelle wurden schon bestellt. Der Fachverband der Autohersteller und -händler 
SMMT rechnet im Gesamtjahr 2009 mit einem Absatz von knapp 1,83 Mio. Einheiten und somit mit einem 
Rückgang von rund 14,5% gegenüber dem Vorjahr. 2010 soll es noch einmal um rund 5% nach unten ge-
hen. 
 

Vom Konjunkturprogramm der Regierung scheint auch die Bauwirtschaft zu profitieren. So legten die Auf-
tragseingänge der Bauindustrie im Infrastruktursegment im 2. Quartal 2009 Angaben des Statistikamts ONS 
zufolge um 4% gegenüber dem Vorquartal zu. Im Vergleich zum Vorjahresquartal ergab sich gar ein Plus 
von 27%. Erste positive Signale sendet auch der private Wohnungsbau: Die Auftragseingänge zogen in die-
sem Segment im 2. Quartal 2009 um 25% an. Allerdings waren die Auftragsrückgänge in den Vorquartalen 
derart exorbitant, dass sich im Vergleich zum 2. Quartal 2008 immer noch ein Minus von rund einem Drittel 
ergab. So ist es nicht verwunderlich, dass die meisten Analysten zurückhaltend bleiben, was die weiteren 
Aussichten im Baugewerbe betreffen. Anlass zur Sorge gibt nicht zuletzt der Gewerbebau, der im 1. Quartal 
2009 Umsatzeinbußen um gut 50% gegenüber dem entsprechenden Vorjahresquartal hinnehmen musste. 
 

Für verhaltenen Optimismus sorgt eine aktuelle Umfrage des Industrieverbands CBI unter kleinen und mit-
telständischen Unternehmen im Vereinigten Königreich. Demnach meldeten zwar 51% der befragten Firmen 
für den Zeitraum Mai - Juli 2009 fallende Auftragseingänge, 17% berichteten jedoch von steigenden Auf-
tragseingängen. Der Saldo stieg somit gegenüber dem vorhergehenden 3-Monatszeitraum deutlich von -
51% auf -34%, bewegte sich jedoch immer noch im negativen Bereich. Für die kommenden drei Monate 
rechnet nur noch ein Saldo von -8% der befragten Unternehmen mit fallenden Ordern. Die Mehrheit geht 
gar erstmals wieder von zunehmenden Auftragseingängen aus dem Ausland aus. 
 

Eine weitere Unternehmensbefragung des Industrieverbands CBI liefert erste Hinweise darauf, dass sich die 
Kreditklemme im Vereinigten Königreich möglicherweise lockert. Im Juni 2009 meldeten 28% der befragten 
Unternehmen, dass sich die Verfügbarkeit von neuen Darlehen verbessert habe. Rund 10% sahen eine Ver-
schlechterung. Der Saldo von +18% lag damit deutlich über dem Saldo von Mai 2009 (-20%). Allerdings 
sagte rund die Hälfte der befragten Firmen aus, dass sich die Kosten für neue Kredite erhöht hätten. Eben-
falls verschlechtert haben sich die Rechnungs- und Zahlungsbedingungen (-28%). Ein drängendes Problem 
für viele Unternehmen bleibt die Verfügbarkeit von Warenkreditversicherungen. Ein Saldo von 57% der be-
fragten Firmen gab an, dass sich diese gegenüber dem vorhergehenden 3-Monatszeitraum verschlechtert 
habe. 
 

Die britischen Importe von Gütern und Dienstleistungen beliefen sich gem. Angaben des Statistikamts ONS 
zwischen Januar und Mai 2009 auf rund 176 Mrd. £ (rund 207 Mrd. €; 1 £ = 1,1757 €), was einem Rückgang 
um 7,3% gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum entspricht. Die deutschen Warenausfuhren ins 
Vereinigte Königreich betrugen zwischen Januar und April 2009 rund 16,7 Mrd. €, was einem Einbruch ge-
genüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 29,3% gleichkommt. Der deutsche Export litt vor allem 
an der schwachen Nachfrage nach Autos und Investitionsgütern in den ersten Monaten des Jahres. 
Quelle: gtai-newsletter, 12.08.2009 
 

Firmennamen und Unternehmensregister: Neuerungen im Gesellschaftsrecht von Großbritannien 

Auch zweieinhalb Jahre nach Verabschiedung des "Companies Act 2006" im November 2006 wurden auch in 
diesem Jahr hierzu Umsetzungsmaßnahmen im Vereinigten Königreich erlassen. Sie betreffen Reformen im 
Unternehmensnamensrecht und im Bereich der Unternehmensregister.  
 

Unternehmensnamen 
Unternehmen, die im Vereinigten Königreich gemäß dem "Companies Act 2006" in ein Unternehmensregis-
ter eingetragen werden möchten, dürfen ab Oktober 2009 einen Namen von max. 160 erlaubten Zeichen 
führen. Dies ist eine der Vorgaben der "Company and Business Names (Miscellaneous Provisions) Regulati-
ons 2009" (im Folgenden: Regulations) vom 24.04.2009, die am 01.10.2009 in Kraft treten. Diese sind im 
Internet abrufbar. 
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Die Regulations enthalten detaillierte Vorgaben, welche Zeichen in Unternehmensnamen erlaubt sind. Nicht 
erlaubt ist es z.B. einer haftungsunbeschränkten Gesellschaft, den Unternehmensnamen mit "Limited", "Ltd", 
"Cyfyngedig" oder "Cyf" enden zu lassen. 
 

Zur Vermeidung von Mehrfacheintragungen in den Unternehmensregistern sind gleiche Namen nur zuläs-
sig, wenn die Gesellschaften einer Unternehmensgruppe angehören. Außerdem muss die bereits eingetrage-
ne Gesellschaft dem neuen Unternehmen (zur Vorlage beim Unternehmensregister) bescheinigen, dass sie 
mit der Eintragung des Gleichnamigen einverstanden ist und dass beide Unternehmen der gleichen Gruppe 
zugehörig sind. 
 

Die hier angesprochenen und weitere Normen der Regulations gelten grundsätzlich auch für außerhalb des 
Vereinigten Königreichs angesiedelte Gesellschaften, die sich im Vereinigten Königreich in ein Unterneh-
mensregister eintragen lassen möchten oder müssen. 
 

Für bereits vor dem 01.10.2009 eingetragene Gesellschaften gilt eine weitgehende Besitzstandswahrungsre-
gelung. 
 

Fusion der Unternehmensregister im Vereinigten Königreich 
Als Konsequenz des "Companies Act 2006" wird im Vereinigten Königreich zum 01.10.2009 das nordirische 
Unternehmensregister (CRNI) in das bisher nur für England, Wales und Schottland zuständige Unterneh-
mensregister (Companies House) integriert. Die Datensätze der rund 38.000 in Nordirland registrierten Un-
ternehmen werden zum Companies House übertragen. 
 

Ab dem 01.10.2009 erhalten interessierte deutsche Unternehmen Informationen über Kapitalgesellschaften 
und Personengesellschaften mit begrenzter Haftung aus dem gesamten Vereinigten Königreich über die 
"WebCheck"-Suchmaske des Companies House.  
 

Die Integration des nordirischen Unternehmensregisters durch das Companies House hat für nordirische 
Unternehmen positive Synergieeffekte, z.B. wird für sie die Gründung von Zweigniederlassungen in England, 
Wales und Schottland einfacher. 
 

Die bisherigen Telefonservicenummern sowie Internet- und E-Mail-Adressen des CRNI werden zum 
01.10.2009 eingestellt. Die bisherige Postanschrift in Nordirland wird jedoch auch nach der Verschmelzung 
mit dem Companies House gültig sein. 
 

Weitere Informationen: 
• Company and Business Names (Miscellaneous Provisions) Regulations 2009:  

www.opsi.gov.uk/si/si2009/pdf/uksi_20091085_en.pdf
• „WebCheck"-Suchmaske des Companies House:  
 http://wck2.companieshouse.gov.uk/1ae04bf64237a510772889bbeff6e8ef/wcframe?name=accessCompan

yInfo
Quelle: gtai-newsletter, 29.07.2009 
 

Mindestlohnerhöhung in Großbritannien 

Die britische Regierung hat angekündigt, den Mindestlohnsatz ab Oktober 2009 geringfügig zu erhöhen.  
 

Der Mindestlohn für Arbeitnehmer im Alter von mind. 22 Jahren soll von 5,73 £ auf 5,80 £ pro Stunde stei-
gen. Wer zwischen 18 und 21 Jahren alt ist, soll ab Oktober einen Stundensatz von mind. 4,83 £ (bisher: 4,77 
£) erhalten. 16- und 17-Jährige sollen dann mit mind. 3,57 £ entlohnt werden, bisher erhalten sie 3,53 £. 
 

Allerdings soll auch das "accomodation offset" um 5 Pence auf 4,51 £ pro Tag angehoben werden. Das "ac-
comodation offset" ist der Betrag, den ein Arbeitgeber vom Mindestlohn abziehen kann, wenn er dem Ar-
beitnehmer die Unterkunft stellt. 
 

Änderungen des Mindestlohns im Vereinigten Königreich sind auch für deutsche Unternehmen relevant, 
wenn diese im Vereinigten Königreich mit eigenen Arbeitskräften tätig werden. Denn gem. der Europäischen 
Entsenderichtlinie (Richtlinie 96/71/EG) sind dabei u.a. die im Vereinigten Königreich geltenden Vorschriften 
über den Mindestlohn zu beachten. 
Quelle: gtai-newsletter, 11.06.2009 
 

http://wck2.companieshouse.gov.uk/1ae04bf64237a510772889bbeff6e8ef/wcframe?name=accessCompanyInfo
http://wck2.companieshouse.gov.uk/1ae04bf64237a510772889bbeff6e8ef/wcframe?name=accessCompanyInfo
http://www.opsi.gov.uk/si/si2009/pdf/uksi_20091085_en.pdf


Außenwirtschaftsnachrichten/IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International/Oktober 2009 
Seite 14 

Prompt Payment Code: Liste von Unternehmen mit guter Zahlungsmoral in Großbritannien 

Im Vereinigten Königreich gibt es mit dem "Prompt Payment Code" eine neue Initiative zum Schutz von 
Lieferanten vor unerwarteten Zahlungsverzögerungen ihrer Abnehmer.  
 

Wohl kaum ein Unternehmen wird selbst eingestehen, eine schlechte Zahlungsmoral zu haben. Auch wird es 
nur wenige Unternehmen geben, die nicht von sich behaupten würden, dass sie 
 

• vertragliche Zahlungsfristen einhalten 
• Lieferanten rechtzeitig bezahlen, ohne dabei aus unverhältnismäßigen Gründen längere Zahlungsfristen 

für kleinere Lieferanten vorzusehen 
• Lieferanten klar und unkompliziert Aufklärung über ihre Zahlungsverfahren geben 
• ein für Lieferanten transparentes System für Reklamationen haben, durch das sichergestellt wird, dass 

Gründe für Zahlungsverzögerungen unverzüglich an Lieferanten kommuniziert werden 
• auch von ihren eigenen Hauptlieferanten die Einhaltung dieser Prinzipien verlangen. 
 

Britische Unternehmen und Stellen der öffentlichen Verwaltung, die dies allerdings nicht nur selbst so 
wahrnehmen, sondern auch zwei Lieferanten als Referenzen haben, können seit Neuestem dem "Prompt 
Payment Code" beitreten. Wer diesen Test bestanden hat, wird auf der Seite  
www.promptpaymentcode.org.uk unter "Approved Signatories" eingetragen. 
 

Der "Prompt Payment Code" ist eine Einrichtung des Institute of Credit Management, das hierfür Unterstüt-
zung durch das Wirtschaftsministerium des Vereinigten Königreiches (BERR) erfährt. BERR, selbst ein ge-
prüfter Unterzeichner des "Prompt Payment Code", erhofft sich von diesem unter anderem, dass kleine Lie-
feranten nicht mehr dadurch ins Wanken geraten, dass Zahlungen nicht wie erwartet eintreffen. Weitere 
Vorzüge des "Prompt Payment Code" für Lieferanten und Abnehmer schildert BERR in seinem jüngst he-
rausgegebenen Merkblatt "Paying on time is good for business" ( 
www.promptpaymentcode.org.uk/media/188-075%20BERR%20paying%20on%20time%20lft-web.pdf).

Einen Blick auf www.promptpaymentcode.org.uk lohnt sicher auch für deutsche Lieferanten, um die Zah-
lungsmoral britischer Partner einschätzen zu können. 
Quelle: gtai-newsletter, 11.06.2009 
 

EU-Dienstleistungsrichtlinie: Umsetzung in Großbritannien 

Das Wirtschaftsministerium des Vereinigten Königreiches (BERR) hat am 12.05.2009 den Entwurf der "Servi-
ces Regulations" veröffentlicht. Diese sollen die Europäische Dienstleistungsrichtlinie (Richtlinie 2006/123/ 
EG vom 12.12.2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt - nachstehend: DL-RL) in nationales Recht um-
setzen. Sie sind auch für deutsche Dienstleister bei Geschäften in Großbritannien relevant. Über die "Servi-
ces Regulations" soll das Parlament im Herbst beraten. 
 

BERR schätzt laut dem "Impact Assessment" zur DL-RL, einer im Mai 2009 vorgelegten Studie zur Auswir-
kung der Umsetzung der DL-RL im Vereinigten Königreich, dass das dortige Gemeinwohl um 0,4% - 0,6% 
(4,1 - 6,1 Mrd. £) gesteigert werden könnte. Zudem erwartet BERR einen Anstieg des grenzüberschreitenden 
Handels durch die DL-RL-Umsetzung von bis zu 6,1%. 
 

Sowohl der Entwurf der "Services Regulations" (im Folgenden: SR-Entwurf) als auch das "Impact Assess-
ment" zur DL-RL sind auf einer Homepage von BERR abrufbar. Eine weitere Website von BERR bietet allge-
meine Informationen zur Umsetzung der DL-RL im Vereinigten Königreich.  
 

Nach dem SR-Entwurf sollen die "Services Regulations" - wie von der DL-RL gefordert - am 28.12.2009 in 
Kraft treten. Wichtig für deutsche Dienstleistungsunternehmen, die im Vereinigten Königreich agieren und 
die unter den Anwendungsbereich der DL-RL fallen, sind vor allem zwei Punkte: Zum einen sollen - für 
deutsche Dienstleister positiv - die Verwaltungsverfahren und Genehmigungserfordernisse vereinfacht wer-
den. Zum anderen sollen die Dienstleister jedoch weitergehende Informationspflichten gegenüber den 
Dienstleistungsempfängern haben.  
 

Erfreulich ist für deutsche Dienstleister an der DL-RL und dem SR-Entwurf, dass bei Forderungen nach Be-
rufshaftpflichtversicherungen oder vergleichbaren Sicherheiten im Vereinigten Königreich nicht mehr der 
Neuabschluss solcher Versicherungen im Vereinigten Königreich gefordert werden können soll, wenn eine 

http://www.promptpaymentcode.org.uk/
http://www.promptpaymentcode.org.uk/media/188-075%20BERR%20paying%20on%20time%20lft-web.pdf
http://www.promptpaymentcode.org.uk/
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den Erfordernissen des Vereinigten Königreichs genügende (und natürlich auch für das Vereinigte König-
reich geltende) Deckung in Deutschland bereits besteht. 
 

Vereinfachungen bei Niederlassungen im Vereinigten Königreich 
Wer als Dienstleister eine Niederlassung im Vereinigten Königreich gründen möchte, soll gem. Regulations 
14 ff. SR-Entwurf nur noch Genehmigungserfordernissen unterworfen werden dürfen, die folgende Bedin-
gungen erfüllen: Sie dürfen nicht diskriminierend sein. Sie müssen objektiv, transparent, klar, unzweideutig, 
im Voraus bekannt und durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses gerechtfertigt sein. Schließlich 
muss das mit der jeweiligen Genehmigung verfolgte Ziel nicht mit weniger einschneidenden Maßnahmen 
erreichbar sein. 
 

Auch wenn die Gründung der Niederlassung im Vereinigten Königreich von Genehmigungen abhängig ge-
macht werden darf, sollen ihnen Kriterien zugrunde gelegt werden, die eine willkürliche Ermessensausübung 
der zuständigen Behörden verhindern. Zusätzlich sollen die Genehmigungen nicht zu Doppelungen von 
gleichwertigen oder im Wesentlichen vergleichbaren Anforderungen und Kontrollen führen dürfen, denen 
der Dienstleister bereits im Vereinigten Königreich, Deutschland oder einem anderen EU-Mitgliedstaat un-
terliegt. Die Genehmigung soll darüber hinaus z.B. nicht aus Gründen versagt werden dürfen, die eine Dis-
kriminierung aufgrund des Sitzes im EU-Ausland (z.B. Residenzpflicht des Dienstleisters oder seiner Mitar-
beiter im Vereinigten Königreich), ein Verbot der Niederlassung in mehreren EU-Mitgliedstaaten oder ein 
Erfordernis einer Hauptniederlassung im Vereinigten Königreich darstellen. Auch soll die Genehmigung z.B. 
nicht vom Nachweis eines wirtschaftlichen Bedarfs abhängig gemacht werden dürfen. Allerdings sollen 
seitens der zuständigen Behörde u.a. mengenmäßige oder territoriale Beschränkungen gemacht werden 
können, wenn diese nicht diskriminierend und erforderlich sind sowie dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit gemäß angewendet werden. 
 

Eine für deutsche Unternehmen äußerst wichtige Neuerung ist die in Regulation 19 verankerte Genehmi-
gungsfiktion: Unterfällt eine Dienstleistung der DL-RL, soll eine für eine Niederlassung erforderliche Ge-
nehmigung binnen einer zuvor von der zuständigen Behörde selbst gesetzten Frist erteilt oder versagt wer-
den müssen. Die Frist soll von der Behörde einmalig verlängert werden dürfen. Falls die Behörde innerhalb 
der Frist bzw. deren Verlängerung allerdings die Versagung nicht ausspricht, soll die Genehmigung als erteilt 
gelten. Anderslautende Regelungen sollen nur bei hierfür zwingenden Gründen des Allgemeininteresses 
gerechtfertigt sein. 
 

www.businesslink.gov.uk soll als Einheitlicher Ansprechpartner für Formalitäten und Verfahren im Bereich 
der DL-RL fungieren. 
 

Genehmigungen sollen möglichst für eine unbestimmte Dauer ausgesprochen werden. Ausnahmen sollen 
jedoch bei sich automatisch erneuernden oder lediglich vom Fortbestehen der Anforderungen abhängigen 
Genehmigungen gemacht werden können. Eine Genehmigung nur für eine bestimmte Zeit soll zudem mög-
lich sein bei Befristungen oder Kontingentierungen, die durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses 
gerechtfertigt sind. 

Weitere Informationen: 
Europäische Dienstleistungsrichtlinie (Richtlinie 2006/123/EG):  
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:376:0036:0068:DE:PDF

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der DL-RL im Vereinigten Königreich:  
www.berr.gov.uk/whatwedo/europeandtrade/europe/services-directive/page9583.html

Informationen zum Entwurf der Services Regulations und "Impact Assessment" zur DL-RL:  
www.berr.gov.uk/whatwedo/europeandtrade/europe/services-directive/implementation/page51289.html

Handbuch der Europäischen Kommission zur Umsetzung der DL-RL:  
http://ec.europa.eu/internal_market/services/docs/services-dir/guides/handbook_de.pdf

"Healt and Safety Executive" (HSE) des Vereinigten Königreichs: www.hse.gov.uk

Homepage von HSE zu den "Construction (Design and Management) Regulations":  
www.hse.gov.uk/construction/cdm.htm
Quelle: gtai-newsletter, 05.06.2009  
 

http://www.hse.gov.uk/construction/cdm.htm
http://www.hse.gov.uk/
http://ec.europa.eu/internal_market/services/docs/services-dir/guides/handbook_de.pdf
http://www.berr.gov.uk/whatwedo/europeandtrade/europe/services-directive/implementation/page51289.html
http://www.berr.gov.uk/whatwedo/europeandtrade/europe/services-directive/page9583.html
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:376:0036:0068:DE:PDF
http://www.businesslink.gov.uk/
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Britische Klimastrategie setzt auf Windkraft und Biomasse 

Mit dem am 15.07.2009 vorgestellten Low Carbon Transition Plan bekräftigt die britische Regierung im Hin-
blick auf den im Dezember stattfindenden Kopenhagener Klimagipfel den Willen, bis 2020 eine 34%ige Re-
duzierung der CO2-Emmissionen zu erreichen. Hierfür muss der Anteil erneuerbarer Energiequellen an der 
Energieversorgung bis 2020 auf 15% steigen. Dies würde einer Zunahme um rund 600% gegenüber dem 
Status quo gleichkommen. Vor allem in den Bereichen Windenergie und Biomasse bestehen gute Chancen 
für deutsche Firmen. 
 

Die Ankündigung des britischen Umweltministers Ed Miliband, dass sich das Vereinigte Königreich (VK) an 
die Spitze der globalen "grünen Revolution" setzen wolle, fiel mit einem gleichermaßen unglücklichen wie 
aussagekräftigen Umstand zusammen: Vestas, der dänische Windkraftturbinenhersteller, gab beinahe paral-
lel zur Regierungserklärung bekannt, sein Werk auf der Isle of Wight Ende Juli 2009 stilllegen zu wollen. 
Vestas unterhält die einzige größere Windturbinenproduktion, die im Vereinigten Königreich angesiedelt ist. 
 

Was für den Windkrafttechnologiestandort VK als herber Rückschlag erscheint, dürfte sich als große Chance 
für ausländische Technologielieferanten erweisen: Es deutet alles darauf hin, dass die 3.000 Windturbinen, 
die gem. den Plänen der Regierung bis 2020 offshore installiert werden sollen und die 4.000 Windturbinen, 
die vor der britischen Küste errichtet werden sollen, nun aus Deutschland und anderen führenden Ländern 
im Bereich der Windkrafttechnologie importiert werden müssen. Einige Analysten, etwa vom britischen Un-
ternehmerverband CBI, halten die Regierungsziele jedoch für nicht erreichbar. Derzeit sind onshore ca. 2.330 
Windturbinen und offshore 210 Windturbinen installiert. Die Investitionen in erneuerbare Energien im VK 
beliefen sich 2008 Angaben des Informationsdienstes New Energy Finance (NEF) zufolge auf 4,5 Mrd. £ (ca. 
5,7 Mrd. €; Jahresdurchschnittskurs 2008: 1 € = 0,79628 £). Dies kommt einem Rückgang um rund 34% 
gegenüber dem Vorjahr gleich. Im 1. Quartal 2009 lagen die britischen Renewables-Investitionen bei ledig-
lich 138 Mio. £ (ca. 152 Mio. €, Monatsdurchschnittskurs Januar - März 2009: 1 € = 0,90825 £). Auch die 
Windkraftinvestitionen dürften 2008 und in den ersten drei Monaten 2009 infolge der Kreditklemme gesun-
ken sein. Der britische Unternehmerverband CBI hat ausgerechnet, dass bis 2020 jährlich Investitionen in 
Höhe von 7,5 Mrd. £ nötig sind, um das Regierungsziel zu erreichen, bis 2020 15% des nationalen Energie-
bedarfs aus erneuerbaren Energiequellen zu beziehen. 2008 lag der Anteil der erneuerbaren Energien im 
Vereinigten Königreich bei lediglich 2,25% - einer der niedrigsten Werte in der EU. 
 

Die Ankündigung von Vestas, seine Windturbinenproduktion im Vereinigten Königreich aufgeben zu wollen, 
verdeutlicht die strukturellen Schwächen der britischen Windkraftindustrie: Das unsichere wie komplizierte 
Planungs- und Subventionsumfeld der vergangenen Jahre hat dazu geführt, dass es - anders als in 
Deutschland oder Dänemark - nicht zur Entwicklung einer leistungsfähigen Zulieferindustrie in der Wind-
kraftbranche gekommen ist. Dies diagnostiziert zumindest der Fachverband British Wind Energy Association 
(BWEA), der die Beschäftigung in der britischen Windenergiebranche auf lediglich 5.000 Personen schätzt 
(in Deutschland: rund 80.000 Beschäftigte). Die britische Regierung hat nun angekündigt, durch folgende 
Maßnahmen das Geschäftsumfeld für die Windenergieindustrie und die erneuerbare Energien-Branche ins-
gesamt verbessern zu wollen: 
 

• Regionale und kommunale Planungsbehörden sollen mit zusätzlich 11 Mio. £ unterstützt werden, mit dem 
Ziel Planungsprozesse und Genehmigungsverfahren zu beschleunigen. 

• Innerhalb des Umweltministeriums DECC soll ein neues "Office for Renewable Energy Deployment" ge-
gründet werden, um klarere Zuständigkeiten zu schaffen. 

• Das Umweltministerium DECC will in den nächsten zwölf Monaten einen Plan vorlegen, wie die Anbin-
dung neuer Kraftwerkskapazitäten aus erneuerbaren Energiequellen ans Stromnetz künftig besser und ef-
fizienter erreicht werden kann. 

• Der als "Renewables Obligation" (RO) bezeichnete Subventionsmechanismus für erneuerbare Energien soll 
verlängert werden und jetzt bis mind. 2037 gelten. Das zeitliche Limit für eine Subventionierung soll künf-
tig bei 20 Jahren liegen. 

 

Ein weiterer wichtiger Baustein der britischen Klimastrategie sind die Pläne, in der Trichtermündung des 
Flusses Severn ein Gezeitenkraftwerk zu bauen, das künftig bis zu 5% des nationalen Strombedarfs decken 
könnte. Im Januar 2009 wurde eine Shortlist mit fünf Projektvorschlägen veröffentlicht. Eine öffentliche 
Konsultationsphase soll 2010 stattfinden.  
 

Weitere Informationen: http://severntidalpowerconsultation.decc.gov.uk

http://severntidalpowerconsultation.decc.gov.uk/
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Auch Stromerzeugung aus Biomasse kommt im Vereinigten Königreich so langsam aus den Startlöchern, 
wie die Mitte Juli erteilte Planungsgenehmigung für ein holzbefeuertes 295 MW-Kraftwerk in Teesside zeigt. 
Projektentwickler ist MGT Power Ltd.  
 

Insgesamt stieß der Low Carbon Emission Plan der britischen Regierung bei Verbänden und Medien auf ein 
gemischtes bis kritisches Echo. Nichtsdestoweniger gibt es für deutsche Technologieanbieter aus den Berei-
chen Umwelttechnik und erneuerbare Energien im Vereinigten Königreich eine Reihe interessanter Ge-
schäftschancen. Der britische Industrieverband CBI bezweifelt, ob der Privatsektor tatsächlich in der Lage ist, 
die 150 Mrd. £ an Investitionen aufzubringen, die zum Erreichen der nationalen Klimaschutzziele nötig sind. 
 

Weitere Informationen zu britischen Förderprogrammen und -maßnahmen im Bereich erneuerbare Energien 
und Energieeffizienz: 
 

www.defra.gov.uk/environment/climatechange/uk/business/cca/levy.htm

http://ec.europa.eu/environment/climat/emission/index_en.htm

www.berr.gov.uk/energy/sources/renewables/policy/renewables-obligation/page15630.html

www.defra.gov.uk/environment/climatechange/uk/household/supplier/cert.htm

www.defra.gov.uk/environment/climatechange/uk/business/crc/index.htm
Quelle: gtai-newsletter, 27.07.2009 
 

Vereinigtes Königreich investiert in Offshore-Windkraft und CO2-Speicherungstechnologien 

Die Windenergie-Investitionen im Vereinigten Königreich dürften sich in den nächsten zehn Jahren Progno-
sen von Catalyst Corporate Finance zufolge auf bis zu 85 Mrd. £ (rund 97 Mrd. €; 1 £ = 1,1356 €) belaufen. 
Der Großteil der neu zu installierenden Kapazitäten wird im Offshore-Bereich erfolgen. Die Versorger E.ON 
UK und die RWE-Tochter Npower Renewables gehören hierbei zu den treibenden Kräften. Die britische Re-
gierung plant zudem, ausgebeutete Offshore-Ölfelder für Carbon-Capture-and-Storage-Projekte zu nutzen. 
 

Die Pläne der britischen Regierung zum Ausbau der Offshore-Windenergiekapazitäten gehören zu den ehr-
geizigsten weltweit. Das Vereinigte Königreich hat zum Jahresende 2008 Dänemark als das Land mit der 
größten installierten Offshore-Windkapazität abgelöst. Geht es nach dem Willen des britischen Wirt-
schaftsministeriums, sollen vor der Küste des Landes bis 2020 mind. 33 GW an Offshore-Windkapazitäten 
installiert sein. Da sich die für die Installation von Offshore-Windparks vorgesehenen Standorte teils mehr 
als 30 km vor der britischen Küste befinden, sind für den Transport, die Errichtung und die Wartung der 
aufzustellenden Windturbinen nicht zuletzt spezielle Arbeits- und Serviceschiffe erforderlich. Die Unter-
nehmensberatung BVG Associates warnt in einer Studie über die britischen Offshore-Wind-Pläne davor, 
dass es voraussichtlich eine Unterversorgung an derartigen Spezialschiffen in der Zeit ab 2012 geben könne, 
falls die entsprechenden Investitionen und Kapazitäten nicht erhöht würden. 
 

Der Windkraftproduktionsstandort Vereinigtes Königreich musste im Sommer 2009 einen herben Rück-
schlag hinnehmen: Vestas, der einzige große Hersteller von Windturbinen im Land, entschied sich dazu, 
seine Produktion auf der Isle of Wight einzustellen. Dadurch gibt es in Zukunft keine nennenswerte inländi-
sche Produktion von Windturbinen mehr. Es deutet damit alles darauf hin, dass das Vereinigte Königreich 
alle Windturbinen (geschätzt 5.000 - 7.000), die für die Erreichung der Regierungsziele erforderlich sind, 
importieren muss. Es ist denkbar, dass zumindest die Windturbinen, die für Offshore-Standorte vor der briti-
schen Ostküste bestimmt sind, von einem kontinentaleuropäischen Hafen aus direkt an ihren Bestimmungs-
ort transportiert werden, ohne vorher über einen britischen Hafen verladen zu werden. 
 

Im Vergleich zur aufstrebenden Offshore-Windindustrie ist die britische Offshore-Öl- und Gasindustrie in 
der Nordsee bereits eine sehr reife und etablierte Branche. Allerdings sind die Ölvorkommen in der Nordsee 
offiziellen Angaben zufolge bereits zu über 50% ausgebeutet (Stand: 2008). Die Erdgasgewinnung aus der 
Nordsee stieg in den vergangenen Jahren zwar insgesamt an, dies gilt jedoch nicht für die britische Erdgas-
produktion, die gegenwärtig stark zurückgeht. Die britische Ölgewinnung erreichte 1999 ihren Höhepunkt, 
als 2,56 Mio. Barrel pro Tag gefördert wurden. 2007 lag die Fördermenge jedoch nur noch bei 1,45 Mio. Bar-
rel pro Tag. Infolge dieses starken Rückgangs war das Vereinigte Königreich 2007 erstmals seit mehreren 
Jahrzehnten wieder Nettoimporteur von Rohöl. Experten prognostizieren, dass die britische Fördermenge bis 

http://www.defra.gov.uk/environment/climatechange/uk/business/crc/index.htm
http://www.defra.gov.uk/environment/climatechange/uk/household/supplier/cert.htm
http://www.berr.gov.uk/energy/sources/renewables/policy/renewables-obligation/page15630.html
http://ec.europa.eu/environment/climat/emission/index_en.htm
http://www.defra.gov.uk/environment/climatechange/uk/business/cca/levy.htm
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2020 auf rund 0,85 Mio. Barrel pro Tag zurückgehen dürfte und damit auf rund ein Drittel des 1999 erreich-
ten Niveaus. 
 

Trotz des stetigen Rückgangs der Fördermengen gibt es in der britischen Offshore-Öl- und Gasindustrie 
weiter eine relativ beachtliche Investitionsnachfrage. 2006 erreichten die Investitionen mit 5,6 Mrd. £ einen 
Höhepunkt, fielen 2008 jedoch Schätzungen zufolge auf 4,8 - 5 Mrd. £. Der Fachverband Oil & Gas UK rech-
net damit, dass die Kapitalausgaben 2009 weiter auf 3,5 - 4,5 Mrd. £ sinken. 2010 ist aus heutiger Sicht mit 
einem erneuten Rückgang zu rechnen. Ein aktueller Bericht des House of Commons warnt davor, dass im 
Fall eines Worst-case-Szenarios und einem Absinken der Investitionen auf 2,5 Mrd. £ im Jahr 2010 die zu 
erwartenden Fördermengen drastisch fallen könnten. Zudem seien dann bis zu 50.000 Jobs in der Branche 
in Gefahr. 
 

Im Vereinigten Königreich rückt neben der Förderung von Offshore-Öl- und Gasvorkommen auch die Frage 
der Stilllegung und möglichen Nutzung ausgebeuteter Unterwasserstätten in den Vordergrund. Die Bran-
chenunternehmen haben bereits damit begonnen, rund 500 Offshore-Installationen und 35.000 km an Pipe-
lines stillzulegen oder abzubauen. Da die britischen Öl- und Gasvorkommen immer noch rund 70% des Pri-
märenergiebedarfs des Landes decken, rechnen Fachleute damit, dass sich diese Stilllegungsarbeiten über 
mind. die nächsten 40 Jahre hinziehen werden. Die Kosten hierfür werden auf insgesamt rund 23 Mrd. £ 
geschätzt. 
 

Zudem gibt es Bestrebungen in der britischen Regierung, ausgebeutete Offshore-Öl- und Gasfelder für Car-
bon-Capture-and-Storage-Projekte (CCS) zu nutzen. Britische Wissenschaftler wollen herausgefunden ha-
ben, dass in Unterseefelsformationen in der Nordsee die CO2-Emissionen aller nordeuropäischen Kraftwerke 
der nächsten 300 Jahre gespeichert werden können. Im Jahr 2030 könnten demnach bis zu 4 Mrd. £ (pro 
Jahr) in der britischen CCS-Industrie erwirtschaftet werden. 
 

Die britische Regierung will die Anwendung von CCS-Technologie auf folgende Weise voranbringen: Ener-
gieversorger sollen grünes Licht zum Bau von vier neuen Kohlekraftwerken unter der Voraussetzung erhal-
ten, dass sie zumindest einen Teil der durch die neuen Kraftwerke entstehenden CO2-Emissionen unterir-
disch speichern. Die den Kraftwerksbetreibern entstehenden Kosten durch die Installation der CCS-
Technologie soll durch einen 2%igen Aufschlag auf die Energiehaushaltsrechnungen auf den Endverbrau-
cher umgelegt werden. Bei einer der vier neuen geplanten Kohlekraftwerke handelt es sich um die Ersetzung 
eines von E.ON UK betriebenen Kraftwerks in Kingsnorth, Kent, durch einen um 20% emissionsärmeren Mei-
ler. 
 

Zwar wurde die endgültige Entscheidung zur Errichtung der vier neuen Kohlekraftwerke im Frühjahr 2009 
aufgeschoben, dennoch betonte das Umweltministerium, dass der erste der mit CCS-Technologie ausgestat-
teten Meiler im Jahr 2015 ans Netz gehen soll. Die Kosten für die Ausstattung der Kohlekraftwerke mit CCS-
Technologie werden auf rund 1 Mrd. £ (je Meiler) geschätzt. Kritiker verweisen darauf, dass CCS-Technologie 
bislang lediglich im Rahmen von kleinen Pilotprojekten funktioniere - auf kommerzieller Basis sei die Wirk-
samkeit von CCS unbewiesen. Die Regierungspläne sehen vor, dass die CCS-Technologie auf eine Kapazität 
von 400 MW der neuen Kraftwerke (bzw. 25% - 50% der Gesamtkapazität eines Kraftwerks) angewendet 
werden soll. Bis 2025 ist vorgesehen, die kompletten CO2-Emissionen der neuen Kraftwerke aufzufangen 
und zu speichern. Britische Umweltschutzgruppen bezeichnen die CCS-Pläne der Regierung als "ökologisch 
fragwürdig". 
 

Weitere Informationen:  
British Wind Energy Association (BWEA): www.bwea.com

Carbon Capture & Storage Association: www.ccsassociation.org.uk

The United Kingdom Offshore Oil and Gas Industry Association: www.oilandgasuk.co.uk
Quelle: gtai-newsletter, 04.09.2009 

Britischer Gesundheitssektor investiert 2010 wieder mehr 

Nach einem schwachen 1. Halbjahr 2009 dürften sich die Bau- und Modernisierungsinvestitionen im briti-
schen Gesundheitssektor in der 2. Jahreshälfte stabilisieren. Im kommenden Jahr könnte es bereits wieder 
mehr Projektstarts geben. Das Gesundheitsministerium sieht im laufenden Haushaltsjahr (2009/10) investive 

http://www.oilandgasuk.co.uk/
http://www.ccsassociation.org.uk/
http://www.bwea.com/
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Ausgaben in Höhe von 5,4 Mrd. £ vor. Diese Summe soll aktuellen Planungen zufolge im kommenden Bud-
getjahr um 15% auf rund 6,1 Mrd. £ gesteigert werden. 
 

Auch wenn 2010 die Zahl der Projektstarts im britischen Gesundheitswesen wieder steigen dürfte, ist in den 
kommenden ein bis zwei Jahren nur mit wenigen großen Vorhaben mit einem Investitionsvolumen von 
mehr als 100 Mio. £ (rund 117 Mio. €; 1 £ = 1,17 €) zu rechnen, prognostiziert der Informationsdienst 
"Construction News". Das Gesundheitsministerium hat den Fokus eher auf etwas kleinere Projekte gelegt. 
Auch der regionale Schwerpunkt der Investitionen dürfte sich verändern: Die Zahl der Projektstarts (Bau- 
und Modernisierungsvorhaben) geht in den Regionen East of England, London und Südwesten zurück, im 
Nordosten, Südosten und Wales steigt sie jedoch deutlich. Aufgrund des schwachen 1. Halbjahres 2009 
dürften sich die den Projektstarts im Gesundheitswesen zugrunde liegenden Investitionen im Gesamtjahr 
allerdings um 11% verringern, wie der Informationsdienst Glenigan prognostiziert. Die Neuinvestitionen 
liegen im 3. Quartal 2009 voraussichtlich bei 440 Mio. £ und im 4. Quartal bei 562 Mio. £. Dies würde auf 
Vorquartalsbasis zwar einem Plus von 27,7% entsprechen, im Zwölfmonatsvergleich ergäbe sich jedoch 
aufgrund des starken 4. Quartals im letzten Jahr ein Minus von 18%. Zu kämpfen haben an Gesundheits-
bauprojekten beteiligte Firmen vielfach damit, dass sich die Banken mit Finanzierungen im Rahmen von 
Private-Finance-Initiative-Vorhaben (PFI) infolge der Finanzkrise zurückhaltend zeigen. 
 

Wichtigste Auftraggeber im britischen Gesundheitswesen *): 
 

Auftraggeber Anzahl der Aufträge Wert (in Mio. £) 
Department of Health 144 1.857
NHS Wales 10 53
Gloucester Health 1 22
British American Tobacco 1 20
Haven Health Properties 3 17
Scottish Government 1 15
The Royal Marsden Hospital 1 14
Southern Health & Social Services Board 1 9
Runwood Homes 3 7
LSP Developments 3 7
CSV Export  
*) gemäß im bisherigen Jahresverlauf 2009 vergebenen Aufträgen 
Quelle: Construction News 
Quelle: gtai-newsletter, 06.08.2009 

KfW IPEX-Bank sieht Potential für deutsche Umwelttechnologie im Vereinigten Königreich  

Seit Herbst 2008 ist die in Frankfurt ansässige KfW IPEX-Bank GmbH mit einer eigenen Niederlassung in 
London präsent. Ziel ist es, deutsche, aber auch andere europäische Unternehmen bei ihren Aktivitäten mit 
langfristigen Investitionen zu unterstützen und als direkter Ansprechpartner vor Ort zur Verfügung zu ste-
hen. "Wir bündeln in unserer Niederlassung umfassende Marktkenntnis sowie Finanzierungs- und Bran-
chen-Know-how", erläutert Heinrich Heims, Sprecher der Geschäftsführung der KfW IPEX-Bank. 
 

Die KfW IPEX-Bank konzentriert sich auf Unternehmens-, Investitions- und Absatzfinanzierungen u.a. in den 
Bereichen Maschinenbau, Spezialchemie und Pharma sowie auf die Finanzierung von Infrastruktur- und 
Energievorhaben. Sie ist dabei auf Großbritannien und Irland fokussiert. Das Finanzierungsangebot der KfW 
IPEX-Bank ist auf die Bedürfnisse von international ausgerichteten großen und mittelständischen Unter-
nehmen zugeschnitten, die Investitionsmaßnahmen von über 50 Mio. £ umsetzen wollen. Bei der Begleitung 
solcher Vorhaben strebt die Spezialbank langfristige Partnerschaften mit Kunden solider Bonität und stabiler 
Unternehmensstrukturen an. "Die KfW IPEX-Bank ist jetzt an einem der wichtigsten Finanzplätze vertreten. 
Unsere Kunden erwarten, dass wir mit ihnen die Welt erschließen", unterstreicht Armin Brestrich, General 
Manager, Head of London Branch. 
 

Größere Projekte werden derzeit kaum über den allgemeinen Bankenmarkt, sondern stattdessen im kleinen 
Kreis in so genannten Club-Deals finanziert. Als reiner Kreditspezialist kann die KfW IPEX-Bank dabei neben 
bilateralen Finanzierungen auch bestehende Bankenkreise als langfristiger Partner mit Finanzierungen ab 15 
Mio. £ ergänzen. In Großbritannien ist neben der klassischen Unternehmensfinanzierung insbesondere der 

https://www.gtai.de/ext/Tabellen-Download/CSV/MKT200908058000_tabelle_1.csv
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(revolvierende) Ankauf von Handelsforderungen oder Investitionsgüterleasing eine häufig anzutreffende 
Finanzierungsalternative. 
 

Die Niederlassung der KfW IPEX-Bank in London beobachtet zurzeit, dass insbesondere in den Bereichen 
Erneuerbare Energien, "Waste-to-Energy" sowie Verkehr und Transport ein hoher Finanzierungsbedarf be-
steht. So sieht sie viel versprechende Geschäftspotentiale für deutsche Umwelttechnologie im Vereinigten 
Königreich. Gleiches gilt auch für Investoren und Entwickler, die in Greenfield On-/Offshore Windparks in-
vestieren möchten. Das Londoner Expertenteam entwickelt für solche Aktivitäten zusammen mit den Kun-
den individuelle Finanzierungsangebote. 
 

Deutsche und europäische Unternehmen besitzen insbesondere beim Export von Gütern und Dienstleistun-
gen eine starke Position. Um zu einem erfolgreichen Abschluss zu gelangen, müssen sie neben einem über-
zeugenden Produkt ihrem Abnehmer oft auch eine passende Finanzierungslösung anbieten. Hierfür stellt die 
KfW IPEX-Bank als eines ihrer Kernprodukte mittel- und langfristige Kredite für Investitionen und Exporte 
bereit.  
 

Soweit erforderlich werden Exportkredite von staatlichen Exportkreditversicherern, Export Credit Agencies 
(ECAs), abgesichert bzw. gedeckt. In Deutschland sind das die bekannten Hermes-Bürgschaften des Bundes. 
Mit vielen Exportkreditversicherern, u.a. mit der britischen Export Credits Guarantee Department (ECGD), 
verbindet die KfW IPEX-Bank eine langjährige Zusammenarbeit. Durch die Präsenz der KfW IPEX-Bank in 
London wird die Kooperation mit der ECGD zusätzlich gestärkt. 
Quelle: gtai-newsletter, 30.07.2009 

Vereinigtes Königreich investiert kräftig in Eisenbahnelektrifizierung 

Trotz kritischer Haushaltslage - das Budgetdefizit dürfte 2009 bei 12% des BIP liegen - treibt die britische 
Regierung die Elektrifizierung des Eisenbahnnetzes voran. Hiervon profitieren soll die Great Western Main 
Line London-Swansea. Die Investitionssumme liegt bei rund 1 Mrd. £ (rund 1,16 Mrd. €; 1 £ = 1,1605 €). 
Weitere 100 Mio. £ sind für die Elektrifizierung der Strecke Liverpool-Manchester eingeplant. Bisher sind nur 
33% des Eisenbahnnetzes elektrifiziert - weniger als in den meisten EU-Ländern. 
 

Die Elektrifizierungsarbeiten an den beiden Eisenbahnstrecken sollen nach dem Willen von Transport Secre-
tary Andrew Adonis umgehend beginnen, wobei die Strecke Liverpool-Manchester nach vier Jahren und die 
rund 480 km lange Strecke London-Swansea nach acht Jahren modernisiert sein soll. Das Verkehrsministeri-
um DfT hat auch die Elektrifizierung der beiden Nebenstrecken der Great Western Main Line nach Oxford 
und Newbury in Auftrag gegeben. Den Plänen zufolge sollen nicht nur elektrische Kabel auf einer Länge von 
mehreren 100 km verlegt werden, auch Bauarbeiten an Tunneln, Brücken und Bahnstationen sind erforder-
lich. Als größte Herausforderung gilt die Elektrifizierung des lecken (undichten) 7,2 km langen Severn-
Tunnels. Verantwortlich für die Instandhaltungs- und Modernisierungsarbeiten an der britischen Eisenbahn-
infrastruktur ist Network Rail, das Nachfolgeunternehmen der früheren staatlichen Bahngesellschaft British 
Rail. Zu den wichtigsten Auftragnehmern im britischen Eisenbahnbau gehören Balfour Beatty, Siemens und 
das französische Unternehmen Colas. 
 

Als Folge der Entscheidung der britischen Regierung für das Elektrifizierungsprogramm dürfte eine Aus-
schreibung, die den geplanten Kauf von 202 Eisenbahnwaggons für Dieselzüge betrifft, gestoppt oder zu-
mindest modifiziert werden. Zu Jahresbeginn hatte das Verkehrsministerium dem Konsortium Agility Trains 
(unter anderem Hitachi) den Status des bevorzugten Bieters zugesprochen. Lord Adonis sagte hierzu gegen-
über der Presse: "Es wäre absurd, neue Dieselzüge zu bestellen, während wir auf der Strecke gleichzeitig 
elektrische Kabel verlegen." Adonis bezeichnete es als "große Chance", die Ersetzung der in die Jahre ge-
kommenen Intercity 125 High Speed Trains (HST) durch eine neue Zugflotte und die Elektrifizierung der 
Great Western Main Line quasi in einem Rutsch durchzuführen. Das Verkehrsministerium DfT hält es für 
wichtig, dass ein Teil der neuen Züge, die auf der elektrifizierten Strecke London-Swansea verkehren werden, 
so genannte "Bi-mode"-Trains sind. Derartige Züge haben einen Dieselantrieb an einem Ende und einen 
elektrischen Transformator am anderen Ende. 
 

Network Rail plant derzeit zudem, die Signaleinrichtungen auf der Great Western Main Line zu überholen. 
Ziel ist es, auf der Strecke das European Rail Traffic Management System (ERTMS) zu installieren. Hierbei 
realisiert das ETCS als Teilkomponente des ERTMS zusammen mit den Stellwerken die Funktionen der Zugsi-
cherung. 
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Weitere Informationen: www.dft.gov.uk/pgr/rail/pi/railelectrification.pdf

Unabhängig vom Eisenbahnelektrifizierungsprogramm gibt es im Vereinigten Königreich eine Reihe weiterer 
ambitionierter Schienenverkehrsprojekte, die auch für deutsche Unternehmen von Interesse sind. Hierzu 
gehört das Vorhaben "Thameslink", eine 225 km lange Nord-Süd-Verbindung im Großraum London von 
Bedford nach Brighton. Zum Jahresende 2015 sollen auf dieser Strecke in der Rush-hour bis zu 24 Züge pro 
Stunde verkehren. Die geplante Flottenstärke liegt bei 1.200 Waggons. Die neuen Züge sollen die aktuell auf 
der Thameslink-Route verkehrenden Züge im Zeitraum 2013 - 2015 nach und nach ersetzen. Es wird erwar-
tet, dass der Auftrag, an dem u.a. Alstom, Bombardier, Hitachi und Siemens Interesse bekundet haben, im 
März 2010 vergeben wird. Ein Teil der bisher auf der Thameslink-Strecke verkehrenden Züge soll auf der 
elektrifizierten Great Western Main Line zum Einsatz kommen. Die Pläne des Verkehrsministeriums sehen 
eine komplette Modernisierung dieser Züge einschließlich des Einbaus von Klimaanlagen vor. 
 

Ab 2017 werden Regionalzüge, die in London Paddington abfahren oder ankommen, durch das neue "Cross-
rail" Tunnel nach Zentral-London und in den Osten der Hauptstadt in das Finanzzentrum Canary Wharf ver-
kehren. Im Rahmen des 16 Mrd. £ teuren Crossrail-Vorhabens werden voraussichtlich rund 600 neue Wag-
gons (für elektrische Züge) beschafft werden. Das Crossrail-Projekt beinhaltet die Elektrifizierung der Great 
Western Main Line von der Airport Junction (nahe dem Flughafen Heathrow) bis nach Maidenhead. Die zur 
Durchführung des Vorhabens gegründete Firma Crossrail Ltd ist seit Dezember 2008 eine Tochterorganisati-
on des Verkehrsministeriums DfT. Projektpartner und Sponsoren sind u.a. Transport for London (TfL), Net-
work Rail und die Canary Wharf Group. 
 

Das Verkehrsministerium berechnet ferner derzeit Kosten und Nutzen einer möglichen Verlängerung der 
künftigen Crossrail-Strecke von Maidenhead bis nach Reading. Der Bahnhof in Reading, der als Nadelöhr 
gilt, soll in den kommenden Jahren für 425 Mio. £ ausgebaut und modernisiert werden. Die Fertigstellung 
erfolgt den Plänen zufolge in zwei Phasen bis zum Frühjahr 2016. 
 

Im Vereinigten Königreich gibt es derzeit 29 Zugbetreiber, die Eisenbahnstrecken im Rahmen von Franchise-
Verträgen mit dem Verkehrsministerium DfT betreiben. Eine Übersicht ist unter 
www.nationalrail.co.uk/tocs_maps/tocs einsehbar. 
Quelle: gtai-newsletter, 28.07.2009 

Wirtschaftskrise verzögert britische Hafenbauprojekte 

Der geplante Ausbau britischer Seehäfen gerät vor dem Hintergrund der schwachen Außenhandelsentwick-
lung ins Stocken. Im 1. Quartal 2009 ging der Warenumschlag britischer Seehäfen (in t) um rund 9% zurück. 
Eine Trendwende ist noch nicht in Sicht. Die Hafenbetreiber DP World und PD Ports kalkulieren ihre Bau- 
bzw. Ausbaupläne für die ambitionierten Hafenprojekte "London Gateway" (DP World) und "Northern Gate-
way" (PD Ports) neu und haben ihre Vorhaben vorerst in die Warteschleife geschickt.  
 

Der Warenumschlag britischer Seehäfen ging vorläufigen Angaben des Verkehrsministeriums DfT zufolge im 
1. Quartal 2009 gegenüber dem entsprechenden Quartal des Vorjahres um insgesamt 9% zurück. Hierbei fiel 
der Importumschlag um 10%, während der Exportumschlag um 6% abnahm. 
 

Die britischen Importe von Waren und Dienstleistungen beliefen sich Angaben des Statistikamts ONS zufol-
ge im 1. Quartal 2009 auf 107,6 Mrd. £, was einem Minus von 4,1% gegenüber dem 4. Quartal 2008 ent-
spricht. Die Exporte nahmen gar um 4,6% auf 99,8 Mrd. £ ab. Allerdings war im April 2009 bei den Einfuhren 
ein Plus von 1,4% und bei den Ausfuhren eine Zunahme um 0,6% zu verzeichnen. Die britischen Importe 
aus Deutschland sackten im 1. Quartal 2009 um 6,9% auf knapp 9,5 Mrd. £ ab, während die britischen Ex-
porte nach Deutschland um 8,8% auf 6,1 Mrd. £ fielen. 
Quelle: gtai-newsletter, 07.07.2009 
 

Auslandshandelskammer 

Deutsch-Britische Industrie- und Handelskammer, London 
Tel.: 0044 20 79764100, Fax: 0044 20 79764101 
E-Mail@ahk-london.co.uk 
www.ahk-london.co.uk

http://www.ahk-london.co.uk/
http://www.nationalrail.co.uk/tocs_maps/tocs
http://www.dft.gov.uk/pgr/rail/pi/railelectrification.pdf
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Zoll- und Außenwirtschaftsrecht 

Innerhalb der EG gibt es zwischen den Mitgliedstaaten keine Zollgrenzen mehr für Waren, die sich im freien 
Verkehr (Gemeinschaftsware) befinden. Im freien Verkehr der EG befinden sich Waren, die entweder in ei-
nem Staat der EG hergestellt wurden oder die, wenn sie nicht in der EG produziert wurden, bei der Einfuhr 
aus Nicht-EG-Ländern verzollt und versteuert wurden. Die Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau gibt 
Hilfestellung bei Fragen zum Zoll- und Außenwirtschaftsrecht. 
 

Kontakt: 
Anita Langenhagen 
Tel.: 0345 2126282 
Fax: 0345 2179582 
E-Mail: alangenhag@halle.ihk.de 
 

Veranstaltungshinweise 

Die InterCom Sachsen-Anhalt GmbH führt regelmäßig Außenwirtschaftsveranstaltungen durch und berät zu 
individuellen Fragestellungen. Aktuelle Veranstaltungshinweise sind unter www.intercom-sachsen-anhalt.de
abrufbar. 
 

Vermarktungshilfeprojekt Großbritannien Gesundheitswirtschaft 2009 
Mit den Vermarktungshilfeprogrammen (VHP) bietet das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi) kleinen und mittelständischen Unternehmen aus den neuen Bundesländern Unterstützung bei der 
Erschließung ausländischer Märkte.  
 

Zielgebiete für das VHP Großbritannien sind in erster Linie England und Wales und nach Bedarf Schottland, 
wobei die Ballungsgebiete London, Birmingham und Manchester vorrangig sind. 
 

Der Markt für Medizintechnik im Vereinigten Königreich erweist sich als robust und wachstumsorientiert. 
Deutschland ist der zweitwichtigste Lieferant von medizintechnischen Erzeugnissen, hier besonders interes-
sant orthopädische Vorrichtungen wie künstliche Körperteile und Implantate sowie Medizinmöbel. Das Kö-
nigreich ist weltweit einer der Top-Standorte für internationale Pharma- und Biotechunternehmen. Nahezu 
alle global bedeutenden Hersteller sind mit Produktionsstätten und/oder FuE-Aktivitäten präsent. Großbri-
tannien ist neben Deutschland der wichtigste Markt für Analysen-, Bio- und Labortechnik in Europa. Bei-
spiellose Änderungen im National Health Service haben ebenfalls zu interessanten Gelegenheiten in diesem 
Sektor geführt: z.B. IT/Software, klinische Dienste, Bau und Bildung. Die Chancen für ostdeutsche Firmen 
sind hier besonders groß, da deutsches Know-how und deutsche Erfahrung einen deutlichen Vorsprung 
gegenüber britischen Technologien haben. 
 

Das Programm beinhaltet u.a. eine Überprüfung des vorhandenen Marktpotentials und der Export- und 
Kooperationschancen, die Erklärung der Importbestimmungen sowie allgemeine Informationen zum Ziel-
land. Wichtiger Bestandteil ist die Reise nach Großbritannien, in deren Vorfeld die Europartnerships Groß-
britannien mit jedem teilnehmenden Unternehmen die Zielsetzungen für Großbritannien abstimmt. Darauf 
basierend wird eine Vielzahl von Gesprächen mit potentiellen Geschäftspartnern und/oder Kunden organi-
siert. Vor Ort werden außerdem Informationen zu Rechts- und Transportfragen in einem Seminar vermittelt 
und vielfältige Möglichkeiten zum Erfahrungsaustausch mit ansässigen deutschen Unternehmern angebo-
ten. 
 

Im Anschluss an die Reise unterstützt die Europartnerships Großbritannien die Unternehmen bei der Son-
dierung der möglichen Partner und steht für verschiedene Nachbereitungstätigkeiten zur Verfügung. 
 

Kontakt: 
Come Across 
Sylvia Schmidt 
Tel.: 030 297730720 
Fax: 030 297730722 
E-Mail: sylvia.schmidt@comeacross.net 

http://www.intercom-sachsen-anhalt.de/
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Publikationshinweise 

Die Germany Trade and Invest bietet zahlreiche aktuelle Publikationen zu fast allen Ländern an. Nachste-
hend aktuelle Veröffentlichungen zu Großbritannien: 
 

Wirtschaftstrends kompakt - Vereinigtes Königreich, Jahresmitte 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 14382 
 

Wirtschaftsdaten kompakt - Vereinigtes Königreich, Mai 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 159080 
 

Lohn- und Lohnnebenkosten - Vereinigtes Königreich, 2009, 5 €, Bestell-Nr.: 14562 
 

Recht kompakt - Großbritannien, Januar 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 11277 
 

Transport und Logistik - Vereinigtes Königreich, 2009, 5 €, Bestell-Nr.: 14209 
 

Branche kompakt - Bauwirtschaft - Vereinigtes Königreich, 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 14609 
 

Branche kompakt - Maschinenbau und Anlagenbau - Vereinigtes Königreich, 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 
14298 
 

Branche kompakt - Kfz-Industrie und Kfz-Teile - Vereinigtes Königreich, 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 14278 
 

Branche kompakt - Medizintechnik - Vereinigtes Königreich, 2009, kostenfrei, Bestell-Nr.: 14125 
 

Kontakt: 
gtai Germany Trade and Invest GmbH 
Tel.: 0221 2057316 
Fax: 0221 2057444 
E-Mail: vertrieb@gtai.de 
 

Kontakt in der IHK Halle-Dessau 

Michael Drescher 
Tel.: 0345 2126353 
Fax: 0345 2179553 
E-Mail: mdrescher@halle.ihk.de 
 
*** 
 

Australien 

Senat verabschiedet gesetzliche Ziele für erneuerbare Energien 

Australiens Oberhaus hat Ende August ein Klimagesetz verabschiedet welches einen Renewable Portfolio 
Standard (RPS) beinhaltet. Diese Quote gibt vor, dass der Anteil der Erneuerbaren an der gesamten Stromer-
zeugung bis 2020 auf 20% steigen muss. Das Gesetz vervierfacht damit die Erneuerbare-Energie-Ziele der 
vorherigen Regierung von 2001. Laut Experten könnte vor allem die Windkraft mit einem Potential von 
6.000 MW zur Erfüllung des RPS beitragen. Trotz eines Investitionspotentials allein in der Windenergie zwi-
schen 7,4 und 10,3 Mrd. € sehen Experten den RPS nur als Übergangsmaßnahme um Investitionen in erneu-
erbare Energien anzukurbeln. Ein weitaus ambitionierteres Gesetz zur Reduzierung von Kohlenstoffdioxid-
emissionen ist zuvor am australischen Parlament gescheitert.  
 

Weitere Informationen:  
www.renewableenergyworld.com/rea/news/article/2009/08/australian-senate-passes-renewable-energy-
target-bill?cmpid=WindNL-Tuesday-September8-2009
Quelle: dena, 16.09.2009 
 
*** 
 

http://www.renewableenergyworld.com/rea/news/article/2009/08/australian-senate-passes-renewable-energy-target-bill?cmpid=WindNL-Tuesday-September8-2009
http://www.renewableenergyworld.com/rea/news/article/2009/08/australian-senate-passes-renewable-energy-target-bill?cmpid=WindNL-Tuesday-September8-2009
mailto:vertrieb@bfai.de
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Bahrain 

Kapitalschutzabkommen mit Deutschland ratifiziert  

Nun hat auch Bahrain das deutsch-bahrainische Abkommen über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen ratifiziert. Das Zustimmungsgesetz (Gesetz Nr. 22/2009 vom 28.05.2009) wurde 
im Amtsblatt Nr. 2898 vom 04.06.2009 auf den Seiten 78 ff. verkündet.  
 

Der Deutsche Bundestag hatte das Abkommen bereits am 02.06.2008 ratifiziert. Das deutsche Zustim-
mungsgesetz ist - zusammen mit dem Text des Abkommens - im BGBl. 2008 II auf den Seiten 494 ff. abge-
druckt (www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl).   
 

Sobald die entsprechenden Urkunden ausgetauscht sind, kann das Abkommen angewandt werden. Dies wird 
- von deutscher Seite aus - gesondert im BGBl. II verkündet.  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 
*** 
 

Belgien 

Zentrale Unternehmensdatenbank nunmehr auch für Freiberufler  

Belgische Angehörige freier Berufe und belgische Erbringer rein geistiger Dienstleistungen (z.B. belgische 
Rechtsanwälte, Notare und Unternehmensprüfer) müssen sich seit dem 30.06.2009 in der belgischen „Zent-
ralen Datenbank der Unternehmen“ (Banque-Carrefour des Entreprises/Kruispuntbank Ondernemingen) 
registrieren.  
 

Die „Zentrale Datenbank der Unternehmen“, die in Belgien die Funktionen des deutschen Handelsregisters, 
Gewerberegisters und der Handwerksrolle übernimmt, erfasst damit eine weitere Gruppe von Berufsträgern. 
Bereits bisher enthielt sie u.a. Daten über belgische Handels- und Handwerksunternehmen sowie juristische 
Personen belgischen Rechts oder ausländischen Rechts, wenn letztere in Belgien z.B. eine Niederlassung 
unterhalten.  
 

Deutsche Unternehmen können kostenfrei auf der Homepage der „Zentralen Datenbank der Unternehmen“ 
(http://kbo-bce-ps.mineco.fgov.be) Daten belgischer Dienstleister mittels Stichwortsuche (Recherche par 
mot-clé/Zoeken volgens zoekwoord) oder mittels der Unternehms-Identifikationsnummer (Recherche par 
numéro d'entreprise/Zoeken volgens ondernemingsnummer) abrufen. Der belgische "Föderale Öffentliche 
Dienst Wirtschaft, KMU, Mittelstand und Energie" hält auf einer Website  
(http://economie.fgov.be/de/index.jsp) weiterführende Informationen zu den neuerlichen Erweiterungen der 
Registrierungspflichten in Belgien bereit.  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 
*** 
 

Benelux 

Go West! Mit Benelux durch die Krise 

Mehr als nur durchhalten wollen die im Beneluxmarkt erfahrenen deutschen Unternehmen. „Wir wollen aus 
der Krise gestärkt hervorgehen“, sagt Managing Director Matthias Lanwehr von Bosch-Benelux in Brüssel. 
Unsere vermeintlich kleinen Nachbarländer Niederlande, Belgien und Luxemburg, die sich seit Jahrzehnten 
zur Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlossen haben, machen dies möglich. Sie sind in Wahrheit die 
Champions im deutschen Außenhandel. Keiner bietet mehr Geschäfte, nirgendwo kommen mehr deutsche 
kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) und Handwerksbetriebe zum Zuge. 
 

http://economie.fgov.be/de/index.jsp
http://kbo-bce-ps.mineco.fgov.be/
http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl
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Die aktuelle Krise hat Benelux mit nicht gekannter Wucht getroffen, sodass der bilaterale Außenhandel An-
fang 2009 Rückgänge von 10% - 25% in fast allen Branchen zu verkraften hat. Was jetzt zählt, ist die 
verbleibende Substanz, und die ist enorm. 2008 haben die deutschen Güterexporte nach Benelux 122,1 Mrd. 
€ betragen, die Importe 115,1 Mrd. € - das bedeutet mit weitem Abstand den jeweiligen Spitzenplatz. Derart 
ausgestattet fällt das Durchhalten leichter, um die für 2009 prognostizierten Rückgänge des Wachstums in 
Deutschland und Benelux gemeinsam zu meistern. Hoffnung auf Besserung nähert, dass Analysten Mitte 
2009 für Benelux eine aufgehellte Stimmung der Unternehmer und zunehmende Auftragseingänge vermel-
den. 
 

Industriebranchen mit der größten Substanz in Benelux sind Chemie, Maschinenbau, Elektrotechnik sowie 
Kfz, allesamt auch deutsche Kernbranchen. Ausgerechnet hier waren die Einbrüche Anfang 2009 besonders 
drastisch, zugleich sind aber hier die Polster besonders hoch. Vorerst gilt, sich in Bescheidenheit zu üben 
und - wo nötig - zu reorganisieren. Zur Panik besteht jedenfalls kein Grund. So hat die deutsche Helm AG 
für die Chemiebranche das „Zurückgehen des Umsatzes letztlich als eine Rückkehr zur Normalität nach einer 
Boomphase“ bezeichnet. Ein stabiler Geschäftsverlauf kann in Benelux für Agrochemikalien, Düngemittel, 
Pharmawirkstoffe oder Nahrungsmittelzusätze auch 2009 erwartet werden.  Das Wachstum bei Arzneimittel 
ist nach wie vor ungebrochen. 
 

Eine besondere Stärke in Benelux sind die dynamischen und innovativen Technologiebranchen. Hierbei han-
delt es sich um Material Science, Mechatronik, Kommunikation und die Biotechnologie. Auch wegen öffent-
licher Förderprogramme können 2009 für alle so genannten Effizienzaktivitäten wachsende Geschäfte er-
wartet werden, etwa für Energie-, Gebäude- oder Materialeffizienz. Die Sektoren Bau und Infrastruktur wer-
den von den Konjunkturprogrammen ebenfalls profitieren. Deutsche KMU sind bereits gut vertreten, Raum 
für innovative Newcomer ist auch in der Krise vorhanden. 
 

Die größten Potentiale biete der Bereich Dienstleistungen, angeführt von Handel, Distribution und Marke-
ting. Belgien und die Niederlande sind Logistikdrehscheiben von Weltgeltung. Aufträge zu deren Ausbau 
laufen weiter, wenn auch 2009 auf kleiner Flamme. Die Akteure bereiten sich bereits auf den kommenden 
Aufschwung vor und verstehen es, die kleinste Brise im Welthandel aufzuspüren und zu nutzen. 
 

Für den Verkauf in Benelux ist es hilfreich die Region als gemeinsamen Zielmarkt zu begreifen, der Benelux-
vertrag hat seit mehr als 50 Jahren beste Rahmenbedingungen geschaffen.  
 

Niederlande 
Der heimliche Wirtschaftsriese der Region sind die Niederlande. Der Erfolg ist frappierend. Das Land ist 2008 
dem Umsatz nach zum zweitwichtigsten Handelspartner Deutschlands aufgestiegen, direkt nach Frankreich. 
Als Lieferant wurde Frankreich sogar erstmals überrundet. 2008 war noch eine Steigerung der deutschen 
Exporte um 4,3% auf stattliche 65,6 Mrd. € zu verzeichnen. Allerdings waren die Zuwächse in den meisten 
deutschen Produktgruppen bereits rückläufig. Den Wachstumsmotor mit 17,2% auf 11,2 Mrd. € lieferten die 
chemischen Erzeugnisse, die auch 2009 noch stabile Geschäfte versprechen. Für Nachfrage sorgen weiterhin 
insbesondere die expansiven niederländischen Unternehmen, die kunststoffbasierte Hightechmaterialien für 
innovative Produkte herstellen. 
 

Die Niederländer sind die Weltmeister des Anpassens in Handel, Distribution und Marketing. Sie verfügen 
über den größten Logistik-Hub in Europa, dessen zentraler Bestandteil der Hafen Rotterdam ist. Insofern 
bieten die Niederlande mittelständischen deutschen Unternehmen ideale Strukturen und Know-how für 
innovative Lösungen im Vertrieb.  
 

Belgien 
Die Belgier befinden sich traditionell unter den Top Ten der deutschen Handelspartner, vor Österreich oder 
der Schweiz. 2008 haben die deutschen Exporte noch um 1,9% auf ansehnliche 51,6 Mrd. € zugelegt. Dabei 
dominiert mit mehr als 50% Anteil die Chemie, denn Antwerpen bildet nach Houston/USA den weltweit 
zweitgrößten Petrochemie-Cluster, an dem selbstverständlich die deutschen Großunternehmen beteiligt 
sind. Mit einem Anteil von etwa 30% liegen Maschinen, Elektrotechnik, Kfz und Kfz-Teile auf Rang zwei.  
 

Die Besonderheit der Wirtschaft Belgiens liegt in einem Mix aus Branchen der Old und der New Economy. Er 
verleiht dem Gesamtmarkt Stabilität und Kontinuität, die nicht nur in der aktuellen Krise bedeutsam ist. Der 
weltweite Umbruch im Kfz-Sektor hat Auswirkungen auf die lokale Herstellung. Bislang ist das Land für 
deutsche Unternehmen wichtig: Audi wird nach dem derzeitigen Stand seinen neuen Subkompakt-A1 bei 
Brüssel bauen. 
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Der Maschinenraum und der Eisen-/Stahlsektor haben wegen der Krise ihre Produktionen stark zurückge-
fahren. Hingegen bleibt bei Chemie, darunter vor allem Arzneimitteln, ein dickes Auftragspolster bestehen. 
Die Bedeutung innovativer Technologien wird in Belgien deutlich zunehmen, was für deutsche Mittelständ-
ler neue Geschäftsfelder erschließt. Eine spezielle Wohlstandszone hat sich um Brüssel entwickelt, die als 
Hauptstadt Belgiens und zugleich der EU eine eigene Region bildet. 
 

Luxemburg 
„Die Luxemburger verfügen über eine erhebliche Kaufkraft“, so Matthias Lanwehr von Bosch-Benelux. In der 
Tat hat eine der kleinsten Nationen das Kunststück vollbracht, die reichste - nach dem Pro-Kopf-Einkommen 
- in der EU zu sein. Der Konsum ist in der Krise entsprechend stabil. Verwöhnte Verbraucher fragen von De-
likatessen über Hightechnik bis hin zu orthopädischen Hilfsmitteln vieles nach. Stärkste Quelle des 
Wohlstandes ist der Finanzsektor des Landes, der bei Fonds und Private Banking Weltgeltung hat. Allerdings 
hat die globale Finanzkrise zu tiefen Einbrüchen geführt, sodass der Internationale Währungsfonds für 2009 
eine stärkere Rezession in Luxemburg befürchtet, als dies die Prognosen der EU annehmen. Was für 2009 
aber sicher erscheint, sind die guten bis besten Chancen für deutsche KMU, vor allem bei Dienstleistungen. 
Das Handwerk hat noch immer massiven goldenen Boden im Großherzogtum.   
 

Tipps für deutsche Unternehmen 
Die Risiken für das Verkaufen in Benelux sind überschaubar, die Chancen lohnen ein deutsches Engagement. 
Es handelt sich um eine Wohlstandsregion, die soziale Fragen nicht vernachlässigt. Aus dem Blickwinkel der 
Industrie hat dies zu einem hohen und steigenden Kostenniveau geführt. Die Löhne werden in allen drei 
Ländern durch Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern unter Einschluss der Politik bestimmt (so ge-
nannte Tripartite). Hinzu kommt eine Anbindung der Löhne an die Preisentwicklung. In manchen Bereichen 
wird über die Verhältnisse gelebt. Durch die Krise bedingte Entlassungen sollen durch öffentlich gestützte 
Kurzarbeit so weit wie möglich vermieden werden. 
 

Die kulturelle Vielfalt hat eine offene und pragmatische Einstellung der Bevölkerung hervorgebracht. Indes-
sen sind die Unterschiede stark und müssen beachtet werden, damit man im Betrieb erfolgreich ist. Deut-
sche Geschäftsleute machen häufig den Fehler, anzunehmen, die Verhaltensweisen im niederländischen 
Sprachbereich entsprächen den deutschen Gepflogenheiten. Von besonderer Sensibilität sind sprachliche 
Abgrenzungen in Belgien zwischen Flamen (Niederländisch) und Wallonen (Französisch). Es ist anzuraten, 
die speziellen Seminare und Kurse der DNHK Deutsch-Niederländischen Handelskammer sowie der Deutsch-
Belgisch-Luxemburgischen Handelskammer (Debelux) zu besuchen. Hier erhält der deutsche Interessent 
auch Hilfestellung bei allen anderen Fragen des Marktzutritts, Niederlassungen oder Investitionen. 
Quelle: gtai markets, 4/09, August-September 
 
*** 
 

Bulgarien  

Straßenbau im Wert von 2,5 Mrd. € 

Bulgarien plant Straßenbau-Projekte mit einem Gesamtwert von 2,5 Mrd. €. Die vor wenigen Wochen neu 
gewählte Regierung hat vor kurzem ihren Zeitplan für die Infrastruktur-Projekte vorgestellt. Top-Priorität 
genießt bei der noch jungen Regierung die Autobahn "Trakia", die von Westen nach Osten verläuft. Im Jahr 
2009 sollen noch mind. zwei Teilabschnitte des Highways ausgeschrieben werden. Für deutsche Ingenieur-
büros, Consulting- und Bauunternehmen ergeben sich dadurch gute Chancen.  

In dem kleinen Balkanstaat Bulgarien haben die Autobahnen nicht nur Nummern, sondern auch Namen. Die 
drei wichtigsten Autobahnen, über die derzeit ganz Bulgarien spricht, heißen "Trakia", "Maritza" und "Stru-
ma". Die Streckenverläufe der drei Trassen stehen bereits seit Jahren fest. "Trakia" soll von der bulgarisch-
serbischen Grenze über Sofia nach Burgas am Schwarzen Meer verlaufen und somit eine West-Ost-
Verbindung ermöglichen. Zu einem späteren Zeitpunkt wird die Autobahn um 100 km in nördliche Richtung 
verlängert. Sie wird dann die wichtigen Schwarzmeer-Hafenstädte Burgas und Warna (Varna) verbinden. 



Außenwirtschaftsnachrichten/IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International/Oktober 2009 
Seite 27 

Abgehend von der "Trakia"-Trasse wird die Autobahn "Maritza" von der Landesmitte nach Südosten in Rich-
tung Türkei verlaufen. Die "Struma"-Autobahn soll von der Hauptstadt Sofia nach Süden, also Richtung 
Griechenland führen. 

Für die Finanzierung stehen seit 2007 EU-Fördermittel bereit. Doch genau wie im EU-Nachbarland Rumä-
nien kam der bulgarische Autobahnbau bisher kaum vorwärts. Mal dauerten Enteignungsprozeduren länger 
als erwartet, mal fehlten notwendige Berichte zur Umweltverträglichkeit. Außerdem führten Vorwürfe der 
Vetternwirtschaft, Skandale um EU-Fördergelder sowie die Diskriminierung ausländischer Firmen bisher 
dazu, dass Ausschreibungen annulliert werden mussten und sich die Projektabläufe verzögerten. 
Quelle: gtai, 28.09.2009 
 
*** 
 

Chile 

Chile lädt auf 

Der chilenische Energieminister Marcelo Tokman war sicherlich erleichtert, als ihm 13 große Stromversorger 
versicherten, ihre Projekte trotz Konjunkturkrise planmäßig fortzuführen. Keine Selbstverständlichkeit - im-
merhin beläuft sich die Investitionssumme auf 7,7 Mrd. US$. Es geht um die Erzeugung, Übertragung und 
Verteilung von Strom sowie um den Hafenbau, der die Voraussetzung für weitere Kohlekraftwerke schafft. 
 

Ein Stopp der Projekttätigkeit wäre kaum zu vertreten. Chiles Strombedarf nimmt jährlich um 3,3% zu und 
wird sich nach Schätzungen bis 2030 auf 112 Terawattstunden ausweiten. Im Jahre 2007 belief sich die 
Stromproduktion gerade mal auf die Hälfte.  
 

Nicht allein herkömmliche Energieträger werden zum Zuge kommen. Bislang sichert Chile seine Stromver-
sorgung zu rund 50% über Wasserkraft. Weitere wichtige Energieträger sind Kohle und Diesel. Umwelt-
schützer und indigene Gruppen stören sich an den Plänen für den Bau neuer Riesenstaudämme und Kohle-
kraftwerke. Der triftigste Grund für die Nutzung erneuerbarer Energiequellen liegt allerdings woanders. Die 
Chilenen wollen vor allem ihre Energieabhängigkeit vom Ausland verringern, etwa von den Naturgasliefe-
rungen aus Argentinien. Prognostiziert wird, dass der Anteil nicht traditioneller erneuerbarer Energiequellen 
an der Stromproduktion zwischen 2006 und 2030 von 3% auf 26% steigen wird. 
 

Die zivilgesellschaftliche Initiative Programa Chile Sustentable schätzt, dass in Chile Sonnenenergie 40 - 100 
GW an Kapazitäten liefert und Windkraft weitere 40 GW. Als wirtschaftlich machbar gelten innerhalb des 
größten Verbundnetzes, des Sistema Interconectado Central, bis 2025 Anlagen mit Leistungen von insge-
samt 0,25 GW (Sonne) und 1,2 GW (Wind). Im Bereich kleiner Wasserkraftwerke und Geothermie sind 1,9 
und 1,4 GW realisierbar. Ferner hat die Bauwirtschaft das Potential der Sonnenenergie für die Wärmege-
winnung entdeckt. Die Zahl der Installationsfirmen hat sich seit 2007 von 10 auf 70 erhöht. 
 

„Geschäftschancen zeichnen sich auch bei Sparmaßnahmen ab, da die Förderung von Energieeffizienz einer 
der Grundpfeiler der chilenischen Energiepolitik ist“, sagt Andrés Romero, Leiter des staatlich aufgelegten 
Energieeffizienzprogramms PPEE (www.ppee.cl). Die politischen Initiativen reichen von der Verteilung von 
Energiesparlampen für den sozialen Wohnungsbau und die öffentliche Beleuchtung bis hin zu Anreizen für 
den Erwerb zeitgemäßer Elektromotoren im verarbeitenden Gewerbe. 
 

Die chilenische Gesellschaft für Produktionsförderung Corfo (www.corfo.cl) unterstützt mit günstigen Dar-
lehen von bis zu 900.000 US$ den Erwerb von energiesparenden Ausrüstungen und entsprechenden Bau-
maßnahmen. Im Bereich erneuerbarer Energien fördert Corfo Machbarkeitsstudien mit bis zu 160.000 US$ 
und Investitionsprojekte mit bis zu 5 Mio. US$. Ferner leitet die deutsche Kreditanstalt für Wiederaufbau bis 
zu 10 Mio. US$ pro Vorhaben über die chilenische Entwicklungskörperschaft weiter. 
 

Die Datenbank Sistema de Evaluación de Impacto Ambiental (www.e-seia.cl) versorgt Investoren und Liefe-
ranten mit Informationen über aktuelle Vorhaben in der Elektrizitätswirtschaft. Dazu zählen Angaben zu 
Projektinhalt, den benötigten Kapitalgütern, der Investitionssumme, den Antragstellern, der geografischen 
Lage und dem Stand der Arbeiten. Das Register hat seit 1994 insgesamt 346 Stromerzeugungsvorhaben 
aufgenommen. Die Projektdatenbank der Gesellschaft für technologische Entwicklung und Kapitalgüter CBC 
(www.cbc.cl) listete zudem Ende 2008 stromwirtschaftliche Großvorhaben im Gesamtvolumen von 27 Mrd. 

http://www.cbc.cl/
http://www.e-seia.cl/
http://www.corfo.cl/
http://www.ppee.cl/
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US$ auf, die bis 2012 in die Tat umgesetzt werden sollen. Die CBC bietet Firmen an, sich in ein Zulieferregis-
ter einzutragen.  
Quelle: gtai markets, 3/09, Juni-Juli 
 
*** 
 

China 

Außenhandel leidet unter der Finanzkrise 

Der chinesische Außenhandel legte im 1. Halbjahr 2009 den Rückwärtsgang ein. Exporte und Importe bra-
chen jeweils um mehr als 20% ein, der Saldo der Handelsbilanz verringerte sich allerdings nur geringfügig. 
Zwar entfiel ein beträchtlicher Teil des Rückgangs auf gesunkene Rohstoffpreise. Dennoch gab es in vielen 
Sektoren empfindliche Einbrüche. Manche Sparten aus dem Maschinenbau und der Chemie wiesen jedoch 
entgegen dem Trend erfreuliche Zuwachsraten auf, und es gibt Anzeichen, dass es in wichtigen Branchen 
wieder bergauf geht. 

Gut 40% des nominalen Importrückgangs entfielen allerdings auf nur zwei Posten: Die Auslandsbezüge von 
Erdöl gingen um 51,6% auf 82 Mrd. und die von Eisenerz um 32,4% auf 52 Mrd. $ zurück. Der starke Rück-
gang der Ölpreise sorgte dafür, dass Länder wie Saudi Arabien - die chinesischen Bezüge von dort stürzten 
um 43,1% ab - nicht mehr unter den zehn größten Lieferanten zu finden waren. 
 

Deutschland hat es besonders gut getroffen, da die chinesischen Bezüge nur um 11,6% schrumpften. Wird 
mit einberechnet, dass der Euro im 1. Halbjahr 2009 gegenüber dem US-Dollar um durchschnittlich 13% 
zurückging, dürften deutsche Exporteure auf Euro-Basis ihre Lieferungen ins Reich der Mitte mind. gehal-
ten, wenn nicht gar leicht gesteigert haben. 
Quelle: gtai, 25.08.2009 
 

Portal für Gesetze in China 

Das chinesische Ministry of Commerce (MOFCOM), die Europäische Kommission und die Universität von 
Peking haben zusammen im Rahmen des 2007 gegründeten EU-China IPR2 Projects eine Internet-Plattform 
entwickelt, auf der alle relevanten chinesischen Gesetze und Normen zum Schutz des geistigen Eigentums 
veröffentlicht sind. Die Website www.ipr2.org/ipsearch soll den Anwendern ermöglichen, Einblick in das 
chinesische Patent-, Marken- und Urheberrecht sowie das Sortenschutzgesetz zu bekommen. Außerdem 
werden zollrechtliche Aspekte und Fragen des unlauteren Wettbewerbs behandelt. 
 

Ziel der Initiative ist es, eine verständliche Zusammenstellung der jeweils aktuellen Fassungen der Gesetzes-
texte in chinesischer und englischer Sprache anzubieten. Der Zugang zu der Website ist kostenfrei und er-
fordert kein Login oder Passwort. 
 

In der Regel können sich die Nutzer die Gesetzestexte vollständig herunterladen. In den Fällen, in denen eine 
Übersetzung aus Urheberschutzgründen nicht zum Download angeboten werden kann, wird alternativ eine 
kommerzielle Quelle angegeben. 
 

Über eine vergleichbare Plattform für die europäischen Gesetze zum gewerblichen Rechtsschutz wird bereits 
nachgedacht. Zunächst soll jedoch die Resonanz auf den chinesischen Vorreiter abgewartet werden. 
Quelle: AUMA Compact, Nr. 17/2009, 28.09.2009 
 

China hat Vorreiterrolle bei der Nachfrage im Maschinenbau übernommen 

Laut Handelsblatt vom 15.09.2009 rechnen deutsche Manager mit einem Exportboom. Ausschlaggebend für 
die anziehende Auslandsnachfrage sei insbesondere Asien. Der VDMA unterstützt diese Einschätzung: "Die 
VR China ist inzwischen unser größter Auslandskunde geworden und hat damit - früher als erwartet - die 
USA auf den zweiten Platz verdrängt", sagt VDMA-Präsident Dr. Manfred Wittenstein.  

„Wir rechnen damit, dass der deutsche Maschinenbau im kommenden Jahr in Summe das relativ schwache 
Produktionsniveau des Jahres 2009 in etwa halten kann", erklärte Wittenstein auf einer Pressekonferenz des 

http://www.ipr2.org/ipsearch
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Verbands am 03.09.2009 in Frankfurt. „Doch wie im laufenden Jahr müssen wir uns erneut auf eine enorme 
Spreizung der Fachzweigentwicklungen einstellen." Generell gilt, dass sich in vielen Ländern die Konjunktur 
allmählich fängt. Asien hat eine Vorreiterrolle übernommen. Das lässt sich bereits an den Exporten ablesen: 
Die deutschen Maschinenlieferungen nach China waren selbst im ersten Halbjahr auf Wachstumskurs 
geblieben.  
 

Kontakt:
Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA) 
Claudia Burghof 
Tel.: 069 66031776 
Fax: 069 66032776 
E-Mail: claudia.burghof@vdma.org 
 
*** 
 

Frankreich  

Neue Berufe in nationaler Liste der Berufsbescheinigungen  

Durch einen Erlass vom 08.07.2009 hat das französische Wirtschafts-, Industrie- und Arbeitsministerium 
über 60 weitere Berufe in die Nomenklatur der französischen Liste der Berufsbescheinigungen (RNCP) auf-
genommen. Um die Vielfalt der hierbei erfassten Berufe zu verdeutlichen, seien exemplarisch der Marketing-
assistent, der Fahrstuhlreparateur, der Osteopath, der Klavierstimmer und der Floristmeister genannt.  
 

Der Erlass benennt zudem die Organisationen, die für die Ausstellung der entsprechenden Berufsbefähi-
gungsnachweise zuständig sind. Er wurde im französischen Amtsblatt am 21.07.2009 veröffentlicht und ist 
im Internet auf einer Seite des französischen Gesetzesportals „Legifrance“ abrufbar  
(www.legifrance.gouv.fr/jopdf/common/jo_pdf.jsp?numJO=0&dateJO=20090721&numTexte=10&pageDebu
t=12121&pageFin=12125).  
 

Eine Recherche nach bestimmten französischen Berufsbildern ist unter www.cncp.gouv.fr/CNCP/index.php
möglich. 
 

Deutsche Unternehmen, die in Frankreich tätig werden wollen, sollten u.a. prüfen, ob die von ihnen ausge-
übte Tätigkeit nicht einem in Frankreich „reglementierten Beruf“ im Sinne der Europäischen Berufsanerken-
nungsrichtlinie (Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen:  
http://ec.europa.eu/internal_market/qualifications/future_de.htm) unterfällt.  
 

Dies ist grundsätzlich der Fall, wenn Aufnahme oder Ausübung einer beruflichen Tätigkeit an den Besitz 
bestimmter Berufsqualifikationen gebunden ist. Vor deren Aufnahme oder Ausübung durch Berufstätige 
anderer EU-Mitgliedstaaten muss in Frankreich eventuell ein Anerkennungsverfahren durchlaufen werden. 
Kontaktstelle in Frankreich hierfür ist Centre ENIC/NARIC France, CIEP Centre international d’études péda-
gogiques, E-Mail: enic-naric@ciep.fr, Internet: www.ciep.fr/de/index.php.

Eine Liste mit in Frankreich auf jeden Fall reglementierten Berufen im Sinne der Europäischen Berufsaner-
kennungsrichtlinie enthält eine Datenbank der Europäischen Kommission  
(http://ec.europa.eu/internal_market/qualifications/regprof/index.cfm?fuseaction=regProf.listCountry&maxR
ows=129).  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 

Doppelbesteuerungsabkommen über Erbschaftsteuer  

Bereits seit dem 03.04.2009 ist das deutsch-französische Doppelbesteuerungsabkommen über Erbschafts-
teuer in Kraft. Das Abkommen, welches in 2006 ausgehandelt wurde, regelt, welchem Staat die Steuerhoheit 
über Nachlässe zusteht. Grundsätzlich ist dies der Staat, in dem der Erblasser seinen Wohnsitz hat. Von die-
sem Grundsatz gibt es jedoch Ausnahmen. So ist eine in Frankreich belegene Immobilie eines Erblassers mit 
Sitz in Deutschland in beiden Staaten steuerpflichtig. Die Doppelbesteuerung wird dadurch vermieden, dass 
die in Frankreich gezahlte Erbschaftsteuer auf die in Deutschland zu zahlenden Erbschaftsteuer angerechnet 

http://ec.europa.eu/internal_market/qualifications/regprof/index.cfm?fuseaction=regProf.listCountry&maxRows=129
http://ec.europa.eu/internal_market/qualifications/regprof/index.cfm?fuseaction=regProf.listCountry&maxRows=129
http://www.ciep.fr/de/index.php
http://ec.europa.eu/internal_market/qualifications/future_de.htm
http://www.cncp.gouv.fr/CNCP/index.php
http://www.legifrance.gouv.fr/jopdf/common/jo_pdf.jsp?numJO=0&dateJO=20090721&numTexte=10&pageDebut=12121&pageFin=12125
http://www.legifrance.gouv.fr/jopdf/common/jo_pdf.jsp?numJO=0&dateJO=20090721&numTexte=10&pageDebut=12121&pageFin=12125
mailto:claudia.burghof@vdma.org
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wird. Das Abkommen kann auf einer Website des Bundesministeriums der Finanzen abgerufen werden 
(www.bundesfinanzministerium.de/nn_74262/DE/BMF__Startseite/Service/Downloads/Abt__IV/dba/039__1,
templateId=raw,property=publicationFile.pdf).  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 
*** 
 

Indien 

Deutsch-indisches Sozialversicherungsabkommen in Kraft getreten  

Das deutsch-indische Abkommen über Sozialversicherung, unterzeichnet am 08.10.08, ist am 01.10.09 in 
Kraft getreten. Ziel des Abkommens ist die Koordinierung der Rentenversicherungssysteme beider Staaten. 
Durch Umsetzung des Prinzips der Gleichbehandlung der Staatsangehörigen beider Vertragsstaaten soll eine 
doppelte Rentenversicherung vermieden werden. Das Sozialversicherungsabkommen erlangt vor allem Be-
deutung in Fällen der klassischen, zeitlich begrenzten Entsendung. Auch bei länger dauerndem Aufenthalt 
im jeweiligen Partnerland ist jedoch eine hinreichende, nicht doppelte Absicherung gewährleistet.  

Nach dem Abkommen besteht eine grundsätzliche Zuständigkeit des Rentenversicherers desjenigen Staates, 
in dem der betreffende Arbeitnehmer arbeitet. Im Falle von Entsendungen deutscher Arbeitnehmer durch 
ein in Deutschland ansässiges Unternehmen bestimmt das Abkommen jedoch, dass bei einer Entsendung 
von bis zu 48 Monaten der deutsche Arbeitnehmer in der deutschen Rentenkasse verbleibt. Auf Antrag kann 
dieser Zeitraum um nochmalige zwölf Monate verlängert werden. Gleiches gilt bei Entsendung indischer 
Angestellter durch ein in Indien ansässiges Unternehmen.  

Auf deutscher Seite umfasst das Sozialversicherungsabkommen auch die Arbeitsförderung und damit die 
Arbeitslosenversicherung. 

Nicht vom Sozialversicherungsabkommen erfasst sind Kranken- und Pflegeversicherung. Ob der deutsche 
Arbeitnehmer in diesem Versicherungsbereich im Falle der Entsendung nach Indien deutschen Versiche-
rungs- und Rechtsvorschriften unterliegt, bestimmt sich nach den Regelungen des deutschen Sozialgesetz-
buches.  
Quelle: gtai Rechtsnews, 10/2009 
 
*** 
 

Indonesien  

Moderne Eisenbahntechnik wird benötigt 

Für internationale Anbieter von Eisenbahntechnik dürften sich in den kommenden Jahren gute Chancen für 
die Mitwirkung an Projekten in Indonesien ergeben. Allein zwei Großvorhaben in Süd-Sumatra und Zentral-
Kalimantan, die in absehbarer Zeit ausgeschrieben werden sollen, werden einen erheblichen Bedarf an Aus-
rüstungen nach sich ziehen. Ein wichtiger Impuls für den vernachlässigten Schienenverkehr ist die Entschei-
dung der Regierung, die rechtlichen Voraussetzungen für private Investitionen zu verbessern.  

Indonesien will massiv in den jahrzehntelang vernachlässigten Eisenbahnsektor investieren. Dabei soll der 
Privatsektor stark in die Projekte eingebunden werden. Die dafür notwendigen gesetzlichen Voraussetzun-
gen hat Präsident Susilo Bambang Yudhoyono am 09.09.2009 in den Durchführungsbestimmungen zum 
Eisenbahngesetz Nr. 23/2007 erlassen. 

Darin wird geregelt, dass das Schienennetz dereguliert und damit die Monopolstellung der staatlichen Ei-
senbahngesellschaft PT KAI, die seit 1963 diesen Bereich verwaltet, beendet wird. Mit der Verordnung be-
steht nunmehr eine Rechtsgrundlage, um Betriebslizenzen an private Unternehmen zu erteilen. Die Lizenzen 
vergibt die Generaldirektion für das Eisenbahnwesen im Transportministerium. 

http://www.gtai.de/rechtsnews
http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_74262/DE/BMF__Startseite/Service/Downloads/Abt__IV/dba/039__1%2CtemplateId=raw%2Cproperty=publicationFile.pdf
http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_74262/DE/BMF__Startseite/Service/Downloads/Abt__IV/dba/039__1%2CtemplateId=raw%2Cproperty=publicationFile.pdf
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Indonesiens Eisenbahnbereich hat einen riesigen Nachholbedarf. Nicht nur müssen neue Schienenwege für 
den Güter- und Personentransport gebaut, sondern auch die bestehenden Anlagen an vielen Streckenfüh-
rungen instand gesetzt und ausgebaut werden. Daraus dürften sich für Firmen der Eisenbahntechnik inte-
ressante Liefer- und Kooperationsmöglichkeiten ergeben. Neben diversen technischen Ausrüstungen benö-
tigen die Projektträger auch Planungs- und Ingenieurdienste. 
Quelle: gtai, 29.09.2009 
 
*** 
 

Israel 

Erschließung der israelischen Erdgasvorkommen läuft an 

Acht Monate nach dem großen Erdgasfund vor der israelischen Mittelmeerküste laufen die Anschaffung von 
Anlagen und Ausrüstungen sowie der Zukauf von Dienstleistungen für die Erschließung der auf 200 Mrd. 
cbm geschätzten Vorkommen an. Das erste Beschaffungsprogramm weist einen Wert von 230 Mio. US$ auf. 
Bisher wurden in Israels Wirtschaftsgewässern zwei Offshore-Erdgasfelder entdeckt, doch dabei muss es 
nicht bleiben.  
 

Die Erschließung der beiden Erdgasfelder Tamar und Dalit wird ausländischen Unternehmen eine Reihe von 
Liefermöglichkeiten bieten. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass weitere Investoren große Teile der israeli-
schen Wirtschaftsgewässer nach Erdgasvorkommen absuchen werden, wobei das Explorationsinteresse nach 
den Funden von Tamar und Dalit deutlich zugenommen hat. 
Quelle: gtai, 09.09.2009 
 
*** 
 

Jamaika 

Jamaika setzt auf erneuerbare Energien 

Um die extrem hohe Importabhängigkeit von Erdöl zur Energieerzeugung zu reduzieren, setzt die jamaikani-
sche Regierung zukünftig verstärkt auf den Ausbau der erneuerbaren Energien, Energieeffizienz und Kraft-
Wärme-Kopplung. Bis 2020 soll so der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch 15% - 
20% betragen. Bei dem geplanten Ausbau verfügen die Windkraft, die Solarenergie und vor allem die Bio-
energie über die größten Potentiale in Jamaika.  
 

Die Förderung von erneuerbaren Energien in Jamaika ist sehr unterschiedlich. Die im Haushaltsjahr 
2006/2007 implementierte Solar Water Heating Loan Facility des National Housing Trust z.B., gewährt güns-
tige Kredite für die Installation von Solarkollektoren. Seit April 2008 können auch PV-Anlagen von dem So-
lar Panel Homeowners’ Loan profitieren. Im April 2009 wurde eine 10%ige Beimischungsquote von Bioetha-
nol zu herkömmlichen Kraftstoffen eingeführt, wovon in großem Umfang die Zuckerindustrie profitieren 
wird. Langfristig wird eine Beimischungsquote von 25% angestrebt. Ferner sind die Ethanolexporte in die 
USA im Rahmen der Caribbean Basin Initiative von Zollabgaben befreit. Zudem wird in der Energy Conserva-
tion and Efficiency Policy (ECEP) 2008 - 2022 gefordert, Solarkollektoren, PV-Module, Wechselrichter, Wind-
kraft- und Biogasanlagen erneut von den Importzöllen zu befreien. Darüber hinaus wird ein Net Metering 
System derzeit von der staatlichen Regulierungsbehörde OUR eingeführt.  
Quelle: dena, 02.09.2009 
 
*** 
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Japan 

Dienstleistungsangebot „Cluster Business Japan“ hilft beim Markteinstieg in Japan 

Die Deutsche Industrie- und Handelskammer in Japan hat im Rahmen des weltweiten Serviceverbundes 
„DEinternational“ ein neues Angebot konzipiert, das beim Einstieg in die Hightech-Märkte Japans unter-
stützt. Deutschen Unternehmen, Forschungsinstitutionen, Clustern und öffentlichen Trägern bietet „Cluster 
Business Japan“ innovative Möglichkeiten zur Zusammenarbeit mit japanischen Partnern. 

„Cluster Business Japan“ konzentriert sich auf die Zukunftsmärkte Umwelttechnik, Biotechnologie, Nano-
technologie und neue Materialien sowie Produktions- und Prozesstechnik. Besonders hier verfügen sowohl 
Japan als auch Deutschland über hervorragende wissenschaftliche, industrielle und institutionelle Kapazitä-
ten.  

In Japan werden regionale branchenbezogene Industrieschwerpunkte, so genannte Cluster, von öffentlicher 
Seite mit jährlich rund 140 Mio. € gefördert. Über 160 dieser Organisationen verbinden heute Industrie, 
Wissenschaft und öffentliche Verwaltung und treiben die Entwicklung der Technologien für das 21. Jahr-
hundert voran. Die Cluster stellen für ihre Mitglieder aber auch eine wichtige Plattform zur Internationali-
sierung dar. 

Die Nutzung des durch die Zusammenarbeit mit japanischen Clustern entstehenden Potentials erfordert den 
Aufbau geeigneter Netzwerke. Genau hier setzt das neue Dienstleistungsangebot „Cluster Business Japan“ 
an und unterstützt deutsche Unternehmen und Forschungsinstitute beim Aufbau neuer Geschäfts- und 
Kooperationsbeziehungen. Auch deutschen Clustern und öffentlichen Trägern kann DEinternational helfen, 
bilaterale Beziehungen aufzubauen und japanische Investoren anzuwerben. 

Kern des Angebots sind frei kombinierbare Module. Von einem Modul für die Erstellung von Marktstudien 
bis zur Organisation von Geschäftsreisen umfasst das Angebotsportfolio Dienstleistungen, bei denen DEin-
ternational jahrelange Erfahrung vorweisen kann. Zusätzlich wird zur Vorbereitung von Geschäftsreisen ein 
Japan-Workshop in Deutschland angeboten, bei dem der Klient von der Expertise des durchführenden Bera-
tungsunternehmens Japan-Connect profitiert. 

„Cluster Business Japan“ bietet integrierte und maßgeschneiderte Dienstleistungen aus einer Hand. Als 
Dienstleistungsbereich der Deutschen Industrie- und Handelskammer in Japan (DIHKJ) ist DEinternational 
Initiator und Projektverantwortlicher von Cluster Business Japan. 

Kontakt: 
JAPAN-CONNECT 
Ralph Fülop 
Tel.: 06221 7565060 
Fax: 06221 7565063 
E-Mail: fuelop@japan-connect.com 
 
*** 
 

Kanada 

Manitoba erlässt Biodiesel-Quote 

Die Regierung der kanadischen Provinz Manitoba hat eine Verordnung zur Beimischung von Biodiesel ver-
anlasst. Ab dem 01.11.2009 muss in der Gesamtheit der in einem Jahr vertriebenen Dieselkraftstoffe durch-
schnittlich 2% Biodiesel enthalten sein. Laut Regierungsangaben sollen dadurch Treibhausgasemissionen 
um 56.000 t pro Jahr gemindert werden. Manitoba ist die erste kanadische Provinz, die eine Beimischung 
von Biodiesel beschließt, British Columbia folgt ab dem 01.01.2010 mit der Festlegung einer Biodiesel-Quote 
von 5%. In Alberta wird ab dem 01.07.2010 ein Biodiesel-Anteil von 2% verpflichtend sein. 
 

Weitere Informationen: http://news.gov.mb.ca/news/index.html?archive=2009-09-01&item=6694
Quelle: dena, 16.09.2009 

http://news.gov.mb.ca/news/index.html?archive=2009-09-01&item=6694
javascript:linkTo_UnCryptMailto('nbjmup+gvfmpqAkbqbo.dpoofdu/dpn');
http://www.japan-connect.com/
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Kanadas Solarthermiebranche profitiert von weit reichenden Förderprogrammen 

Kanada steht erst am Anfang der Ausbauphase des Solarthermiemarkts. Das zentralstaatliche Förderpro-
gramm "ecoENERGY for Renewable Heat" sowie provinzeigene Incentives, die auf die Installierung von so-
larbetriebenen Heißwasser- und Heizungssystemen zielen und oftmals mit dem staatlichen Programm kom-
biniert werden können, haben der Branche 2008 jedoch zu einem Rekordwachstum verholfen. Laut vorläufi-
gen Berechnungen erzielte sie bei der im Inland abgesetzten Kollektorfläche gegenüber 2007 einen Zuwachs 
von über 100%. 
 

Als die Ergebnisse einer von dem kanadischen Ministerium für natürliche Ressourcen angestellten Studie 
vorlagen, war die Interpretation eindeutig: Die Resonanz auf solarthermische Anlagen bewegt sich noch 
weit unter dem Potential und Unternehmen sowie Privatpersonen benötigen verstärkt finanzielle Anreize, 
um sich für deren Nutzung zu erwärmen. Auch wenn die Branche das Umsatzvolumen 2007 (vor allem auf-
grund steigender Exporte) gegenüber dem Vorjahr um rund 11,9% auf 11,3 Mio. kan$ (1 € = 1,54 kan$, 
rund 7,3 Mio. €) steigern konnte, ließen die Absatzzahlen im Inland auf eine Stagnation in den letzten Jah-
ren schließen. 
 

Gemäß Programmmanager Al Clark vom Ministerium für natürliche Ressourcen, welches das Programm 
"ecoENERGY for Renewable Heat" gestaltet und verwaltet, erhalten Investoren für ein solarbetriebenes 
Warmwassersystem rund 25% der Investitionskosten vom Staat gestellt und für eine Heizluftanlage etwa 
15%. Im Rahmen des bis zum 31.03.2011 laufenden Programms stehen 36 Mio. kan$ zur Verfügung. Seit 
dem 01.03.2009 liegt der Maximalbetrag für ein Solar-Warmwasser-Projekt bei 400.000 kan$ (zuvor - wie 
bei Solar-Heizluft-Anlagen - bei 80.000 kan$). 
 

Neben diesem Programm profitiert die Branche von zwei weiteren Fördermaßnahmen auf Bundesebene: 
zum einen von dem "ecoENERGY Retrofit Program" zur Steigerung der Energieeffizienz von Wohngebäuden 
(u.a. durch den Einsatz von solarthermischen Anlagen) und zum anderen von dem "Residential Pilot Pro-
gram". Dieses dient der breiteren Vermarktung von Solar-Warmwasseranlagen und richtet sich an private 
Hausbesitzer.  
 

Auch die kanadischen Provinzen fördern verstärkt die Solarthermienutzung.  
 

Weitere Informationen: www.cansia.ca/Default.aspx?pageId=139888

Die steigenden Incentives für die Installierung solarthermischer Anlagen bieten auch deutschen Unterneh-
men Geschäftschancen. Ihnen kommt zugute, dass in Kanada das "Made in Germany" im Bereich erneuerba-
rer Energien einen besonders guten Ruf besitzt und sie oftmals über langjährige Erfahrungen in diesem 
Segment sowie über ausgereifte Technologien verfügen. Die Deutsch-Kanadische Industrie- und Handels-
kammer in Montreal (AHK) hebt dabei Geschäftschancen - vor allem aufgrund der Impulse aus den Förder-
programmen - für Hersteller von schlüsselfertigen Anlagen und -teilen solarthermischer Systeme im 
Warmwasser- und Heizungsbereich (unverglaste und verglaste Flach- und Röhrenkollektoren) hervor. 
 

Eine Plattform zur Kontaktanbahnung mit Solarenergiefirmen vor Ort stellt die "Solar Conference 2009" 
(www.cansia.ca/2009CanSIASolarConference) vom 07.12. - 08.12.2009 in Toronto dar. Die AHK Montreal 
bietet auch dieses Jahr wieder einen deutschen Ausstellerblock an  
(http://kanada.ahk.de/no_cache/veranstaltungen/event/eventUid/cansia-solar-conference-2009-deutsche-
messebeteiligung/). 
Quelle: gtai-newsletter, 10.09.2009 
 
*** 
 

Kuwait  

Gewerberecht für Bauunternehmen neu geregelt  

Die Kuwait Municipality hat Bereiche des Baugewerbes neu geregelt. Betroffen sind Unternehmen, die Ge-
bäude errichten oder beseitigen; sie müssen sich in ein gesondertes Register eintragen lassen. An die Ge-
werbeerlaubnis sind strenge Anforderungen geknüpft. Grundsätzlich muss das Unternehmen seinen Sitz im 
Inland haben und über entsprechende Qualifikationen verfügen. Demgemäß werden die Unternehmen in 

http://kanada.ahk.de/no_cache/veranstaltungen/event/eventUid/cansia-solar-conference-2009-deutsche-messebeteiligung/
http://kanada.ahk.de/no_cache/veranstaltungen/event/eventUid/cansia-solar-conference-2009-deutsche-messebeteiligung/
http://www.cansia.ca/2009CanSIASolarConference
http://www.cansia.ca/Default.aspx?pageId=139888
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vier unterschiedliche Kategorien eingeteilt. Zur Kategorie A gehören etwa Unternehmen mit einer mind. 
sechsjährigen Expertise, die mind. drei spezialisierte Ingenieure beschäftigen, von denen jeder mind. fünf 
Jahre einschlägige Berufserfahrung haben muss. Ein Unternehmen der Kategorie A z.B. darf Gebäude mit 
einer Grundfläche von 28.000 qm errichten.  
 

Das Dekret Nr. 161/2009 vom 14.04.2009 wurde im Amtsblatt Nr. 921 vom 03.05.2009 auf den Seiten 12 - 
16 verkündet und trat am selben Tag in Kraft. Es ersetzt das alte Dekret Nr. 3/1984.  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 
*** 
 

Libyen  

Regionale Manager von Joint Ventures und Zweigstellen müssen Libyer sein  

Zweigstellen ausländischer Unternehmen sowie Joint Venture Companies dürfen regional nur noch von 
libyschen Staatsangehörigen geführt werden. Das ergibt sich aus einer internen Verwaltungsanweisung des 
obersten libyschen Gesetzgebungsorgans - des General People`s Committee (GPC) - an das Wirtschafts-, 
Arbeits- und Außenministerium vom 04.08.2009.  
 

Nach geltendem Recht dürfen Ausländer in der Geschäftsführung von Kapitalgesellschaften vertreten sein. 
So bestimmt etwa Art. 8 Abs. 1 Gesetz Nr. 65/1970 über Handelsgesellschaften, dass die Mehrheit der „Di-
rectors“ einer Aktiengesellschaft sowie deren Vorsitzender Libyer sein müssen. Die übrigen Posten können 
von Ausländern wahrgenommen werden. Ähnliches gilt für Gesellschaften mit beschränkter Haftung (Art. 
20 Gesetz Nr. 65/1970).  
 

In den letzten Jahren wurde das Gesetz Nr. 65/1970 jedoch in einer ganzen Reihe von Rechtsakten massiv 
abgeändert. Mittlerweile können Ausländer nur noch Zweigstellen gründen oder sich an so genannten Joint 
Venture Companies beteiligen (bis zu 65%), sofern sich aus investitionsrechtlichen Bestimmungen nichts 
anderes ergibt. Neben Libyern können bislang auch Ausländer dem Board of Directors angehören.  
 

Damit ist vorerst Schluss, zumindest was die regionalen Manager angeht. Wie sich die Anweisung des GPC 
vom 04.08.2009 auf die Praxis auswirken wird, bleibt abzuwarten.  
 

In den Anweisungen werden die zuständigen Stellen aufgefordert, im Falle einer Zuwiderhandlung keine 
Genehmigungen mehr zu erteilen. Das deutet darauf hin, dass zumindest keine Rückwirkung vorgesehen ist. 
Unklar ist auch der Bezug auf den „regionalen“ Manager/Director einer Joint Venture Company bzw. „deren 
Zweigstelle“. Dass damit nicht der Filialleiter gemeint ist, ergibt sich aus dem Zusammenhang, denn sonst 
wäre ein zusätzlicher Verweis auf die Zweigstelle unsinnig. Ob dies allerdings bedeutet, dass gar keine Aus-
länder mehr im Board of Directors einer Joint Venture Company mehr vertreten sein dürfen, hängt von der 
Auslegung durch die Behörden und gegebenenfalls weiteren Verwaltungsinterna ab. Erst die Praxis wird 
zeigen, wie die Anweisung des GPC umgesetzt wird.  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 

Libyen verschärft Handelsvertreterregelungen  

Dass ausländische Hersteller und Unternehmen Handel in Libyen grundsätzlich nur über einen Handelsver-
treter treiben können, ist seit langem bekannt. Auch, dass dieser Handelsvertreter libyscher Staatsbürger 
sein und sich registrieren und eine Handelsvertreterlizenz erwerben muss, ist keine Neuigkeit. Neu allerdings 
ist, dass der libysche Gesetzgeber keine Generalvertreterverträge mehr akzeptiert. Festgelegt wurde dies 
bereits durch die General People’s Committee Decision No. 315/2008 bzw. durch die General People Com-
mittee Resolution No. 1/2009 - eine Umsetzung dieser Bestimmungen war jedoch bislang nicht erfolgt. Wie 
das Auswärtige Amt informiert, wird sich dies jedoch zukünftig ändern.  
 

Die libysche Regierung unterrichtete Vertreter mehrerer ausländischer Wirtschaftsstellen, u.a. der deut-
schen, dass laut libyschem Gesetzgeber grundsätzlich keine Exklusiv- bzw. Generalhandelsvertreterverträge 
mit einem libyschen Handelsvertreter mehr geschlossen werden dürften. Der Import eines Produkts über 
lediglich einen libyschen Generalvertreter, der ganz Libyen abdeckt, soll künftig nicht mehr zulässig sein. In 
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Zukunft solle eine Vertretung durch mehrere, vorzugsweise vier Vertreter erfolgen, die auf die Regionen 
bzw. Städte Tripolis, Beghazi, Sebha und Sirte verteilt tätig werden sollten. Ausnahmen von diesen Bestim-
mungen sind beim libyschen Wirtschaftsministerium zu beantragen und zu genehmigen.  
 

Ausländische Firmen sind daher aufgefordert, ihre Handelsvertreterverträge entsprechend anzupassen. Nach 
Auskunft des Auswärtigen Amts räume die libysche Regierung hierfür eine Frist bis Jahresende, möglicher-
weise länger ein. In dieser Frist will Libyen noch einzelne Unklarheiten der Neuregelungen überarbeiten.  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 
*** 
 

Marokko 

Der Finanz- und Bankensektor in Marokko 

Das marokkanische Finanz- und Bankensystem ist von den internationalen Finanzmärkten vergleichsweise 
abgeschottet. Dieser, die wirtschaftliche Entwicklung eher hemmende Fakt verhindert aber ein direktes „Ü-
berschwappen“ der internationalen Finanz- und Bankenkrise. Da aber die von den in Europa lebenden Ma-
rokkanern getätigten enormen Überweisungen nach Marokko bis dato weitestgehend ohne Inanspruch-
nahme von Banken transferiert werden und auch die wirtschaftliche Öffnung nach Europa vorangetrieben 
wird, scheint eine weitgehende Internationalisierung des marokkanischen Finanz- und Bankensystems un-
ausweichlich. 
 

Der marokkanische Finanz- und Banksektor wird von der marokkanischen Zentralbank „Bank all Maghrib“ 
dominiert. Zwar hat die Deregulierung des marokkanischen Finanzsektors bereits ab dem Jahr 2001 neuen 
Auftrieb bekommen, als die Regierung weitere Reformen des Bankwesens und mehr Autonomie für die 
Zentralbank hinsichtlich der Währungspolitik und der Kontrolle des Sektors ankündigte, doch wird sie immer 
noch maßgeblich vom Staat kontrolliert. Durch die enormen staatlichen Regulierungen vor allem hinsicht-
lich internationaler Tätigkeiten marokkanischer Banken und der scharfen Devisenbeschränkungen bleibt der 
marokkanische Finanz- und Bankensektor ein lokaler.  
 

Obwohl inzwischen ca. 37% der marokkanischen Bevölkerung Kunde bei einer Bank sind und im Schnitt eine 
Filiale auf 7.300 Einwohner kommt, konzentrieren sich die 16 verschiedenen Banken in Marokko vor allem 
auf den Großraum Casablanca. Während hier ein Drittel der Filialen zu finden sind, ist das Bankennetz in 
vielen anderen Regionen Marokkos kaum existent. Allerdings treiben vor allem die großen Banken Marokkos 
die Ausweitung ihrer Filialnetze konsequent voran.  
 

In Marokko operieren drei verschiedene Typen von Banken: Erstens, die klassischen Einlagebanken, unter 
denen die fünf größten Privatbanken (Attijariwafa Bank, BMCE, BMCI, SGMB und Credit du Maroc) zu finden 
sind, die teilweise zu französischen und spanischen Bankengruppen gehören. Zweitens, die öffentliche Bank 
„Banque Centrale Populaire“, die mit ihrem Netz regionaler Volksbanken seit 2002 langsam privatisiert wird 
und vor allem als Bank für kleine Ersparnisse fungiert sowie Kredite an Klein- und mittelständische Unter-
nehmen vergibt. Als drittes sind die spezialisierten Finanzinstitute „Crédit Immobilier et Hôtelier“ und „Crédit 
Agricole du Maroc“ zu nennen, die vor allem spezielle Immobilienkredite und Kredite für die Landwirtschaft 
vergeben und bereits den Prozess der Privatisierung abgeschlossen haben. Außerdem gibt es noch einige 
andere Banken, wie z.B. die „Bank Al Amal“, die Kredite zur Finanzierung von Investitionsprojekten von im 
Ausland lebenden Marokkanern bereitstellt.  
 

In jedem Jahr überweisen die in Europa tätigen Arbeitsmigranten mehr als 10 Mrd. € in ihre Heimatländer 
im südlichen Mittelmeerraum, und dieses Volumen erhöht sich jährlich um nahezu 15%. Diese Geldströme 
werden zu einem großen Teil ohne Inanspruchnahme der Banken transferiert und stattdessen über speziali-
sierte Agenturen, Postinstitut oder informelle Kanäle geleitet, was mit relativ hohen Gebühren verbunden 
ist. Unter dieser Situation leiden sowohl die einzelnen Sparer als auch die Volkswirtschaften der Empfänger-
länder. Hinzu kommt, dass zurzeit kein Bankinstitut allein über ausreichende Geschäftsstellennetze auf bei-
den Seiten des Mittelmeers verfügt, um diese Transfers in größerem Maße zu organisieren. In Anbetracht 
dieser Situation haben mehrere Banken in der Maghrebregion letztes Jahr beschlossen, die Möglichkeiten 
ihrer Zusammenarbeit zu prüfen. Die Förderung der Spartätigkeit der Migranten, um Gelder produktiv für 



Außenwirtschaftsnachrichten/IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International/Oktober 2009 
Seite 36 

mittel- und langfristige Investitionen (darunter insbesondere Infrastrukturprojekte) in den südlichen Län-
dern des Mittelmeerraums verwenden zu können, steht dabei im Vordergrund. 
 

Die nationale Börse Marokkos befindet sich in Casablanca und bietet für private Investoren einen leichten 
Zugang. Zertifikate bieten viele Möglichkeiten, am Wachstum einzelner Branchen oder der ganzen Region zu 
partizipieren. Indexpapiere setzen dabei eins zu eins auf die Wertentwicklung ausgewählter Afrika-
Kursbarometer. Generell befinden sich hier das größte Angebot auf den fortschrittlichen Volkswirtschaften 
Marokkos, Ägypten und Südafrikas, mit deren Leitindizes CFG-25, CASE-30 sowie FTSE/JSE-40. 
Quelle: Bilatéral, Revue Trimestrielle N°39, Juillet 2009 
 
*** 
 

Mexiko 

Regierung veröffentlicht nationalen Plan für erneuerbare Energien bis 2012 

In Übereinstimmung mit der im letzten Jahr von Mexikos Präsident unterzeichneten Klimagesetzgebung 
veröffentlichte das mexikanische Parlament nun das “Programa Especial para el Aprovechamiento de Ener-
gías Renovables”.  
 

Der nationale Plan für erneuerbare Energien enthält spezifische Zielstellungen für die Installation von Ener-
giekapazitäten aus Wind, Biomasse, Geothermie und Biogas bis 2012. Dabei soll die bereits landesweit in-
stallierte EE-Kapazität von ca. 3,3% in 2008 auf 7,6% bis 2012 erhöht werden. Ebenfalls sieht der Plan eine 
erhöhte Nutzung von erneuerbaren Ressourcen vor. Konkret wird mit einer Erhöhung der installierten Kapa-
zität von Windenergie und Kleinwasserkraft gerechnet, der Anteil von Bioenergie und Geothermie an der 
Gesamtenergieerzeugung wird hingegen leicht sinken. Bisher sind keine spezifischen Pläne für Solarenergie 
vorgesehen, wenngleich die Regierung plant, in Kürze auch rechtliche Rahmenbedingungen für die Unter-
stützung von PV und Solarthermieanlagen auf den Weg zu bringen. So soll bis 2012 das erste solarthermi-
sche Kraftwerk in Sonora in Betrieb genommen werden.  
 

Weitere Bestandteile des Plans geben Anreize zu nachhaltigem und energiebewusstem Verhalten von Haus-
besitzern, zudem ist eine Initiative zur Elektrifizierung von 2.500 ländlichen Kommunen geplant. Der umfas-
sende Plan baut auf dem im November 2008 verabschiedeten „Ley para el Aprovechamiento de Energías 
Renovables y el Financiamento de la Transición Energética“ auf, welches die Einsparung von 200 Mio. t CO2 
zwischen 2008 und 2012 fordert, einen Fonds zur Umsetzung von Post-Kyoto Klimabestimmungen vorsieht, 
aber keine technologiespezifischen Ziele für die Nutzung von EE bereithält. Auch die im Juli 2009 folgende 
„National Strategy for Energy Transition and Sustainable Use of Energy” enthielt keine konkreten EE-
Bestimmungen, wenngleich die mexikanische Regierung hier 20 Mrd. MXN (1,53 Mrd. US$) für 50 Energie-
effizienz- und Erneuerbare-Energie-Projekte in 2009 zusicherte.  
 

Weitere Informationen (spanisch):  
www.sener.gob.mx/webSener/res/0/Programa%20Energias%20Renovables.pdf
Quelle: dena, 02.09.2009 
 
*** 
 

Montenegro  

Energiesektor wird ausgebaut 

In Montenegro werden in den kommenden Jahren größere Investitionen im Energiesektor erwartet. Geplant 
sind der Bau und die Vergabe von Betriebskonzessionen für Wasserkraftwerke. Zu erwarten ist ferner die 
Errichtung von zusätzlichen konventionellen Kraftwerkskapazitäten. Vorangetrieben werden soll auch die 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen, insbesondere Windenergie. Im Rahmen eines neuen Energiegesetzes, 
dessen Verabschiedung in Kürze erwartet wird, sollen die Rahmenbedingungen dafür geklärt und verbessert 
werden.  

http://www.sener.gob.mx/webSener/res/0/Programa%20Energias%20Renovables.pdf
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Die Investitionen im montenegrinischen Energiesektor könnten in den nächsten sechs Jahren nach Ein-
schätzung von Wirtschaftsminister Branko Vujovic mehr als 2,6 Mrd. € erreichen. Schwerpunkte würden 
dabei Vorhaben zur besseren Nutzung der Wasserkraft für Stromerzeugung bilden. Im Vordergrund steht der 
Bau von zahlreichen kleinen Wasserkraftwerken an mehreren Flussläufen in Montenegro. 

Ein Vorqualifikations-Tender für den Bau und die Vergabe von Betriebskonzessionen für zehn kleine Wasser-
kraftwerke im Norden des Landes hat die Regierung Mitte September 2009 veröffentlicht. Vorgesehen ist die 
Errichtung von Anlagen mit einer Leistung von jeweils bis zu 10 MW. Die notwendigen Investitionen werden 
auf 60 Mio. € geschätzt.  
Quelle: gtai, 25.09.2009 
 
*** 
 

Norwegen 

Energieeffizienz im Bau: Etablieren Sie Ihr Unternehmen auf dem norwegischen Markt  

Der Zeitpunkt für einen Markteinstieg in Norwegen ist günstig. Die Energienation will bis 2030 CO2-neutral 
sein. Um dieses Ziel zu erreichen hat Norwegens Regierung kürzlich strengere Bauvorschriften verabschie-
det und neue Förderprojekte für energieeffizientes Bauen aufgelegt. Aufgrund ihres Erfahrungsvorsprungs 
und ihrer hohen Qualität sind Technologien, Produkte und das Know-how deutscher Unternehmen nun 
besonders gefragt.  
 

Die AHK Norwegen erarbeitet derzeit eine Broschüre zum Thema Energieeffizienz im Bau. Deutsche Unter-
nehmen, die im Bereich Bauenergieeffizienz tätig sind, erhalten mit dieser Veröffentlichung erstmals die 
Möglichkeit, ihr Angebot zielgerichtet dem norwegischen Markt vorzustellen. Die Broschüre bietet eine ein-
malige Gelegenheit, die Entscheidungsträger aus dem öffentlichen und dem privatwirtschaftlichen Bereich 
der norwegischen Baubranche anzusprechen, Kontakte zu knüpfen und neue Märkte zu erschließen.  
 

Die Broschüre Energieeffizienz im Bau wird Anfang 2010 von der AHK Norwegen herausgegeben. Auf 30 - 
40 Seiten präsentieren sich rund 15 deutsche Firmen jeweils auf einer Doppelseite. Im Vorwort werden so-
wohl das deutsche Umweltministerium als auch das norwegische Forschungsinstitut SINTEF Byggforsk über 
die neuesten Entwicklungen im Bereich Bauenergieeffizienz informieren. Die Auflagenstärke wird zunächst 
2.000 Stück umfassen, bei Bedarf ist ein Nachdruck vorgesehen. Der Preis für eine Doppelseite im Format 
DIN A4 beträgt 2.000 €.  
 

Eine Beteiligung an der Broschüre garantiert dem Unternehmen eine Teilnahme an der Konferenz Energieef-
fizientes Bauen im 1. Halbjahr 2010 in Oslo. Dort wird ihnen nochmals die Gelegenheit gegebenen ihre Pro-
dukte persönlich vor einem ausgewählten norwegischen Publikum zu präsentieren und im Anschluss per-
sönliche Gespräche mit den norwegischen Firmen und Vertretern zu führen.  
 

Kontakt: 
Deutsch-Norwegische Handelskammer 
Alexandra Seidinger 
Tel.: 0047 22 128263 
Fax: 0047 22 128222 
E-Mail: seidinger@handelskammer.no 
 
*** 
 

Polen  

Branche kompakt: Medizintechnik 

Polens Medizintechnikmarkt wird 2009 um 15% wachsen, erwartet die Branchenkammer Polmed. Auch 
2010 soll die Nachfrage zweistellig zulegen, sodass im nächsten Jahr die Marke von 6 Mrd. Zl (1,3 - 1,5 Mrd. 
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€) überschritten werden dürfte. Diese in Zeiten der Finanzkrise vergleichsweise hohen Wachstumsraten sind 
möglich, da die Krankenhäuser bis 2015 technische und sanitäre Standards der EU erfüllen müssen. Dazu 
sind hohe Investitionen u.a. in medizintechnische Ausrüstungen erforderlich. 

Im Rahmen des Operationellen Programms Infrastruktur und Umwelt stehen für die Jahre 2007 - 2013 me-
dizinischen Einrichtungen EU-Fördergelder in Höhe von bis zu 420 Mio. € bereit. Für notwendige Ausrüs-
tungskäufe und Modernisierungsmaßnahmen sind nach Schätzungen des Gesundheitsministeriums Investi-
tionen in Höhe von etwa 14 Mrd. Zl (etwa 3,1 Mrd. €; durchschnittlicher Wechselkurs Januar - Juli 2009: 1 € 
= 4,4494 Zl) erforderlich. Vor allem Intensivstationen öffentlicher Krankenhäuser verfügen über zu wenig 
Betten und unzureichende technische Ausstattungen. Insbesondere fehlen Narkoseapparate, Beatmungsge-
räte und Defibrillatoren, verlautet es aus Branchenkreisen. 

Staatliche Gesundheitseinrichtungen in Polen haben oft große Probleme mit der Finanzierung von neuem 
Equipment. Da das System der Einheitskrankenversicherung (NFZ) mit hohen Beitragsrückständen zu kämp-
fen hat, werden letztendlich viele Leistungen rationiert, vor allem über Wartelisten. Wenig verwunderlich ist 
daher, dass immer mehr Patienten dem staatlichen Gesundheitsdienst den Rücken zukehren und stattdes-
sen trotz damit verbundener Zusatzkosten private Gesundheitsdienste beanspruchen. 

Die stärksten Nachfrageimpulse dürften daher in nächster Zeit vom kontinuierlich wachsenden Privatsektor 
ausgehen. Private medizinische Zentren investieren schon seit einigen Jahren in neue Gesundheitseinrich-
tungen. Ihr Spezialisierungsgrad erhöht sich zunehmend. Neue Krankenhäuser wollen in nächster Zeit die 
Gesellschaften Swissmed (in Warschau), Scanmed (Spezialklinik in Krakow) und Carolina Medical Center 
(orthopädisches Krankenhaus in Warschau) errichten.  
Quelle: gtai, Branche kompakt, 30.09.2009 
 
*** 
 

Schweden 

Verkauft und geliefert  

Über 75% der schwedischen Verbraucher nutzten 2008 Versandhandelsoptionen für ihre Einkäufe. Laut 
Fachverband Distanshandel (www.distanshandel.se) bescherte das den schwedischen Versandhändlern einen 
Umsatz von etwa 2,84 Mrd. €. Dabei gaben sieben von zehn Kunden ihre Bestellung übers Internet auf. 
Denn der Onlinehandel insgesamt ist für die vergleichsweise straffe Alltagsorganisation schwedischer Haus-
halte mit berufstätigen Eheleuten ideal. Hinzu kommt: Schweden belegt in puncto Onlinezugang und Breit-
bandverbreitung Spitzenplätze in einschlägigen Ranglisten. Die geografische Besonderheit des Landes mit 
seinen teilweise großen Entfernungen zwischen Händlern und Endkunden beflügelt ebenfalls den E-Handel.  
 

Deutschen Firmen, die in den Markt eintreten wollen, kommen vor allem die Verfügbarkeit von Adressbe-
ständen und die logistische Infrastruktur zugute. Axel Tandberg vom schwedischen Verband der Direktver-
markter Swedma (www.swedma.se) weist auf gute Marketingmöglichkeiten und die im Vergleich zu 
Deutschland weniger strengen Datenschutzbestimmungen hin. Die schwedische Post und Adressanbieter 
nutzen diese sowie die große Informationstransparenz für ihre Leistungen.  
Quelle: gtai markets, 3/09, Juni-Juli 
 
*** 
 

Schweiz 

Vereinfachung der Mehrwertsteuer ab 01.01.2010 

National- und Ständerat haben im Juni 2009 in der Schlussabstimmung das revidierte Mehrwertsteuerge-
setz verabschiedet. Damit ist ein Meilenstein bei der Vereinfachung der wichtigsten Steuer des Bundes er-
reicht. Von der neuen Mehrwertsteuer (MwSt.) profitieren rund 320.000 Unternehmen. Die zuständigen 

http://www.swedma.se/
http://www.distanshandel.se/
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Stellen beim Bund setzen nun alles daran, damit der Übergang zum neuen Gesetz am 01.01.2010 reibungs-
los verläuft.  
 

Die neue MwSt. trägt wesentlich zum Abbau der Komplexität und des oft gerügten Formalismus der Steuer-
behörden bei. Dank der Reform nimmt der administrative Aufwand für alle Unternehmen um rund 10% ab. 
Den Unternehmen bereitet heute die korrekte Berechnung der Vorsteuer, die sie in ihrer MwSt.-Abrechnung 
abziehen dürfen, große Schwierigkeiten. Künftig wird diese Berechnung wesentlich vereinfacht, da die Vor-
steuer für Verpflegung und Getränke vollständig abziehbar ist. Auch das ausgeweitete und deutlich verein-
fachte Verfahren zur freiwilligen Versteuerung von ausgenommenen Leistungen vereinfacht die Abrechnung 
der MwSt. wesentlich. Künftig wird hier auf ein Bewilligungsverfahren der Verwaltung verzichtet. Zudem 
können neue Unternehmen bis zu einem Jahresumsatz von 5 Mio. Franken eine vereinfachte MwSt.-Abrech-
nungsmethode anwenden. Besonders entlastet wird im Weiteren das Autogewerbe, da ein so genannter 
"fiktiver Vorsteuerabzug" die komplexe Margenbesteuerung beim Occasionshandel ablöst.  
 

In einem zweiten Teil der Reform soll die MwSt. noch konsequenter vereinfacht werden. Vorgesehen sind ein 
einheitlicher Steuersatz von 6,1% und die Abschaffung möglichst vieler Steuerausnahmen. Je einfacher die 
MwSt. ausgestaltet ist, desto günstiger wirkt sie sich auf die rund 320.000 steuerpflichtigen Unternehmen 
aus. Das wirkt sich positiv auf das Wachstum der Volkswirtschaft in der Schweiz aus.  
 

Weitere Informationen: www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=27427 (Medienmitteilung 
des Eidgenössischen Finanzdepartments vom 15.06.2009) 
 

Hinweis: Das revidierte Mehrwertsteuergesetz ist auf einer Website des Schweizer Parlaments abrufbar 
(www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2008/20080053/Schlussabstimmungstext%20NS%20D.pdf).  
Quelle: gtai Rechtsnews, 01.09.2009 
 
*** 
 

Simbabwe 

Am Ende des Tunnels? 

Als zur Jahreswende 2008/09 die Choleraepidemie in Simbabwe um sich griff, schien das einst blühende 
Land im südlichen Afrika am Rand einer Katastrophe.  Die Wirtschaft befindet sich schon seit Jahren im 
freien Fall und dürfte seit 2002 um etwa 50% geschrumpft sein. Nicht mehr bezifferbar war die Inflation 
des Simbabwe-Dollars. Inzwischen wird nur noch in US$ und südafrikanischem Rand bezahlt. 
 

Kaum jemand hatte Hoffnung auf Besserung, als im Februar 2009 die Doppelspitze mit dem alten Präsiden-
ten Robert Mugabe und Ministerpräsident Morgan Tsvangirai die Regierungsgeschäfte übernahmen. Doch 
inzwischen gibt es positive Zeichen inmitten der Krise, von zaghafter Aufbruchstimmung ist die Rede. Vor 
allem die Partei Movement for Democratic Change (MDC) von Tsvangirai bringt frischen Wind und schafft 
mehr Vertrauen. So besetzen zwei MDC-Politiker mit den Ressorts Finanzen sowie Wirtschaft und Investiti-
onen wichtige Schaltpositionen der Regierung. 
 

Sie vertreten eine investitionsfreundlichere Politik. Die politischen Kontakte ins Ausland nehmen zu und 
über die Bereitstellung von Entwicklungshilfegeldern wird bei den Gebern inzwischen zumindest nachge-
dacht. Etwa 500 Mio. US$ wird das Land als Anschubfinanzierung für die Ernährung und die medizinische 
Versorgung der Menschen benötigen. 
 

Noch ist die internationale Gebergemeinde vorsichtig. Viele Experten sind unsicher, ob die neue Regierung 
hält. Allerdings, so glaubt nicht nur der deutsche Botschafter Dr. Albrecht Conze, schiene ein Prozess ange-
stoßen, der sich so leicht nicht mehr rückgängig machen lasse. Sollte sich dies bewahrheiten, dürften in 
absehbarer Zeit erste größere Tranchen Fördergelder eintreffen. Umfangreiche Geschäftschancen bei Infra-
strukturvorhaben wäre die Folge. Ausländische Unternehmer sehen sich das Geschehen inzwischen etwas 
genauer an: Ihre Besuche in der Hauptstadt Harare nehmen seit einigen Wochen zu. 
 

Immer wieder warnen Experten jedoch vor überschwänglichem Optimismus. Die Industrie arbeitet teilweise 
nur mit einer Auslastung von 25%. Abgewirtschaftet ist auch die Infrastruktur, die noch vor einigen Jahren 
zu den besten in Afrika zählte. Daher sind viele, auch deutsche Unternehmen in den vergangenen Jahren 

http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2008/20080053/Schlussabstimmungstext%20NS%20D.pdf
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=27427
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aus Simbabwe abgewandert. Den überwiegenden Teil hat die regionale Vertretung im rund 1.200 km südlich 
von Harare gelegenen Johannesburg angesiedelt. Für eine Rückverlagerung der Firmenvertretung ist es in 
den meisten Bereichen sicherlich noch zu früh. Doch in der Zukunft kann Simbabwes zentrale Lage in der 
Region genutzt werden, um Ländern wie Südafrika, Sambia, Mosambik, Botsuana oder Namibia zu bedienen. 
Matthias Boddenberg, Geschäftsführer der Deutschen Auslandshandelskammer für das südliche Afrika in 
Johannesburg, ist überzeugt, dass bereits jetzt der richtige Zeitpunkt für eine intensivere Marktbeobachtung 
gekommen ist. 
Quelle: gtai markets, 4/09, August-September 
 

Simbabwes Wassersektor steht vor dem Kollaps 

Die öffentliche Wasserversorgung in Simbabwe bricht immer mehr zusammen. Es fehlt an allem, angefan-
gen von Ausrüstungen wie Rohren und Pumpen bis hin zu Chemikalien. Die vermehrten Cholerafälle Anfang 
2009 waren vor allem auf verseuchtes Trinkwasser zurückzuführen. Bislang hat die Regierung des Landes 
Hilfe von Geberorganisationen weitgehend verhindert. Allerdings ist der Investitionsbedarf riesig. Sollte sich 
die politische Situation verbessern, dann dürfte reichlich Kapital in den Wassersektor fließen.  
 

Benötigt werden vor allem neue Rohre aus Kunststoff und Stahl sowie Armaturen und Pumpen. Ein Großteil 
der Pumpen kommt von der deutschen KSB. Laut Choga haben auch die Chinesen versucht, ihre Pumpen zu 
installieren, was sich jedoch als aufwändig herausgestellt hat. Pumpen aus Europa seien kompatibler und 
werden seitens des Ministeriums bevorzugt. 
 

Interessante Investitionsmöglichkeiten bestehen nur begrenzt. Wasser wird in Simbabwe immer noch als 
soziales Gut angesehen, das am besten kostenlos bereitgestellt wird. Der Preis für Privathaushalte wird 2009 
bei 40 - 80 US-Cents pro cbm Wasser liegen. Großabnehmer aus Industrie, Landwirtschaft und Bergbau 
zahlen 8 US$ pro 1.000 cbm. Auch bei einer Kommerzialisierung des Sektors in den kommenden Jahren wird 
der Staat die Preise niedrig halten. Am lohnendsten sei daher die Wasserversorgung für Privatsektoren wie 
die Landwirtschaft oder den Bergbau. 
 

Der institutionelle Rahmen des simbabwischen Wassersektors bleibt im Vergleich zu vielen afrikanischen 
Nachbarländern rückschrittlich. Jenseits der Grenzen wird versucht, die Wasserversorgung zu kommerziali-
sieren, um sie effizienter und interessanter für Investitionen zu gestalten. 
 

Oberster Entscheidungsträger für den gesamten Wassersektor ist das Ministry of Water. Dem unterstellt ist 
die Zimbabwe National Water Authority (ZINWA). ZINWA ist für den operativen Aspekt der Wasserversor-
gung zuständig und entscheidet wo ein neuer Damm gebaut wird und wer die Erlaubnis zur Wasserent-
nahme erhält. So gibt es seitens der Regierung die Direktive, bei Wasserknappheit zuerst Haushalte, dann 
Bergbau und Industrie und zuletzt die Landwirtschaft zu bedienen. 
 

ZINWA sind landesweit sieben so genannte Catchment Councils unterstellt, die die Dämme des Landes ver-
walten und das Wasser an Abnehmer verkaufen. Die Catchment Councils sind nach den sieben größten 
Flüssen des Landes benannt (Mazowe, Sanyati, Manyane, Save, Runde, Gwai, Umzingwane). Die Dämme sind 
das Eigentum von ZINWA. 
 

Für kleinere Städte und Gemeinden übernimmt ZINWA die Trinkwasseraufbereitung. Im ganzen Land gibt es 
dafür 538 Aufbereitungsanlagen. Die 20 größten Städte Simbabwes übernehmen die Aufbereitung selbst 
und werden von ZIMWA nur mit unbehandeltem Wasser aus den Dämmen versorgt. Etliche ländliche Gebie-
te erreicht das nationale Wassernetz nicht. Dort ist der ebenfalls regierungseigene District Development 
Fund (DDF) für die Wasserversorgung zuständig. In der Regel werden dort Trinkwasserbrunnen gebohrt. 
 

Laut Choga haben derzeit etwa 60% - 70% aller Simbabwer Zugang zu Trinkwasser. Bei einer intakten Infra-
struktur könnten 90% der Bevölkerung erreicht werden. Größter Engpass neben fehlenden Devisen ist das 
Know-how. Viele Wasserexperten sind in den vergangenen Jahren ausgewandert. Im Ministry of Water ar-
beiten derzeit vier ausgebildete Techniker, laut Choga wären 110 Mitarbeiter nötig, um die anfallende Arbeit 
bewältigen zu können. Die Entlohnung von monatlich 100 US$ stellt keinen Anreiz dar, um eine solche Tä-
tigkeit anzunehmen.  
Quelle: gtai-newsletter, 09.09.2009 
 
*** 
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Slowenien  

Neues Nationales Energieprogramm geplant 

Slowenien hat einen Entwurf für ein neues Nationales Energieprogramm (NEP) vorgelegt. Dieses soll bis zum 
Frühjahr 2010 verabschiedet werden und das jetzige ersetzen. Der Entwurf spricht sich für Investitionen in 
große Wasser-, Wärme- und Atomkraftwerke aus sowie auch für die stärkere Nutzung erneuerbarer Ener-
gien, deren Anteil am Verbrauch 2020 insgesamt 25% erreichen soll. Der wichtigste Fördertopf ist derzeit 
das Programm "Nachhaltige Energie", das die EU zu 85% finanziert.  

Sloweniens Stromverbrauch soll sich in den kommenden Jahren weiter ausweiten. Das renommierte Ener-
gieinstitut Jozef Stefan erwartete im Juli 2009, dass der landesweite Elektrizitätsbedarf bis 2020 im Schnitt 
um jährlich 1,4% - 1,5% ansteigt und anschließend bis 2030 um weitere 0,3% pro Jahr. 

Die gesamte inländische Energieproduktion soll sich den Projektionen des Instituts zufolge mit Hilfe eines 
neuen Atomreaktors bis 2020 um 3,4% im Jahr erhöhen (2020 - 2030: +0,1% p.a.) und ohne um 0,3% (2020 
- 2030: +0,2% p.a.). Unabhängig von den Investitionen in die Kernenergie soll die Erzeugung aus festen 
Brennstoffen bis 2020 im Jahresschnitt um 1,6% zurückgehen und diejenige aus Öl um 0,5%. Weiter steigen 
soll dagegen die Nutzung von Erdgas (+1,7% p.a.) und vor allem von erneuerbaren Energien (+3,2% p.a.). 

Gerade bei erneuerbaren Energien ist Sloweniens ungenutztes Potential groß. Im Hause Jozef Stefan wurde 
im Juli 2009 geschätzt, dass sich der aus diesen Quellen gewonnene Strom bis 2020 um 772 GWh und bis 
2030 um bis zu 1.155 GWh erhöhen kann. Laut neuesten verfügbaren detaillierten Jahreszahlen hat Slowe-
nien 2008 insgesamt 4.310 GWh Strom aus erneuerbaren Quellen gewonnen, davon haben aber große Was-
serkraftwerke mit über 10 MW Kapazität 3.561 GWh oder 83% generiert. Auf andere regenerative Energien 
entfielen 749 GWh, Solar- und Windkraftanlagen gab es noch gar keine. 

Konkret halten es die Energieforscher für möglich, dass in Slowenien bis 2030 zur Stromerzeugung Wind-
krafträder von insgesamt 150 MW aufgestellt werden. Bei der Solarenergie scheinen Kapazitäten von 100 
MW möglich, in kleinen Wasserkraftwerken von 72 MW, bei Deponiegas von 10 MW, sonstigem Biogas von 
41 MW und Holzbiomasse von 35 MW.  
Quelle: gtai, Branche kompakt, 30.09.2009 
 
*** 
 

Thailand 

Biogas und -masse bieten gute Geschäftschancen 

Thailand will die erneuerbaren Energien in Zukunft stärker nutzen. Bis zum Jahr 2022 soll deren Anteil am 
Gesamtverbrauch von derzeit 6% auf 20% erhöht werden. Neben den übergeordneten Aktivitäten von 
staatlicher Seite und den Programmen internationaler Organisationen gibt es in Thailand aber auch immer 
häufiger konkrete Projektankündigen zu vermelden. Für deutsche Firmen ergeben sich daraus hervorragende 
Geschäftschancen, wobei vor allem der Bereich Biomasse und -gas Interesse auf sich zieht. 

Thailand hat beim Ausbau regenerativer Energien viel vor: Die Gesellschaft RATCH plant z.B. eine 4,3 Mrd. B 
(rund 88 Mio. €; 1 € = etwa 49 Baht) schwere Anlage, die 2011 ihren Betrieb aufnehmen soll. Nach dem 
Abschluss von zwei Feasibility-Studien will das Unternehmen nun die Betreiber auswählen, die in Khao Kho 
(Phetchabun) einen 60-MW-Windpark aufbauen sollen.  
 

Derweil haben sich die beiden Unternehmen Demco Plc und Wind Energy Holding zusammengetan, um 5 - 
6 Windkraftprojekte umzusetzen. Der Bau der Anlagen mit jeweils 600 - 700 MW Kapazität soll Mitte 2010 
starten und bis 2013 abgeschlossen sein. Das gesamte Investitionsvolumen des Projekts liegt nach Angaben 
von Experten bei 1 Mrd. B. Demco soll im Rahmen des Vorhabens u.a. für den Bau der Windtürme, der Gene-
rating Plant und der Transmissionslinien verantwortlich zeichnen. 

Trotz dieser Erfolgsmeldungen aus dem Bereich Windkraft wird der Solarenergie von den meisten Branchen-
kennern ein größeres Potential in Thailand bescheinigt. So seien die Windkraftanlagen derzeit noch zu klein 



Außenwirtschaftsnachrichten/IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International/Oktober 2009 
Seite 42 

für deutsche Technologien. Allerdings dürften die Lieferchancen im Zuge der Umsetzung der geplanten 
Großprojekte künftig steigen, ebenso im Bereich Solarenergie, deren Nutzung in naher Zukunft erheblich 
ausgeweitet wird.  
Quelle: gtai, 01.10.2009 
 
*** 
 

Türkei 

Höhere Förderung in der Türkei 

Dem Parlament in Ankara liegt der Entwurf für ein neues Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Energien zur 
Abstimmung vor. Anstelle der in der Türkei bisher gültigen einheitlichen Vergütung für Elektrizität, die aus 
verschiedenen Energiequellen erzeugt wurde, ist eine differenzierte Preisstaffel vorgesehen.  
 

Insbesondere für Sonnenenergie werden die Einspeisesätze voraussichtlich drastisch erhöht. Die Zahl der 
Windkraftanlagen steigt weiter an.  
 

Nach Schätzung des Vorsitzenden des Verbandes der Investoren in Windenergieanlagen RESYAD, Salahattin 
Baysal, warten im Bereich Windkraft Projekte im Wert von 5 - 10 Mrd. US$ auf diesen Startschuss.  
 

Schon von 2007 - 2008 hat sich die Kapazität der Windenergieanlagen in der Türkei nach Angaben des 
staatlichen Energieunternehmens EÜAS von 146 MW auf 364 MW (+149%) erhöht. Für den Biomassesektor 
geht er von unmittelbaren Investitionen in Höhe von 1,5 - 2 Mrd. US$ aus.  
 

Einen enormen Schub dürfte das Gesetz für die Nutzung der Sonnenenergie in der Türkei bedeuten. Ein von 
der Direktion für Studien zur Elektrizitätserzeugung (EIE) erarbeiteter Sonnenenergieatlas (GEPA), der in 
ersten Teilen bereits im Internet einsehbar ist, zeigt das große Potential für die Solarenergie auf der anatoli-
schen Halbinsel.  
 

Mit einer durchschnittlichen Sonnenscheindauer von 2.640 Stunden im Jahr oder 7,2 Stunden am Tag könn-
ten in der Türkei jährlich rund 380 Mrd. kWh aus dieser Quelle erzeugt werden. Bisher gibt es vor allem in 
den südlichen Landesteilen zahlreiche einfache solarthermische Anlagen zur Erhitzung von Wasser. 
 

Die Stromerzeugung aus dieser Energiequelle steckt jedoch noch in den Kinderschuhen. Einige Vorzeigepro-
jekte sollen die Möglichkeiten illustrieren, etwa das "Sonnenhaus" (Günes Evi) im südostanatolischen Diyar-
bakir.  
Quelle: gtai online-News, 07.09.2009 
 

Ausbau der Abfallwirtschaft in der Türkei schreitet fort 

Schritt für Schritt verbessert die Türkei ihre Abfallbewirtschaftung. Zwar liegt immer noch kein integriertes 
nationales Programm dazu vor, wie es der EU-Standard vorsieht, mit zahlreichen einzelnen Maßnahmen 
wird aber die Verwendung und Entsorgung vieler Stoffe stärker reguliert. Für das Recycling bestimmter Ma-
terialien gelten gesetzliche Quoten, die langsam erhöht werden. Der Anteil des auf kontrollierten Deponien 
gelagerten Mülls steigt, die Zahl der solchermaßen versorgten Gemeinden hat sich von 2003 - 2008 verdrei-
facht. 
 

Etwa 14.000 t Müll produziert die türkische Metropole Istanbul am Tag. Der Abfall wird in zwei Großdepo-
nien abgelagert, eine auf der europäischen und eine auf der asiatischen Seite der Stadt. Ein Abfallmanage-
mentplan bis 2023 sieht nun vor, einen größeren Anteil der Stoffe der Wiederverwertung oder der Energie-
versorgung zuzuführen. Die Stadtverwaltung hat hierzu die Verwertungsfirma ISTAC gegründet, die für 
2009 und 2010 Pressemeldungen zufolge mit einem Budget von 25 Mio. TL (ca. 12 Mio. €) ausgestattet ist. 
Um die zahlreichen Vorhaben zu verwirklichen, denkt das städtische Unternehmen laut Direktionsmitglied 
Oguz Can auch an Betreibermodelle wie Build-Operate (BO). 
 

Allen türkischen Kommunen ist durch das 2006 in Kraft getretene Umweltgesetz die Anlage von geregelten 
Mülldeponien bis zu einem bestimmten Zeitpunkt vorgeschrieben. Der Termin ergibt sich aus der Einwoh-
nerzahl. Für Städte mit über 100.000 Einwohnern läuft diese Frist im Mai 2010 ab. Es folgen die Fristen 2012 
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für Städte mit 50.000 - 100.000 Einwohnern, 2014 für Orte zwischen 10.000 und 50.000 Einwohnern und 
2017 für Gemeinden mit 2.000 - 10.000 Menschen. Bei der Umsetzung sind die Kommunen auf Know-how 
und finanzielle Unterstützung von außen angewiesen. So wurde z.B. die Abfallwirtschaft in der westanatoli-
schen Stadt Denizli seit 1999 mit Mitteln der KfW neu aufgebaut.  
 

Die Entsorgung wird in der Türkei in der Regel von kommunalen Unternehmen durchgeführt. In einigen 
Fällen ist der Abtransport und die Deponie bzw. die Wiederverwertung von Müll privaten Betreibern überge-
ben worden. Dabei bieten sich auch Chancen für deutsche Unternehmen zum Einstieg in den Sektor. So 
kooperiert das Unternehmen Remondis seit 2007 mit der Firma Sistem Yapi bei Projekten der Abwasserent-
sorgung. 
 

Im Rahmen des IPA fördert die EU den Aufbau der Umweltinfrastruktur in der Türkei. Priorität genießen 
dabei Vorhaben zur Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und zur Beseitigung von Abfall. In den Jahren 
2007 - 2009 hat die EU insgesamt 204,1 Mio. € hierzu beigesteuert, ergänzt von türkischer Seite um weitere 
68 Mio. €. Auf den Bereich Abfallentsorgung entfielen rund 28% der Projektausgaben. Konkret gibt es acht 
Vorhaben, von denen drei in den Städten Balikesir, Konya und Ordu bereits verwirklicht werden. 
Quelle: gtai-newsletter, 17.09.2009 
 
*** 
 

Uruguay 

Sprungbrett in den Markt des Südens  

Der Mercosur hat nicht alle Hoffnungen erfüllt, die die kleine Volkswirtschaft Uruguay mit ihren 3 Mio. Ein-
wohnern in die Gründung des südamerikanischen Wirtschaftsverbunds setzte. Seit 1991 haben sich in Uru-
guay nur wenige Unternehmen mit Produktionen niedergelassen, die von hier aus die angrenzenden Märkte 
versorgen. Regelmäßig klagt die Regierung über Handelsbarrieren der großen Nachbarn. Dennoch hat das 
Land Vorteile aus der zentralen Lage im Mercosur ziehen können. Seine zehn Freizonen haben sich zu regio-
nalen Distributions- und Dienstleistungszentren entwickelt.  
 

Firmen nutzen die uruguayischen Freizonen als flexible Transitlager, von denen aus sie Waren just in time 
und in der Aufmachung ausliefern, die der jeweilige Absatzmarkt erfordert. Die überwiegend privaten Frei-
zonen sind sowohl von Steuern als auch von Zollabgaben befreit. Für ausländische Arbeitskräfte, die bis zu 
einem Viertel der Belegschaft ausmachen dürfen, entfallen überdies die Sozialabgaben. Devisenverkehr und 
Gewinnübertragung sind nicht beschränkt.  
 

Uruguays Freizonen sind unbürokratischer als die der Nachbarn. Außerdem brauche man viel weniger Zeit 
und Formalitäten, um eine Firma zu gründen, die das Freizonengeschäft verwaltet. Wer nur den argentini-
schen Markt im Auge hat, komme bei der Freizone in La Plata nahe Buenos Aires kostengünstiger weg.  
 

Mehr als 1.000 Unternehmen sind heute in den uruguayischen Freizonen angesiedelt. Vertreten sind alle 
Gewerbe. Schwerpunkte bilden Handel und Dienstleistungen. Die Freizonen trugen 2006 mit rund 750 Mio. 
US$ 3,7% zu Uruguays Bruttoinlandsprodukt bei. Zwei Drittel der Wirtschaftsleistung entfallen auf die Zo-
namérica (www.zonamerica.com), die an den Flughafen in der Hauptstadt Montevideo grenzt. Vom staatli-
chen Versorgungsmonopol befreit, konnte die Zonamérica erstklassige Telekommunikationsnetze aufbauen 
und sich als regionales Zentrum für Softwarefirmen, Callcenter und IT-Dienstleister etablieren. Zudem rich-
tet sich die Zonamérica gezielt auf Biotechnologie aus und lässt den Import aller forschungsbedingten Stof-
fe und Ausrüstungen zu.  
Quelle: gtai markets, 3/09, Juni-Juli 
 
*** 
 

http://www.zonamerica.com/
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USA 

Neues US-Förderprogramm für energiesparende Haustechnik 

Deutsche Hersteller energieeffizienter Haushalts-, Klima- und Heizgeräte sowie von Wärmepumpen können 
in den USA zum Jahresende 2009 von einer steigenden Nachfrage ausgehen. Ausgangspunkt ist das Pro-
gramm des U.S. Department of Energy (DOE) zur Absatzförderung entsprechender Produkte, die mit dem 
Energy-Star-Label ausgestattet sind. Die US-Regierung stellt hierfür aus dem American Recovery and Rein-
vestment Act rund 300 Mio. US$ zur Verfügung. 
 

Die deutschen Ausfuhren von elektrischen und nichtelektrischen Hausgeräten in die USA sind 2008 im Ver-
gleich zu 2007 wertmäßig um 51,2% zurückgegangen. Von Januar - Juni 2009 brachen die Lieferungen auf 
Basis des analogen Vorjahreszeitraums um weitere 50,2% ein. 
 

Sollte dieser Abwärtstrend bei den deutschen Lieferungen im 2. Halbjahr 2009 nicht aufgehalten oder gar 
umgekehrt werden, liefe dies auf einen Einbruch auf ein Niveau von 25% im Vergleich zu 2007 hinaus. Al-
lerdings verfügen einige deutsche Hersteller, etwa die Robert Bosch LLC, in den USA über eigene Fertigun-
gen. Die dort hergestellten Produkte fließen in die bilaterale Handelsstatistik, zumindest bei den US-
Importen, nicht ein. 
 

Verbesserte Eingänge bei den Exportaufträgen in Deutschland und das US-Förderprogramm für Haustechnik 
sind jedoch erste positive Anzeichen für eine Aufwärtsentwicklung. 
 

Am Markt eingeführt werden soll das Förderprogramm spätestens im Dezember 2009.  
 

Die US-Regierung verfolgt mit diesem Förderprogramm umwelt-, energie- sowie industriepolitische Ziele: 
Zum einen soll der Stromverbrauch in Privathaushalten sinken, wodurch die Übertragungsnetze und Strom-
erzeuger entlastet würden. Zum anderen erhält die Elektroindustrie, einschl. ihrer Zulieferer (Metallteile, 
Kunststoff, Elektronik, Feinmechanik, Installationsmaterial, Kabel etc.), einen Impuls in der Hoffnung, dass 
die Märkte mittel- bis langfristig anspringen. 
Quelle: iXPOS, 21.09.2009 
 
*** 
 

Venezuela 

Venezuela baut Stromerzeugung aus 

Trotz der Weltwirtschaftskrise und des sich nur langsam erholenden Ölpreises investiert der venezolanische 
Staat weiter in die Stromerzeugung. Bis 2014 sollen Kraftwerke mit einer Leistung von mehr als 10.000 MW 
entstehen. Venezuela soll unabhängiger von der Wasserkraft werden, sie liefert derzeit mehr als 70% des 
Stroms. Schwere Stromausfälle haben die Regierung 2008 wachgerüttelt und die Investitionsprojekte beflü-
gelt. Zuvor hatten die Expansionsvorhaben nicht mit dem steigenden Strombedarf Schritt halten können. 
 

Bei der Geschäftsanbahnung in Venezuela hilft die Deutsch-Venezolanische Industrie und Handelskammer 
mit Sitz in Caracas (www.cavenal.org).  
 

Quelle: gtai-newsletter, 02.09.2009 
 
*** 
 

Vietnam 

Moderne Großanlagen für Baustoffe werden benötigt 

Die vietnamesische Baubranche boomt, doch bei der Herstellung von Baumaterialien liegt vieles im Argen. 
Insbesondere Zementöfen und Ziegeleien verbrauchen unverhältnismäßig viel Energie und andere Ressour-

http://www.cavenal.org/
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cen. Für die Zukunft sind deshalb Investitionen in moderne Großanlagen zur Zementherstellung zu erwar-
ten. Darüber hinaus sieht die Branche wachsende Absatzchancen für Steine aus Porenbeton. Hierfür gibt es 
noch gar keine lokale Fertigung. Auch fehlen Anlagen zur Herstellung von Beton-Fertigelementen.  

Der Bausektor zählt zu den Stützen der vietnamesischen Wirtschaft und zeigt auch in Zeiten der Wirt-
schaftskrise deutlich überdurchschnittliche Wachstumsraten. Dennoch ist der Markt für Baustoffmaschinen 
und -anlagen vielfach nur schwach entwickelt. Oft werden veraltete und auch sehr umweltbelastende Tech-
nologien eingesetzt. Z.B. befinden sich landesweit unzählige Schachtöfen zur Zementherstellung im Betrieb, 
die gerade einmal eine Tagesleistung von 100 - 200 t erbringen. Sie stammen zum Teil noch aus Zeiten der 
früheren Sowjetunion oder werden nach wie vor aus Russland oder China importiert; inländische Zement-
ofenbauer existieren nicht.  
Quelle: gtai, 01.10.2009 
 

Energiemangel und hohes Potential verbessern Perspektiven für Windenergie in Vietnam 

Vietnams Stromverbrauch wuchs in den letzten Jahren mit rund 15% p.a. doppelt so schnell wie die Wirt-
schaft und legt mit großen Schritten weiter zu. Versorgungsengpässe sind bereits vorprogrammiert, da die 
Erzeugung mit dem Bedarf kaum mithalten kann. Der Energiehunger des Landes soll zukünftig auch aus 
alternativen Quellen gestillt werden. Bis 2020 müssen laut nationalem Strom-Masterplan 5% der erzeugten 
Elektrizität aus erneuerbaren Energien stammen. Das größte Potential sehen Experten für die Windkraft.  

Bis 2015 soll der Stromverbrauch Vietnams nach Berechnungen der Weltbank auf rund 190 TWh ansteigen 
(2008: 65,9 TWh). Das entspricht zwischen 2011 und 2015 einer jährlichen Zunahme von 11%. Besonders 
die boomende Industrie, die steigende Nachfrage der Haushalte in den expandierenden Städten sowie die 
zunehmende Erschließung auch der ländlichen Gebiete sorgen für immer mehr Bedarf an Elektrizität. 
Gleichzeitig wachsen die Kapazitäten nicht schnell genug, um mit dem Verbrauch mitzuhalten. Häufige 
Stromausfälle sind bereits heute an der Tagesordnung und schränken das Wirtschaftswachstum im Land 
ein. 

Als Stromlieferant ist aufgrund umfangreicher Wasservorkommen bisher in allen Landesteilen die Wasser-
kraft dominierend (34,7%). Daneben spielen Gas und Öl (zusammen 47,7%) sowie Kohle (11,2%) wegen 
reicher lokaler Vorkommen die wichtigste Rolle. 

Der Anteil der erneuerbaren Energien in Vietnam ist heute - abgesehen von großen Wasserkraftwerken - mit 
2,5% noch gering. Investitionen in die Stromerzeugung mit alternativen Energiequellen sind wegen der gro-
ßen Energieknappheit in Vietnam aber politisch ausdrücklich gewünscht. Der Sechste Masterplan zur Stro-
merzeugung 2006 - 2015 sieht ab 2010 vor, jedes Jahr 100 - 200 MW zusätzliche Leistung aus erneuerba-
ren Energien zu installieren. Branchenkenner schreiben der Windenergie wegen der günstigen natürlichen 
Rahmenbedingungen die größten Potentiale zu. 

Eine Untersuchung der Weltbank zeigte, dass das Land dank seiner mehr als 3.000 km Küstenlinien und 
zahlreichen Inseln über ein theoretisches Windkraftpotential von 513 GW verfügt. Etwa 8,6% der Landesflä-
che (28.000 qkm) sind für den Aufbau von großen Windkraftanlagen geeignet. Die Regionen mit dem größ-
ten Potential liegen an den bevölkerungsreichen Küsten Zentral- sowie Südvietnams sowie in den Bergregi-
onen in der Landesmitte. Die Studie weist jedoch auch darauf hin, dass noch genauere Messungen durchge-
führt werden müssen. Expertenschätzungen gehen von einem wirtschaftlich realisierbaren Windenenergie-
potential von etwa 120 GW aus. 
Quelle: gtai, 29.09.2009 
 
*** 
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Außenwirtschaftsrecht/Zollinformationen 

Exportfinanzierung in der Finanzkrise  

Deutsche Exporteure können kurzfristige Forderungen gegenüber ihren Kunden in EU- und OECD-Ländern 
mit staatlichen Exportkreditgarantien (so genannte Hermesdeckungen) absichern. Einer entsprechenden, 
von der Bundesregierung beantragten Ausnahmeregelung hat die EU-Kommission zugestimmt. Die De-
ckungsmöglichkeiten sind bis Ende 2010 befristet.  
 

Im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise haben mittelständische deutsche Exporteure bei Exporten in be-
stimmte Staaten Schwierigkeiten, die notwendigen privaten Deckungen sicherzustellen. Wo kein ausrei-
chendes Angebot privater Kreditversicherer besteht, können staatliche Hermesdeckungen angeboten wer-
den.  
 

Bislang wurden Absicherungen für Exportkredite mit Laufzeiten von weniger als zwei Jahren in EU- und 
OECD-Kernländer als „marktfähig“ eingestuft und waren damit grundsätzlich privaten Exportkreditversiche-
rern vorbehalten. Die Exportwirtschaft mahnte zunehmend, dass Versicherungsschutz auf dem privaten 
Markt in diesem Segment nicht mehr im erforderlichen Umfang zur Verfügung stehe. In Deutschland kön-
nen Exporteure das bestehende System der Exportkreditgarantien des Bundes nun auch für die Absicherung 
ihrer kurzfristigen Geschäfte mit Abnehmern in EU- und OECD-Staaten nutzen.  
 

Erleichterung der Refinanzierung  
Auf Initiative des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie steht der von der Finanz- und Wirt-
schaftskrise besonders betroffenen Exportwirtschaft eine neue Möglichkeit zur erleichterten Refinanzierung 
offen. Die EU-Kommission hat das entsprechende Refinanzierungsprogramm am 15.09.2009 genehmigt. Mit 
der Durchführung des Programms wird die KfW beauftragt. Sie wird den Banken für die Finanzierung von 
Exporten langfristige Refinanzierungsmittel zur Verfügung stellen. Das Programm eröffnet den Banken Li-
quidität und damit zusätzliche Spielräume für die Exportfinanzierung.  
 

Die KfW stellt für das Programm eine Anschubfinanzierung von zunächst 1,5 Mrd. € bereit. Die Genehmi-
gung der Europäischen Union gilt für 6 Monate. Eine Verlängerung des Programms bis zum 31.12.2010 ist 
geplant.  
 

Weitere Informationen: www.bmwi.de - Außenwirtschaft, Pressemitteilungen des BMWi vom 05.08.2009 
und 15.09.2009  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Die Kombinierte Nomenklatur (KN) für das Jahr 2010  

Die Kombinierte Nomenklatur (KN) für das Jahr 2010 wird voraussichtlich Ende Oktober 2009 im Amtsblatt 
der Europäischen Union der Reihe L veröffentlicht werden.  
 

Im Jahr 2010 gibt es vor allem in den Kapiteln 3, 22, 30, 39 und 84 Veränderungen, die darin bestehen, dass 
8-stellige Unterpositionen zusammengefasst oder neu strukturiert werden.  
 

Reduzierungen der vertragsmäßigen Zollsätze sind nicht vorgesehen.  
 

Gegenüber der KN 2009 wird es bei über 300 Unterpositionen zu Veränderungen kommen.  
 

Weitere Informationen: www.aw-portal.de
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

WZO: HS 2012 verabschiedet  

Die Weltzollorganisation (WZO) hat die erneute Überarbeitung des Harmonisierten Systems zur einheitlichen 
Beschreibung und Codierung von Waren im grenzüberschreitenden Handel (HS) beschlossen. Überarbeitun-
gen erfolgen alle vier bis sechs Jahre.  
 

http://www.aw-portal.de/
http://www.bmwi.de/
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Beschlussfassung  
Ein Entwurf des HS-Ausschusses wurde dem Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens 
(RZZ) - seit 1994 auch als Weltzollorganisation bezeichnet - auf der 43. Sitzung im März 2009 in Brüssel 
vorgelegt. Der RZZ beschloss am 26.06.2009 die Annahme dieser Änderung der HS-Nomenklatur nach Art. 
16 HS, die am 01.01.2012 in Kraft tritt und damit das HS 2007 ablöst. Schwerpunkt der Änderungen ist der 
landwirtschaftliche Sektor (Kapitel 01 bis 24). Zu gegebener Zeit wird eine ausführliche Analyse der Ände-
rungen in der AW-Prax vorgenommen.  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Warum sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Union eigentlich noch „selbständige“ Mitglieder 
bei der Weltzollorganisation?  

Die Weltzollorganisation (WZO) ist eine internationale Organisation mit Sitz in Brüssel; das Sekretariat wird 
zurzeit von Generalsekretär Kunio Mikurija (Japan) geleitet. Die Gründung erfolgte im Jahre 1952 als „Brüs-
seler Zollrat“. Mitglieder der WZO sind derzeit 174 nationale Zollverwaltungen (Vollmitglieder der Organisa-
tion) und eine Zollunion (Europäische Gemeinschaft). Die WZO ist darauf spezialisiert, die Zollformalitäten 
zwischen den internationalen Handelspartnern zu vereinfachen.  
 

Stellung der Europäischen Kommission innerhalb der WZO  
Am 30.06.2007 beschloss der Rat der WZO, dem Antrag der Europäischen Gemeinschaft (EG) auf WZO-
Beitritt zum 01.07.2007 stattzugeben. Mit dieser Entscheidung wurden der EG Rechte und Verpflichtungen 
eingeräumt, wie sie die Vollmitglieder der WZO innehaben.  
 

Jedes Mitglied der WZO verfügt grundsätzlich über eine Stimme. Ausgenommen hiervon sind Zoll- oder 
Wirtschaftsunionen. Sie verfügen nur über eine Stimme.  
 

Stellung der Europäischen Kommission gegenüber den Mitgliedstaaten  
Die Europäische Kommission (offiziell Kommission der Europäischen Gemeinschaften) ist das ausführende 
Organ der EU und von den Mitgliedstaaten politisch unabhängig. Die Europäische Kommission hat die Inte-
ressen der gesamten Union zu vertreten und zu wahren. Innerhalb des institutionellen Systems der EU 
schlägt sie Rechtsvorschriften (wie die Nomenklatur über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur 
sowie den Gemeinsamen Zolltarif, Verordnungen über die zolltarifliche Einreihung bestimmter Waren in 
diese Nomenklatur etc.) vor.  
 

Gem. Abschnitt IX und X des EU-Vertrags - insbesondere des Art. 133 - wird die gemeinsame Handelspolitik 
nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet; dies gilt insbesondere für die Änderung von Zollsätzen, den Ab-
schluss von Zoll- und Handelsabkommen, die Vereinheitlichung der Liberalisierungsmaßnahmen, die Aus-
fuhrpolitik und die handelspolitischen Schutzmaßnahmen, z.B. im Fall von Dumping und Subventionen.  
 

In den o.a. Angelegenheiten haben die Mitgliedstaaten ihre Souveränität aufgegeben und vollständig an die 
Europäische Kommission und den Rat übertragen. D.h. vereinfacht ausgedrückt, dass sämtliche Mitglied-
staaten der Europäischen Union auf internationaler Ebene in Zollangelegenheiten die Verhandlungsführung 
an die EU abgegeben haben.  
 

Die EU spricht mit einer Stimme für alle Mitgliedstaaten. Um Meinungen der einzelnen Mitgliedstaaten in 
Zollfragen koordinieren zu können, finden vor Sitzungen bei der WZO so genannte Vorkoordinierungssit-
zungen bei der Europäischen Kommission statt. Lediglich hier haben die Mitgliedstaaten die Möglichkeit ihre 
Ansichten zu zolltariflichen Angelegenheiten einzubringen.  
 

Daher stellt sich letztlich die Frage, warum die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ihre Mitgliedschaft 
bei der Weltzollorganisation nicht aufkündigen.  
 

Finanzierung der WZO  
Die WZO finanziert sich überwiegend aus Mitgliedsbeiträgen und darüber hinaus zu einem geringen Teil aus 
Eigeneinnahmen durch den Verkauf von Publikationen oder auch Einnahmen aus Seminaren. Die Beiträge 
der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union an die WZO belaufen sich für das Haushaltsjahr 2009/2010 
auf 3.881.446,43 €. Zusätzlich zahlt die Europäische Kommission selbst noch einmal 1.038.345 €.  
 



Außenwirtschaftsnachrichten/IHK Halle-Dessau, Geschäftsfeld International/Oktober 2009 
Seite 48 

Somit werden von den 27. Mitgliedstaaten der EU und der Europäischen Gemeinschaft insgesamt 
4.919.791,43 € (=32,76% des Gesamthaushalts der WZO) an die WZO gezahlt.  
 

Nach den Vereinigten Staaten, Japan und der Europäischen Gemeinschaft ist Deutschland der viertgrößte 
Beitragszahler mit 913.231,70 €.  
 

Die größten Beitragszahler an die WZO sind: 
 

Gesamthaushalt der WZO 2009/2010 - Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen (in €) 15.016.603,75
Deutschland 913.231,70 
Großbritannien 750.039,84 
Frankreich 679.430,49 
Italien 548.199,57
Spanien 366.595,43
Niederlande 213.478,22 
Belgien 123.501,23 
Schweden 117.074,31 
Österreich 97.793,52 
Dänemark 81.291,95 
Griechenland 78.078,49 
Finnland 64.877,23 
Irland 56,105,34 
Portugal 54.194,63 
Polen 53,117,38 
Tschechische Republik 29.354,34 
Ungarn 25.160,87 
Bulgarien 22.532,12 
Zypern 22.532,12 
Rumänien 22.532,12 
Slowakische Republik 22.532,12 
Slowenien 22.532,12 
Estland 22.532,12 
Lettland 22.532,12 
Litauen 22.532,12 
Luxemburg 22.532,12 
Malta 22.532,12 
Europäische Gemeinschaft 1.038.345,00

Fazit: 
 

Organisation/Land Betrag in €
Vereinigte Staaten 3.075.216,92
Japan 1.419.482,54
Europäische Gemeinschaft 1.038.345,00
Deutschland 913.231,70

Da die Europäische Gemeinschaft selbst bereits der drittgrößte Beitragszahler an die Weltzollorganisation ist 
und sie gegenüber der WZO mit einer Stimme die „Rechte der 27 Mitgliedstaaten“ wahrnimmt, besteht kein 
Grund mehr für die Mitgliedstaaten der EU, selbst Mitglied bei der Weltzollorganisation zu sein.  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
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Vereinfachte Verfahren zur Überführung in den freien Verkehr  

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1192/2008 wurden die Regelungen über die bestehenden vereinfachten Ver-
fahren zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr überarbeitet und Vorschriften über die einzige 
Bewilligung für vereinfachte Verfahren zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr eingeführt. 
 

Dazu hat das BMF die Dienstvorschrift „Vereinfachte Verfahren zur Überführung in den freien Verkehr“ neu 
gefasst und in den VSF-Nachrichten veröffentlicht. Sie betrifft Übergangsregelungen für die elektronische 
Übermittlung von Zollanmeldungen und anderen Mitteilungen, die Neubewertung der bestehenden Bewilli-
gungen und wesentliche Änderungen, die im Einzelnen gem. Erlas/Schreiben des BMF vom 17.08.2009 die-
ser Dienstvorschrift (DV Z 12 10) vorangestellt sind.  
 

Wenngleich sich Dienstvorschriften an Zollbehörden richten, bieten sie Wirtschaftsbeteiligten weit reichen-
de Informationen zum Bewilligungsverfahren, zu Voraussetzungen für eine Bewilligung und zum Tätigwer-
den der Bewilligungsbehörden und der Abfertigungszollstellen.  
 

Weitere Informationen: E-VSF-Nachrichten N 39 2009 Nr. 148 vom 28.08.2009 - DV und Fragenkatalog zur 
Selbstbewertung als Anlagen 1 und 2 
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Verbindliche Zolltarifauskünfte  

(Stand 24.09.2009) Liste der Zollbehörden, die von den Mitgliedstaaten zur Entgegennahme eines Antrags 
auf Erteilung einer verbindlichen Zolltarifauskunft oder zur Erteilung von verbindlichen Zolltarifauskünften 
bestimmt worden sind (Verordnung (EWG) Nr. 2454/93, Art. 6 Abs. 5, geändert durch Verordnung (EG) Nr. 
214/2007*) 
 

Anmerkung:  
* ABL C 145, Seite 15, vom 30.06.2007  
* ABL C 296, Seite 36, vom 06.12.2006  
* ABl. L 253 vom 11.10.1993, Seite 1 
* ABl. L 148 vom 11.06.2005, Seiten 5 - 24.  
* ABl. L 70 vom 09.03.2006, Seiten 35 - 39  
* ABL C 126 vom 23.05.2008, Seiten 11 - 15  
* ABL C 230 vom 24.09.2009, Seiten 11 - 15  
 

Mitgliedstaat/Zollbehörde: 
 

Zollbehörden, die zur Entgegennahme eines Antrags und zur Erteilung von verbindlichen Zolltarifauskünften 
bestimmt worden sind: 
 

Belgien 
Centrale administratie der douane en accijnzen Dienst Nomenclatuur (Tarief), Landbouw en Waarde Cel BTI 
North Galaxy - Gebouw A - 8ste verdieping Koning Albert II laan 33 1030 Brussel  
 

Administration centrale des douanes et accises Service Nomenclature (Tarif), Agriculture et Valeur Cellule 
RTC North Galaxy Bâtiment A - 8 ième étage 33 Avenue Albert II 1030 Bruxelles 
 

Bulgarien 
������� „�������“ ��������� ���������� ���������� ��. „�. �. ��������“ � 47 1202 �����/Sofia 
 

Dänemark 
Skat Århus (Told - Tariferingscentret) Lyseng Allé 1 8270 Højbjerg (Antragsteller mit Geschäftsadressen in 
Nordjütland, Mitteljütland und Südjütland-Fünen) 
 

Skat København Told - Tariferingscentret Sluseholmen 8 B 2450 København SV (andere Antragsteller) 
 

Deutschland 
Hauptzollamt Hannover, Waterloostraße 5, 30169 Hannover 
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Estland 
Maksu-ja Tolliamet Narva mnt 9j 15176 Tallinn 
 

Frankreich 
Direction générale des Douanes et Droits indirects, bureau E4 11 rue des deux Communes 93558 Montreuil 
Cédex 
 

Griechenland 
��������� ������µ��� & ������µ���� ������ ���µµ����� ����������� & ����������� ��µ���� 
������ ��������η ��������� & ������� ����� ���������η� ��������η ���µ������� (�.17) �µ�µ� �‘
(���µ�������) ���.�/��η: ����. �µ����� 40 — T.K. 105 58 �����/Athens 
 

Irland 
Office of the Revenue Commissioners Classification Unit Customs Procedures Branch Government Offices 
Nenagh Co. Tipperary 
 

Lettland 
Valsts ie��mumu dienests Galven� muitas p�rvalde 11. novembra krastmala 17 R�ga, LV-1841 
 

Litauen 
Muitin�s departamentas prie Lietuvos Respublikos finans� ministerijos A. Jakšto g. 1/25 LT-01105 Vilnius 
 

Luxemburg 
Direction des douanes et accises B.P. 1605 1016 Luxembourg 
 

Malta 
Binding Tariff Information Unit Customs Department Customs House Lascaris Wharf Valletta VLT 1920 
 

Niederlande 
Belastingdienst/Douane Rotterdam/kantoor Laan op Zuid t.a.v. Afdeling bindende tarief inlichtingen Postbus 
50966 007 BJ Rotterdam 
 

Österreich 
Zentralstelle für Verbindliche Zolltarifauskünfte, Vordere Zollamtsstraße 5, 1030 Wien 
 

Polen 
Izba Celna w Warszawie ul. Erazma Ciołka 14A 01-443 Warszawa 
 

Rumänien 
Autoritatea Național� a V�milor Strada Matei Millo nr. 13, sector 1 București 
 

Schweden 
Tullverket Box 12854 SE-112 98 Stockholm 
 

Slowenien 
Republika Slovenija Ministrstvo za finance Carinska uprava Republike Slovenije Generalni carinski urad 
Šmartinska 55 SI-1523 Ljubljana 
 

Slowakei 
Colný úrad Bratislava Oddelenie colných tarif Mileti�ova 42 824 59 Bratislava 
 

Ungarn 
Vám- és Pénzügy�rség Vegyvizsgáló Intézete Budapest H�sök fasora 20–24. 1163 MAGYARORSZÁG 
 

Vereinigtes Königreich 
HM Revenue and Customs Customs and International (C&I), Duty Liability Team 10th Floor, Alexander House 
21 Victoria Avenue Southend-on-Sea Essex SS99 1AA 
 

Zypern 
�µ�µ� ��������� ��������� ������µ���� ����� �. ������� ��� ��. ��������� 1096 �������� 
���.��������η: ������������ 1440 ��������/Nicosia 
 
Zollbehörden, die zur Erteilung von verbindlichen Zolltarifauskünften bestimmt worden sind: 
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Finnland 
Tullihallitus – Nimikkeistö - ja tullietuusyksikkö Erottajankatu 2 PL 512 FI-00101 Helsinki 
 

Tullstyrelsen - Enheten för nomenklatur och tullförmåner Skillnadsgatan 2 PB 512 FI-00101 Helsingfors 
 

Italien 
Agenzia delle Dogane Ufficio Applicazione Tributi Via Mario Carucci 71 00143 Roma RM 
 

Portugal 
Direcção-Geral das Alfândegas e dos Impostos Especiais sobre o Consumo Direcção de Serviços de 
Tributação Aduaneira Rua Terreiro do Trigo Edifício da Alfândega 1149-060 Lisboa 
 

Spanien 
Departamento de Aduanas e Impuestos Especiales Avda. Llano Castellano, 17 28071 Madrid 
 

Tschechische Republik 
Celní �editelství Praha Washingtonova 7 113 54 Praha 1 
 
Zollbehörden, die zur Entgegennahme eines Antrags auf Erteilung einer verbindlichen Zolltarifauskunft be-
stimmt worden sind: 
 

Finnland 
Generalzolldirektion und alle Zollstellen 
 

Italien 
alle zuständigen Zollstellen 
 

Portugal 
alle zuständigen Zollstellen 
 

Spanien 
alle Verwaltungsbehörden 
 

Tschechische Republik 
Celní �editelství Praha Odd�lení závazných informací Washingtonova 7 113 54 Praha 1 
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

AWV an neue Dual-use-Verordnung angepasst  

Mit der 86. Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) wird diese an die Verordnung 
(EG) Nr. 428/2009 des Rats vom 05.05.2009 über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr, 
der Verbringung, der Vermittlung und der Durchfuhr von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck (EG-
Dual-use-VO) angepasst.  
 

Einige zusätzliche nationale Genehmigungsvorbehalte für Handels- und Vermittlungsgeschäfte und Durch-
fuhren werden aus exportkontroll- und sicherheitspolitischer Sicht ergänzt, um das hohe Schutzniveau des 
deutschen Außenwirtschaftsrechts zu erhalten.  
 

Mit der neuen Dual-use-VO kann die bisherige Genehmigungspflicht nach § 41 AWV für Handels- und Ver-
mittlungsgeschäfte über Güter nach Anhang IV der Dual-use-VO Nr. 1334/2000 nicht mehr aufrechterhal-
ten werden, da Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 nur eine verwendungsbezogene Kontrolle 
von derartigen Handels- und Vermittlungsgeschäften vorsieht.  
 

Nationale Genehmigungspflichten unter Einschränkungen möglich  
Art. 5 Abs. 2 der neuen Dual-use-VO belässt indessen den Mitgliedstaaten die Möglichkeit für solche Güter, 
die nicht in Anhang I gelistet sind, unter bestimmten Voraussetzungen - u.a. keine Verwendung für Massen-
vernichtungswaffen - nationale Genehmigungspflichten beizubehalten oder einzuführen.  
 

Zusätzlich ermächtigt Art. 5 Abs. 2 die Mitgliedstaaten zu verwendungsbezogenen Kontrollen von Handels- 
und Vermittlungsgeschäften über Güter mit doppeltem Verwendungszweck, wenn diese für militärische 
Endverwendungen und Bestimmungsländer im Sinne des Art. 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 
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bestimmt sind oder bestimmt sein können. Auch von dieser Möglichkeit macht die Verordnung für bestimm-
te Güter Gebrauch, von der Deutschland mit Einfügung des § 41a AWV Gebrauch macht.  
 

Wie bisher sollen auch bestimmte Handels- und Vermittlungsgeschäfte durch gebietsansässige Deutsche in 
einem Drittland einer Kontrolle unterworfen bleiben. Nach § 42 AWV gilt weiterhin die Genehmigungspflicht 
gem. § 40 AWV für Handels- und Vermittlungsgeschäfte über in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage 
AL) genannte Güter, die in Embargoländer geliefert werden sollen. Gleiches gilt für die Vermittlung von Ver-
käufen bestimmter Kriegswaffen.  
 

Zusätzlich werden Handels- und Vermittlungsgeschäfte über Güter nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 
428/2009 - ähnlich zur Regelung in § 41 AWV - einer verwendungsbezogenen Genehmigungspflicht unter-
worfen. § 42 AWV wird entsprechend angepasst.  
 

Bußgeldbewehrung und Inkrafttreten  
Der aktualisierte § 70 AWV enthält die erforderlichen Bußgeldbewehrungen der Verordnung (EG) Nr. 
428/2009 und der ergänzenden Regelungen in dieser Verordnung. Verweise in der AWV werden auf das EG-
Recht aktualisiert. Die 86. Änderungs-VO zur AWV ist am 27.08.2009 in Kraft getreten.  
 

Weitere Informationen:  
• ABl. (EU) Nr. L 134, Seite 1 ff., vom 29.05.2009 (VO (EG) Nr. 428/2009 vom 05.05.2009) 
• Bundesanzeiger Nr. 126, Seite 2944, vom 26.08.2009 (86. Änderungs-VO zur AWV vom 24.08.2009) 
• HADDEX SD 50/2009 vom 26.08.2009 
• www.ausfuhrkontrolle.info - Mitteilung vom 28.08.2009 
• www.zoll.de - Aktuelles vom 08.09.2009 (aktualisierte Fassung der AWV)  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

ATLAS: Zoll-online zu Informationsquellen  

In einer Mitteilung des Zolls vom 18.09.2009 wird in den aktuellen Nachrichten auf die Aktualisierung der 
Codeliste „I0200 = TARIC-Codierungen und -Bescheinigungen“ zu ATLAS-Release 8.0/8.1, 8.2 und 8.3 auf-
merksam gemacht und auf die Möglichkeit hingewiesen, Dokumente rund um das Thema ATLAS aus folgen-
den Bereichen auf den Rechner herunterzuladen:  
 

• EDIFACT Release 8.0/8.1, 8.2, 8.3 
• EDIFACT Release AES 2.0 
• Verfahrensanweisung 
• Merkblätter, Vordrucke 
• Teilnehmerinformationen.  
 

Grundsätzlich stellt der Zoll Dokumente, die in diesem Bereich bereitstehen, im Pdf-Format zur Verfügung. 
Zur Optimierung formularbasierter Prozesse wurde im Rahmen der Initiative BundOnline 2005 ein Formu-
lar-Management-System (FMS) eingeführt. Damit können Formulare auch ausgefüllt ohne weitere Kosten 
gespeichert werden.  
 

Weitere Informationen: www.zoll.de - Aktuelles vom 18.09.2009  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

WUP: Paneuropa-Mittelmeer-Kumulierung  

Die Europäische Kommission hat eine Matrix mit dem aktuellen Stand der Präferenzabkommen veröffent-
licht, im Rahmen derer zur Bestimmung der Ursprungseigenschaft Regeln Anwendung finden, die denen des 
Paneuropa-Mittelmeer-Ursprungsprotokolls entsprechen. Sie ersetzt die im Amtsblatt (EU) Nr. C 136 vom 
16.06.2009 bekannt gegebene Tabelle.  
 

Entsprechend der neuen Tabelle ist die Matrix im Warenverkehr zwischen dem Westjordanland/Gazastreifen 
und der Europäischen Union seit dem 01.07.2009 anwendbar.  

http://www.zoll.de/
http://www.zoll.de/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
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Weitere Informationen: ABl. (EU) Nr. C 219 vom 12.09.2009, www.zoll.de - BMF-Mitteilung vom 14.09.2009  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Allgemeine Ausfuhrgenehmigung der Gemeinschaft Nr. EU001  

Nach Neufassung der Allgemeinen Ausfuhrgenehmigung der Gemeinschaft Nr. EU001 (AGG Nr. EU001) hat 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) die Bekanntmachung über deren Nutzung for-
mal aktualisiert und vollständig neu gefasst. Inhaltlich erfolgt eine Anpassung der Genehmigungscodierung.  
 

In Art. 9 der neuen Dual-use-VO (EG) Nr. 428/2009 des Rats vom 05.05.2009 wird die AGG Nr. EU001 auf 
eine neue Rechtsgrundlage gestellt. Sie findet sich weiterhin in Anhang II. Für einen Kreis von 7 Ländern ist 
die Ausfuhr der Güter des Anhangs I allgemein genehmigt. Ausgenommen sind die in Anhang II Teil 2 ge-
nannten Güter. Des Weiteren kann sie nicht genutzt werden, wenn die Güter für einen der Verwendungs-
zwecke des Art. 4 bestimmt sind oder bestimmt sein können oder wenn die Güter in eine Freizone oder ein 
Freilager ausgeführt werden.  
 

Die Nebenbestimmungen und Voraussetzungen zur AGG Nr. EU001 enthält Anhang II in der Nummer 2. Die 
Nummer 1 des Anhang II regelt die Anmeldung anlässlich der erstmaligen Inanspruchnahme und bestimmt, 
dass der Ausführer bei Verwendung der AGG Nr. EU001 in Feld 44 der Ausfuhranmeldung oder der Ausfuhr-
kontrollmeldung die Angabe „X002“ (sowie den zusätzlichen Qualifikator „E01“) einzutragen hat. Die Num-
mer 3 ermächtigt die Mitgliedstaaten, ergänzende Registrierungs- und Meldeanforderungen sowie gegebe-
nenfalls zusätzliche Angaben festzulegen.  
 

Allgemeine nationale Genehmigungen (AGG)  
Mit Bekanntmachung vom 14.08.2009 hat das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) die 
AGG Nr. 9, 10, 12, 13, 16 geändert (Bundesanzeiger Nr. 127 vom 27.08.2009). Die konsolidierten Fassungen 
stehen in der E-VSF unter der Kennung A 06 20-2 in den Anhängen II - VI zur Verfügung.  
 

Weitere Informationen: www.ausfuhrkontrolle.info - Aktuelles vom 02.09.2009; E-VSF-Nachrichten N 41 
2009 Nr. 151 vom 17.09.2009  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Neues Verzeichnis der Vertragsstaaten des CWÜ  

Nach dem Beitritt der Dominikanischen Republik und den Bahamas zum Chemiewaffenübereinkommen 
(CWÜ) hat das Auswärtige Amt mit der Bekanntmachung zum Ausführungsgesetz zum CWÜ vom 
03.08.2009 das aktualisierte Verzeichnis der Vertragsstaaten in einer Liste mit 188 Ländern im Bundesanzei-
ger veröffentlicht.  
 

Durch das CWÜ soll ein weltweites Verbot chemischer Waffen und die Vernichtung vorhandener Chemie-
waffenbestände erreicht werden. Zur Durchsetzung des Verbots der Produktion von Chemiewaffen werden 
Produktion und Verwendung von Vorprodukten kontrolliert.  
 

Ein Melde- und Inspektionssystem für Produktion, Verarbeitung, Verbrauch und Handel mit Chemikalien soll 
die missbräuchliche Verwendung für die Herstellung chemischer Waffen verhindern. Angaben zu Melde-
pflichten und Meldearten sind in der Ausführungsverordnung zum Chemiewaffenübereinkommen (CWÜV) 
veröffentlicht. Weiterführende Informationen zum Verfahren sind Bestandteil des Meldeleitfadens.  
 

Weitere Informationen: www.ausfuhrkontrolle.info - CWÜ mit weitergehenden Informationen  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.zoll.de/
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EG-Schweiz: Angleichung der Ursprungregeln für EU-Beitrittsländer  

Mit dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten in die EU sind die in die Schweiz eingeführten Ursprungserzeugnisse 
dieser Länder im Rahmen des Abkommens zwischen der EWG und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 22.07.1972 als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft zu behandeln.  
 

Längst überfällig waren technische Änderungen des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Er-
zeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen zu diesem Abkommen nach dem Beitritt von Bulgarien und Rumänien am 01.01.2007.  
 

Der Gemischte Ausschuss EG-Schweiz hat mit Beschluss Nr. 2/2009 vom 13.07.2009 die Änderungen im 
Wortlaut des Protokolls Nr. 3 für die Ursprungsregeln beschlossen und die Anhänge II, IVa und IVb ersetzt. 
In Abschnitt II „Übergangsbestimmungen“ sind die Voraussetzungen für den Nachweis der Ursprungseigen-
schaft und die Anwendung für Transitwaren mit Präferenzbehandlung aufgeführt. Der Beschluss gilt mit 
Wirkung vom 01.01.2007.  
 

Ursprungsnachweise, die von der Schweiz oder einem neuen Mitgliedstaat nach zwischen diesen ange-
wandten Präferenzabkommen oder autonomen Regelungen ordnungsgemäß ausgestellt worden sind, wer-
den in den betreffenden Ländern anerkannt, sofern  
 

• der Erwerb der Präferenzursprungseigenschaft zur Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der im 
Abkommen genannten Zollpräferenzmaßnahmen führt 

• der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Tag des Beitritts ausge-
stellt worden sind 

• der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten nach dem Tag des Beitritts vorge-
legt wird.  

 

Sind Waren vor dem Tag des Beitritts nach den zu diesem Zeitpunkt für die Schweiz und diesen neuen Mit-
gliedstaaten geltenden Präferenzabkommen oder autonomen Rechtsvorschriften in die Schweiz oder einen 
neuen Mitgliedstaat zur Einfuhr angemeldet worden, so können auch nach Maßgabe dieser Abkommen 
nachträglich ausgestellte Ursprungsnachweise anerkannt werden, sofern sie den Zollbehörden innerhalb 
von vier Monaten nach dem Tag des Beitritts vorgelegt werden.  
 

Die Bestimmungen des Abkommens können auch auf Transitwaren unter den in Art. 3 des Beschlusses ge-
nannten Voraussetzungen angewandt werden.  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

BMF (Wien): ECS Phase 2 

Das BMF (Wien) hat Hinweise zur Einführung des elektronischen Ausfuhrverfahrens (ECS Phase 2) in Öster-
reich gemacht, das in Österreich ab dem 01.09.2009 angewandt wird.  
 

Neue Sicherheitsvordrucke  
Die neuen Sicherheitsvordrucke (EPAS und LdP) sind in der Formulardatenbank des BMF (Wien) eingestellt 
worden.  
 

Diese Vordrucke stehen bereits als Ausfüllversionen in der Formulardatenbank auf der Homepage des Bun-
desministeriums für Finanzen wie folgt zur Verfügung:  
 

Vordruck Za 295 - Ausfuhranmeldung mit Sicherheitsdaten - Notfallverfahren  
 

Vordruck Za 295-1 - EPAS - Liste der Warenpositionen - Ausfuhr *) 
*) EPAS = Einheitspapier Ausfuhranmeldung/Sicherheit  
 

Gemeinsame Sicherheitszone mit der Schweiz  
Die österreichische Zollverwaltung weist darauf hin, dass aufgrund der vorläufigen Anerkennung der AEO-
Standards zwischen der EU und der Schweiz/Liechtenstein die neuen verschärften Sicherheitsbestimmungen 
keine Anwendung finden. Deshalb kann für die Ausfuhren in die Schweiz und nach Liechtenstein für die 
schriftliche Ausfuhranmeldung weiterhin das Einheitspapier (Vordruck Za 58A bzw. Za 58A-1) verwendet 
werden.  
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Weitere Hinweise  
Direkte Ausfuhren (über eine österreichische Ausgangszollstelle) im Anschreibeverfahren können gem. Art. 3 
der VO (EG) Nr. 273/2009 bis 31.12.2010 weiterhin mittels Handels- und Verwaltungspapier durchgeführt 
werden, sofern darin auch die Sicherheitsangaben (ausgenommen bei Ausfuhren in die Schweiz und nach 
Liechtenstein) enthalten sind.  
 

Code zur Indikation der besonderen Umstände  
Im Ausfuhrverfahren sind derzeit nur folgende Codes zur Indikation der besonderen Umstände zulässig:  
 

A: Post- und Expressgutsendungen  
B: Bevorratung von Schiffen und Flugzeugen  
E: Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO)  
 

Bei den Sicherheitsangaben in den Ausfuhranmeldungen ist - mit Ausnahme bei Code „A (Post- und Ex-
pressgutsendungen)“ als Indikation besondere Umstände - zumindest entweder eine Geschäftsreferenz-
nummer (für die gesamte Sendung) oder ein Transportdokument (für jede Warenposition) zwingend an-
zugeben.  
 

Route der zu durchfahrenden Länder  
Bei der Angabe der Route der zu durchfahrenden Länder dürfen - entgegen den rechtlichen Bestimmungen 
- jene Länder, die bereits in den Feldern „Versendungs-/Ausfuhrland“ sowie „Bestimmungsland“ angegeben 
wurden, bis auf weiteres nicht noch einmal angegeben werden.  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Rundschreiben der Delegation der Deutschen Wirtschaft in der Ukraine 

Der Beschluss Nr. 1071, in dem die Vorlage des Ausfuhrbegleitdokuments geregelt ist, tritt am 27.10.2009 in 
Kraft. Die Delegation der Deutschen Wirtschaft bittet darum, dass sie bei Unregelmäßigkeiten bei der Im-
portabfertigung umgehend informiert wird.  
 

Rundschreiben der Delegation der Deutschen Wirtschaft in der Ukraine - Änderungen im Zollabfertigungs-
verfahren in der Ukraine (in Ergänzung zum Rundschreiben vom 18.08.2009): 
 

Kiew, den 16.10.2009, Sehr geehrte Damen und Herren, wie bereits im August dieses Jahres mitgeteilt, wur-
de das geltende Import-Zollverfahren der Ukraine für Warendeklarierung durch den Beschluss des Minister-
kabinetts Nr. 767 vom 24.07.2009 „Über Änderungen zu einigen Beschlüssen des Ministerkabinetts der Uk-
raine“ verändert. 
 

Gem. diesem Beschluss war die Vorlage einer Ausfuhrzollerklärung des Exportlandes als ein für die Zollab-
fertigung verbindliches Dokument festgelegt. 
 

Für Exporteure aus der EU, in der im Juli dieses Jahres die Umstellung auf die elektronische Ausfuhranmel-
dung erfolgte, könnte dies zu Problemen bei der Deklarierung der Waren in der Ukraine führen. Der vorge-
nannte Beschluss sollte Ende Oktober dieses Jahres in Kraft treten. 
 

Nunmehr hat das Ministerkabinett mit seinem Beschluss Nr. 1071 vom 30.09.2009 „Über Änderungen in 
einigen Beschlüssen des Ministerkabinetts der Ukraine“ diese Forderung aufgehoben. 
 

Laut neuer Regelung ist die Ausfuhrzolldeklaration des Exportlandes ein verbindliches Dokument für die 
Bestätigung des Zollwerts der Waren, die in die Ukraine eingeführt werden. Damit scheint das Problem für 
Importeure deutscher Waren teilweise gelöst. 
 

Was die Deklarierung der Waren anbetrifft, bleibt jedoch weiterhin die Frage bestehen, ob die elektronischen 
EU-Ausfuhranmeldungen bei der Bestätigung des Zollwerts der Waren durch die Zollbehörden der Ukraine 
akzeptiert werden, so dass das uns allen bereits bekannte Problem der Verwendung so genannter „statisti-
scher Preise“ (Verfahren Nr. 6) weiterhin ungelöst bleibt. 
 

Der Beschluss Nr. 1071 trifft am 27.10.2009 in Kraft (Zi. 3 des Beschlusses). 
 

Wir empfehlen Ihnen, die elektronische Ausfuhranmeldung den Warenbegleitdokumenten dokumentarisch 
(in ausgedruckter Form) beizufügen bzw. Ihren ukrainischen Kunden zur Verfügung zu stellen. 
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Über evtl. Probleme zum neuen Verfahren bitten wir Sie, uns unbedingt informiert zu halten. 
 

Karin Rau 
Delegiertenbüro der Deutschen Wirtschaft in der Ukraine, wul. Puschkinska 34, 01004 Kiew 
Tel.: 0038 44 2345998, 2345595 
Fax: 0038 44 2354234, 2345977 
E-Mail: dihk@dihk.com.ua 
www.dihk.com.ua
Quelle: Wissensmanagement-Tagesspiegel, 21.10.2009 
 
*** 
 

Länderbezogene Embargos: aktualisierte Übersicht  

Bei Auslandsgeschäften sollte sich die Exportfirma bereits in den Verkaufsverhandlungen über etwaige Be-
schränkungen bei der Warenausfuhr kundig machen und das kann zeitaufwändig sein. Vielfältig sind die 
Beschränkungen im internationalen Waren-, Zahlungs- und Kapitalverkehr mit dem Ausland. Die allgemei-
nen Vorschriften von AWG, AWV, Ausfuhrliste und EG-Dual-use-VO sind neben den besonderen Rechtsak-
ten der EU zu beachten.  
 

Hilfreich ist die vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) veröffentlichte zusammenfas-
sende Übersicht über die länderbezogenen Embargos vom 27.08.2009, die sich an Unternehmen wendet. Sie 
betrifft u.a. Waffenembargos, technische Hilfe und Finanzaktionen und das Erfüllungsverbot aus Vertrags-
beziehungen.  
 

Aus der tabellarischen Übersicht ergeben sich die Rechtsakte der EU, Gemeinsame Standpunkte und Be-
schlüsse, national die Bußgeldbewehrung aus der AWV. In der Spalte „Sonstiges“ ist auf die Arten der Verbo-
te und Beschränkungen im Einzelnen erläuternd hingewiesen. Die Inhalte der angegebenen Rechtsdoku-
mente befinden sich auf den Internetseiten des BAFA (www.ausfuhrkontrolle.info - Embargos).  
 

Die Übersicht berücksichtigt nicht die personenbezogenen Embargos zur Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus und verweist auf das entsprechende Merkblatt auf der BAFA-Homepage  
(www.ausfuhrkontrolle.info - Publikationen - Merkblätter - Merkblatt zum Terrorismus).  
 

Weitere Informationen: www.ausfuhrkontrolle.info - Aktuelles vom 09.09.2009 mit aktueller BAFA-Über-
sicht 
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Birma/Myanmar-Embargo: Neue Sanktionslisten  

Die Europäische Union hat am 11.08.2009 das Urteil gegen Friedensnobelpreisträgerin und Oppositionsfüh-
rerin der Regierung von Birma/Myanmar, Aung San Suu Kyi, missbilligt und zusätzliche gezielte restriktive 
Maßnahmen angekündigt.  
 

Angesichts der Schwere der Verletzungen der Grundrechte hat der Rat der EU mit dem Gemeinsamen 
Standpunkt 2009/615/GASP vom 13.08.2009 als Folge die für das Urteil verantwortlich zeichnenden Richter 
in die in Anhang II zum Gemeinsamen Standpunkt 2006/318/GASP enthaltene Liste der Personen und Ein-
richtungen, für die ein Reiseverbot gilt und deren Vermögen einzufrieren ist, aufgenommen.  
 

Des Weiteren sind die Listen der Personen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, ge-
ändert worden. Darunter fallen regionale Befehlshaber, Minister, Amtsträger, Offiziere in Führungspositio-
nen. Die Guthaben von Unternehmen als Nutznießer der Wirtschaftspolitik, die sich im Eigentum oder unter 
Kontrolle von Mitgliedern des Regimes in Birma/Myanmar oder mit ihnen verbundenen Personen oder Ein-
richtungen befinden, wurden eingefroren.  
 

Im Ergebnis wurden die umfangreichen Listen in den Anhängen II und II des Gemeinsamen Standpunkts 
2006/318/GASP ersetzt - insgesamt 30 Seiten. In einer gesonderten allgemeinen Mitteilung in der Ausgabe 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.dihk.com.ua/
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C des Amtsblatts der EU hat die Kommission die Betroffenen aufmerksam gemacht, sich ggf. die Verwen-
dung der eingefrorenen Gelder zur Deckung ihrer Grundbedürfnisse genehmigen zu lassen. 
 

Mit Verordnung (EG) Nr. 747/2009 vom 14.08.2009 hat die EG-Kommission die vor genannten neuen Listen 
durch Übernahme in die entsprechenden Listen der Anhänge VI und VII der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 in 
europäisches Recht umgesetzt.  
 

Weitere Informationen: www.ausfuhrkontrolle.info - Aktuelles vom 17.08.2009; Bundesanzeiger Nr. 132 
vom 04.09.2009 (Strafbewehrung)  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

EU verschärft Nordkorea-Embargo  

Die Bedrohung der Welt mit der unkontrollierten Beschaffung von Materialien und Know-how zur Herstel-
lung einer Atombombe sowie weit reichender Trägersysteme veranlassen die Vereinten Nationen vermehrt 
zu Sanktionen gegen Nordkorea mit Beschränkungen im Waren- und Reiseverkehr, Einfrieren von Geldern 
und wirtschaftlichen Ressourcen, Versagen von finanziellen Hilfen und Exportkrediten, um nur einige Maß-
nahmen hier zu nennen. Ständig kommen neue Personen und Vereinigungen als Helfer strafbarer Embargo-
Handlungen ins Fadenkreuz der Fahnder und Ermittler. Als Folge sind die entsprechenden Listen in den An-
hängen der EG-Rechtsakte gegen Nordkorea zu ergänzen.  
 

Gemeinsamer Standpunkt 2006/795/GASP  
Der Rat der Europäischen Union hat mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2006/795/GASP über restriktive 
Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea) die mit der grundlegenden Resoluti-
on 1718 (2006) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen beschlossenen Vorgaben in EG-Recht umgesetzt.  
 

Die Maßnahmen betreffen Lieferung, Verkauf und die Weitergabe von Rüstungsgütern und Wehrmaterial, 
Materialien, Geräte, Güter und Technologien, die zu den Nuklearprogrammen, Programmen für ballistische 
Flugkörper oder anderen Massenvernichtungsprogrammen Nordkoreas beitragen können. Finanzmittel und 
Finanzhilfen dürfen nicht zur Verfügung gestellt werden.  
 

Untersagt sind die Gewährung von Finanzmitteln und Finanzhilfen, insbesondere Zuschüsse, Darlehen und 
Ausfuhr-Kreditversicherungen für den Verkauf, die Lieferung, die Ausfuhr von Gegenständen und Technolo-
gien, die Bereitstellung damit verbundener technischer Ausbildung, Beratung, Dienste oder Vermittlungs-
dienste, wenn diese Leistungen unmittelbar oder mittelbar für Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
in Nordkorea oder zur Verwendung in Nordkorea bestimmt sind.  
 

Des Weiteren werden nach dem Gemeinsamen Standpunkt 2006/795/GASP Gelder und wirtschaftliche Res-
sourcen eingefroren. Den in Abs. 1 genannten Personen und Einrichtungen dürfen weder direkt noch indi-
rekt Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugute kommen.  
 

Gemeinsamer Standpunkt 2009/573/GASP  
Mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2009/573/GASP vom 27.07.2009 zur Änderung des Gemeinsamen 
Standpunkts 2006/795/GASP hat der Rat der EU den Umfang der mit der UNSCR 1718 (2006) verhängten 
restriktiven Maßnahmen erweitert, die der VN-Sicherheitsrat mit der Resolution 1874 (2009) am 12.06.2009 
verabschiedete.  
 

Verordnung (EG) Nr. 689/2009  
Mit Verordnung (EG) Nr. 689/2009 vom 29.07.2009 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 über 
restriktive Maßnahmen gegen Nordkorea (Nordkorea-Embargo-Verordnung) hat die EG-Kommission die 
Anhänge I und IV der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 mit Änderungen und weiteren Einträgen von Materia-
lien bzw. Personen ergänzt. Die vorangegangene Aktualisierung in Anhang I erfolgte durch die VO (EG) Nr. 
117/2008.  
 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 enthält die vom Sanktionsausschuss oder vom VN-
Sicherheitsrat festgelegten Güter mit doppeltem Verwendungszweck im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 
1334/2000 (EG-Dual-use-VO), die für Nordkoreas Nuklearprogramme oder seine Programme für andere 
Massenvernichtungswaffen oder für ballistische Flugkörper verwendet werden und auf die die Verbote des 
Art. 2 Abs. 1 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 Anwendung finden könnten.  

http://www.ausfuhrkontrolle.info/
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Anhang IV umfasst die vom Sanktionsausschuss oder vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen benannten 
Personen, Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen eingefroren 
werden.  
 

Beschluss 2009/599/GASP  
Mit dem Beschluss 2009/599/GASP vom 04.08.2009 zur Durchführung des Gemeinsamen Standpunkts 
2006/795/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Nordkorea hat der Rat der EU die Listen der Personen 
und Einrichtungen in Anhang I des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/GASP durch die Listen im Anhang 
dieses Beschlusses ersetzt. Diese betreffen eine Personenliste und eine Liste von Einrichtungen, die von Ver-
boten betroffen sind.  
 

Namensliste in der E-VSF  
Die E-VSF enthalten die konsolidierte Fassung mit den aktuellen Änderungen des Anhangs IV der VO (EG) Nr. 
329/2007 (Kennung A 02 01-32).  
 

Weitere Informationen: www.zoll.de vom 06.09.2009 (VO (EG) Nr. 329/2007); Bundesanzeiger Nr. 121 vom 
18.08.2009 (Strafbewehrung) 
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Sanktionen gegen Iran: BMF zur Vorabanmeldepflicht  

In einem Informationsschreiben vom 24.09.2009 wendet sich das Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
erneut an Wirtschaftsbeteiligte zur Vorabanmeldepflicht für Güter, die auf dem Luft- und Seeweg in die 
Gemeinschaft verbracht werden und/oder diese verlassen.  
 

Adressat der Vorabanmeldepflicht ist die Person, die Waren auf Handelsschiffen der IRISL oder in Fracht-
flugzeugen der Iran Air bzw. der Iran Air Cargo in das Wirtschaftsgebiet der Europäischen Gemeinschaft 
bzw. aus dem Wirtschaftsgebiet der Gemeinschaft verbringt oder die Verantwortung für die Beförderung 
übernimmt, d.h. in der Regel der (Flug-)Kapitän oder jede andere Person, die in der Lage ist, die betreffenden 
Waren der zuständigen Zollstelle zu gestellen. Eine Vertretung ist möglich. 
 

Im Fall der Ausfuhr von Waren mit Abgabe einer Ausfuhranmeldung ist der Anmelder/Ausführer der Aus-
fuhrsendung vorabanmeldepflichtig. Dem Erfordernis der Vorabanmeldung kommt er durch Abgabe der 
schriftlichen oder elektronischen Ausfuhranmeldung nach; eine mündliche oder konkludente Anmeldung ist 
ausgeschlossen, soweit die Ausfuhrsendungen mit der IRISL oder der Iran-Air bzw. der Iran Air Cargo aus 
dem Zollgebiet der Gemeinschaft befördert werden, da diese besonderen Förmlichkeiten/Beschränkungen 
unterliegen.  
 

Des Weiteren enthält das Informationsschreiben u.a. die Fristen zur Abgabe der Vorabanmeldung und deren 
Inhalt (Anforderungen), die Behandlung ausfuhrabgefertigter Ausfuhrsendungen aus anderen Mitgliedstaa-
ten und die Verwendung von TARIC-Codierungen.  
 

Weitere Informationen: www.zoll.de - Aktuelles vom 24.09.2009  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Terrorismusbekämpfung: Sanktionsmaßnahmen und Hilfestellungen  

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), zuständig u.a. für die Erteilung von Ausnahme-
genehmigungen für die Bereitstellung wirtschaftlicher Ressourcen, macht auf das Merkblatt zu länderunab-
hängigen Embargomaßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus mit Stand vom 28.08.2009 aufmerksam.  
 

Das BAFA-Merkblatt informiert über Inhalte der für die Terrorismusbekämpfung maßgebenden Vorschriften 
mit den angeordneten Verboten und Beschränkungen, die von Unternehmen und Kreditinstituten zu beach-
ten sind. Hinweise zum Umgang mit den Namenslisten mit Fundstellen, Nennung von Kontaktadressen und 
einschlägigen Internetadressen bieten Hilfestellungen für flexible Lösungen in der Ausgestaltung betriebli-
cher Abläufe, um Sanktionen zu vermeiden bzw. diese zu mindern.  
 

http://www.zoll.de/
http://www.zoll.de/
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Zu den beiden maßgebenden Verordnungen (EG) Nr. 881/2002 (Taliban) und Nr. 2580/2001 (sonstige terror-
verdächtige Personen) mit Änderungen der Listen für Personen, Organisationen, Vereinigungen und Unter-
nehmen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen eingefroren werden, bietet das Merkblatt mit Beg-
riffserläuterungen und zahlreichen Beispielen bei Auslandsgeschäften und Finanzbeziehungen eine Handha-
be für die Praxis zur Einhaltung der Verbote und Beschränkungen, zu Mitteilungspflichten und der Anerken-
nung von Ausnahmen.  
 

Weitere Informationen: www.ausfuhrkontrolle.info - Mitteilung vom 16.09.2009 - Ausfuhrkontrolle - Ar-
beitshilfen/Publikationen - Merkblätter 
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Al-Qaida-Netzwerk: Stellungnahmen Betroffener  

Die vom Al-Qaida- und Taliban-Sanktionsausschuss der Vereinten Nationen aufgestellte Personenliste ent-
hält Namen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen einzufrieren und die jeweils von den bevorste-
henden Maßnahmen zu verständigen sind.  
 

Die Kommission teilt den Betroffenen jeweils die Gründe der Aufnahme in die Personen-Sanktionsliste mit 
und gibt ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme, z.B. Mitteilungen 2009/C 189/12, 2009/C 190/09, 2009/C 
230/09, veröffentlicht im Amtsblatt der EU Ausgabe C. Die Kommission überprüft das Vorbringen der Be-
troffenen unter Berücksichtigung zusätzlicher Informationen.  
 

Geht eine Stellungnahme nicht ein oder ist die Anschrift nicht bekannt, wird die betreffende Person in den 
Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 aufgenommen, z.B. mit VO (EG) Nr. 732/2009 vom 10.08.2009 
zur 111. Änderung „Taliban-VO“.  
 

So bietet die Kommission den Betroffenen die Möglichkeit, mit ihrer namentlichen Bekanntgabe in der Ver-
ordnung mit der Kommission Kontakt aufzunehmen, Stellung zu beziehen und die Gründe mitzuteilen.  
 

Mit der VO (EG) Nr. 774/2009 vom 25.08.2009 zur 112. Änderungs-VO - „Taliban-VO“ - wurden in Anhang I 
Einträge von Personen gestrichen.  
 

Weitere Informationen:  
• ABl. (EU) Nr. L 208/3 vom 12.08.2009 (VO (EG) Nr. 732/2009), Nr. C 189/33 vom 12.08.2009, Nr. C 190/37 

vom 13.08.2009 und Nr. C 230/29 vom 24.09.2009 
• www.ausfuhrkontrolle.info vom 12.08.2009 
• ABl. (EU) Nr. L 223/24 vom 26.08.2009 (VO (EG) Nr. 774/2009) 
• www.ausfuhrkontrolle.info - BAFA-Information vom 16.09.2009  
Quelle: AW-Prax, 10/2009  
 
*** 
 

Messen und Ausstellungen 

Leipziger GÄSTE-Messe feiert zehntes Jubiläum - Freikarten bei IHK erhältlich 

Ein Tusch für die Leipziger GÄSTE: Vom 08.11. - 11.11.2009 feiert die Internationale Fachmesse für Gastro-
nomie, Hotellerie und Gemeinschaftsverpflegung ihr zehntes Jubiläum. Die GÄSTE zählt zu den etablierten 
deutschen Gastgewerbe-Messen. Seit 1991 bietet die Veranstaltung alle zwei Jahre einen umfassenden Ü-
berblick zu innovativen Produkten, Technologien und Dienstleistungen für das Gastgewerbe. Im Herbst 2009 
werden sich rund 300 Aussteller, darunter zahlreiche Marktführer, auf 20.000 qm Fläche präsentieren. Etwa 
20.000 Besucher werden zur GÄSTE 2009 erwartet.  
 

Die IHK Halle-Dessau hält für Mitgliedsunternehmen Freikarten bereit. Damit soll besonders kleinen und 
mittelständischen Unternehmen ein kostengünstiger Messebesuch in Leipzig ermöglicht werden.  
 

Weitere Informationen: www.gaeste.de

http://www.gaeste.de/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
http://www.ausfuhrkontrolle.info/
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Kontakt:  
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
Anja Klepzig 
Tel.: 0345 2126275 
Fax: 0345 2179575 
E-Mail: aklepzig@halle.ihk.de 
 
*** 
 

Förderrichtlinie für Messebeteiligungen junger innovativer Unternehmen geändert 

Die Richtlinie zur Förderung der Teilnahme junger innovativer Unternehmen an internationalen Leitmessen 
in Deutschland liegt für das kommende Jahr mit einigen Änderungen vor. Neu ist, dass ab der dritten Teil-
nahme an diesem Programm die geförderten Unternehmen einen Eigenanteil von 30% tragen müssen, der 
Eigenanteil an den ersten beiden Teilnahmen beträgt unverändert 20%. Bislang war der Eigenanteil unab-
hängig von der Anzahl der Teilnahmen. Wie bisher dürfen Unternehmen innerhalb des Programms an der 
gleichen Messe zweimal teilnehmen, danach ist aber eine weitere Förderung auf einer anderen Messe mög-
lich. 
 

Ziel des Programms ist es insbesondere, den Export neuer Produkte und Verfahren zu unterstützen. Für die 
Gemeinschaftsstände werden Messen in Deutschland ausgewählt, die einen hohen Anteil internationaler 
Fachbesucher aufweisen. Bei Interesse an der Teilnahme an einem dieser Messestände sollte das Unterneh-
men mit dem Veranstalter der Messe Kontakt aufnehmen und ein Angebot für den Förderstand einholen. 
Parallel muss der Bewilligungsantrag an das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) gesen-
det werden. Mit einer Zusage des BAFA ist der Antragsteller automatisch und verbindlich für die Messe an-
gemeldet. Ansprechpartner für die Unternehmen sind die Messeveranstalter. 
 

Das Förderprogramm des Bundes zur Unterstützung der Messebeteiligungen junger, innovativer Unterneh-
men wird bis mindestens 2013 fortgesetzt. Im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung sind für dieses 
Programm in den nächsten vier Jahren jeweils 3 Mio. € vorgesehen. 2008 wurden 420 Firmen auf 37 inter-
nationalen Messen in Deutschland unterstützt. Für das nächste Jahr sind 65 Messen im Programm, so viele 
wie nie zuvor.  
Quelle: AUMA Compact, Nr. 17, 28.09.2009 
 
*** 
 

Messen sorgen jährlich für 23 Mrd. € Produktion in der deutschen Wirtschaft 

Die Messen in Deutschland sorgen in der deutschen Wirtschaft jährlich für Produktionseffekte von 23,5 
Mrd. €. Gleichzeitig erzeugen Messen einen Beschäftigungseffekt von 226.000 Vollzeitarbeitsplätzen. Au-
ßerdem sind 3,8 Mrd. € Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden auf die Durchführung von 
Messen zurückzuführen. Messen haben damit eine erhebliche gesamtwirtschaftliche Bedeutung - neben 
ihrer Hauptfunktion, Angebot und Nachfrage einzelner Branchen zusammenzuführen und transparent zu 
machen. Das betonte Dr. Peter Neven, Geschäftsführer des AUMA bei der Vorstellung einer Studie zur ge-
samtwirtschaftlichen Bedeutung von Messen in Deutschland, die der AUMA beim ifo Institut in Auftrag 
gegeben hatte. 
 

Wichtigste Quelle für die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen sind Messe-Ausgaben der in- und ausländi-
schen Aussteller auf deutschen Messen; sie summieren sich zu 7,8 Mrd. € für ein durchschnittliches Messe-
jahr des Zeitraums 2005 - 2008. Größter Ausgabenblock ist der Standbau einschließlich Transportkosten 
und anderer standbezogener Leistungen mit einem Anteil von 30,8%. Es folgen die Standmiete inklusive 
Nebenkosten mit 20,7%, die Personalkosten mit 16,3%, Übernachtung/Verpflegung mit 12,6% und die Rei-
sekosten mit 10,2%. Dazu Dr. Neven: „Es wird deutlich, dass die Ausgaben für Messebeteiligungen aus einer 
Vielzahl relativ kleiner einzelner Kostenkategorien bestehen, die gerade in Zeiten notwendiger Sparmaß-
nahmen auch individuell gesteuert werden können.“ 
 

Zu den gesamten Messeausgaben der Aussteller von 7,8 Mrd. € tragen die internationalen/überregionalen 
Messen mit 6,4 Mrd. € bei. Das heißt auch, dass dieser Messetyp die stärksten regional- und gesamtwirt-
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schaftlichen Effekte auslöst, insbesondere weil hier überdurchschnittlich hohe Übernachtungs- und Reise-
kosten anfallen. Umgekehrt heißt dies, dass regionale Messen, bei denen auch die Aussteller häufig aus der 
Region kommen, geringere regionalwirtschaftliche Wirkungen auslösen. 
 

Die detaillierten Ergebnisse der Untersuchung sind in der Schriftenreihe des Instituts der Deutschen Messe-
wirtschaft, Edition 30, unter dem Titel „Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung von Messen und Ausstellun-
gen in Deutschland“ erschienen. Die 42-seitige Broschüre ist kostenlos erhältlich beim AUMA, Tel.: 030 
240000, E-Mail: info@auma.de. 
Quelle: AUMA Compact, Nr. 19, 21.10.2009 
 
*** 
 

Erneut mehr ausländische Messebesucher: 2,55 Mio. Interessenten besuchten Messen in Deutsch-
land 

Trotz beginnender internationaler Wirtschaftskrise verzeichneten die Messen in Deutschland im letzten Jahr 
2,55 Mio. ausländische Besucher nach 2,5 Mio. im Jahr 2007 - dem bisherigen Rekordergebnis. Denn bei 
zahlreichen Messen ist die Zahl ausländischer Interessenten auch 2008 nochmals gestiegen. Das ergab eine 
jetzt abgeschlossene Untersuchung des AUMA. 
 

Nach Einschätzung des AUMA haben die deutschen Messen damit auch unter verschlechterten Rahmenbe-
dingungen ihre weltweite Attraktivität unter Beweis gestellt. Insgesamt kamen im Jahr 2008 fast 10,3 Mio. 
Besucher auf die internationalen Messen in Deutschland. 
 

Knapp 200.000 Besucher reisten aus Süd-Ost-Zentral-Asien an, rund 90.000 aus Nordamerika, ebenfalls 
90.000 aus dem Nahen und Mittleren Osten. Je 60.000 kamen aus Lateinamerika und Afrika. Genau zwei 
Drittel (1.700.000) der internationalen Besucher entfielen auf die Länder der Europäischen Union, gut 13% 
(340.000) auf die übrigen europäischen Länder. 
 

Wichtigstes Besucherland außerhalb Europas waren die USA mit rund 80.000 Besuchern, vor Indien 
(65.000), China (45.000) und Japan (35.000). An der Spitze der europäischen Länder stehen die Niederlande 
mit 220.000 Besuchern vor Italien (145.000). 
 

Es folgen mit je rund 130.000 Belgien, Frankreich und Österreich. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Besu-
cher aus den Nachbarländern in nennenswertem Umfang auch aus privaten Gründen auf deutsche Messen 
kommen, während die Interessenten aus Übersee fast ausschließlich Fachbesucher sind. 
Quelle: AUMA Compact, Nr. 17, 28.09.2009 
 
*** 
 

Bund unterstützt Aussteller auf 220 Auslandsmessen: 40 Mio. € für 2010 eingeplant 

Im Jahr 2010 plant das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) Beteiligungen auf 220 
Auslandsmessen auf allen Kontinenten. Darauf haben sich das Ministerium und die exportorientierten Fach-
verbände der deutschen Wirtschaft in der Sitzung des Arbeitskreises Auslandsmessebeteiligungen am 
07.10.2009 in Köln verständigt. 
 

In Kooperation mit dem AUMA bietet das Ministerium Exportplattformen, um vor allem mittelständischen 
Unternehmen Messeauftritte unter der Dachmarke „made in Germany“ zu günstigen Konditionen zu ermög-
lichen. Außerdem werden die Aussteller organisatorisch und technisch durch eine deutsche Messedurchfüh-
rungsgesellschaft unterstützt. 
 

Nachdem Russland 2009 erstmals die Spitzenreiter-Positionen im Länderranking übernehmen konnte, hat 
China sie für 2010 wieder zurück gewonnen. Von den Auslandsmessebeteiligungen des BMWi werden im 
nächsten Jahr 55 Messebeteiligungen in China (davon 6 in Hongkong) stattfinden. Die Beteiligungszahl für 
Russland liegt mit 41 Beteiligungen in etwa wieder auf dem Niveau von 2008. Auch in der Ukraine sind die 
Messebeteiligungen nach einem vorübergehenden Höhepunkt in 2009 wieder auf das Niveau von 2008 ge-
sunken. Mit 22 Messebeteiligungen in den Vereinigten Arabischen Emiraten ist die deutsche Präsenz relativ 
stabil geblieben. 
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Für die Realisierung der Beteiligungen des BMWi stehen voraussichtlich 40 Mio. € zur Verfügung. Dies ent-
spräche einer Erhöhung des Auslandsmesseetats um 2 Mio. € im Verhältnis zu früheren Planungen des Mi-
nisteriums. 
 

Um der weiterhin starken Nachfrage und den gestiegenen Kosten auf den Auslandsmessemärkten gerecht 
zu werden, ist die Erhöhung allerdings nicht ausreichend. Deshalb fordert der AUMA für den Auslandsmes-
seetat 2010 eine Anhebung auf 45 Mio. €. Damit sollten möglichst noch mehr German Pavilions als bisher 
beschlossen in der zweiten Jahreshälfte 2010 realisiert werden, um zumindest teilweise dem weiter hohen 
Bedarf nach unterstützten Exportplattformen zu entsprechen. Außerdem geht es auch um eine verbesserte 
Planungssicherheit. 
Quelle: AUMA Compact, Nr. 18, 09.10.2009 
 
*** 
 

Asien: Qual der Messewahl 

Asiens Messen gewinnen an Bedeutung und die Messelandschaft in der Region wird immer vielfältiger. Für 
Aussteller heißt es daher, die richtigen Events auszuwählen. 
 

Es gibt Termine, die darf man nicht verpassen. Für Baumaschinenhersteller ist die Bauma in Shanghai ein 
solches Ereignis, für Anbieter der Medizintechnik die Medical Fair Asia in Singapur. Etablierte Messen sind 
Plattformen, um neue Abnehmer für die eigenen Produkte zu finden, Kontakte zu pflegen oder Kooperatio-
nen und Partnerschaften auszuloten. Was erwartet aber jemanden, der sich nach Jakarta oder ins zentral-
chinesische Chengdu wagt? In Asiens Messelandschaft konkurrieren große, inzwischen etablierte Messen 
mit jüngeren Regionalveranstaltungen. Insgesamt finden sich über 800 Messen der Region in der Datenbank 
des Ausstellungs- und Messe-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft (AUMA). 
 

Jeder Messebesuch ist aber mit Kosten verbunden, ganz zu schweigen von einem eigenen Auftritt. Dabei 
haben Messen in Asien oft eine geringe Ausstrahlungskraft und bieten Zugang nur zum entsprechenden 
Land oder sogar nur zu der Region bzw. Provinz. Die Frage nach dem Zielmarkt spielt daher eine zentrale 
Rolle bei der Auswahl. In Südostasien finden Messen für Metallbearbeitung in Thailand (Metalex), Vietnam, 
Malaysia und Singapur (jeweils MTA) statt. Jede dieser Veranstaltungen lohne aber ein Besuch, meint Klaus-
Peter Kuhnmünch, Leiter Auslandssymposien beim Verein Deutscher Werkzeugmaschinenfabriken (VDW). 
Die Bedeutung von Singapur als überregionalem Standort hat dagegen in den vergangenen Jahren abge-
nommen. „Das Fachpublikum finden Sie entweder im Land selbst oder auf den deutschen VDW-Messen“, 
fasst Kuhnmünch zusammen. 
 

Außerdem ist die Ausrichtung der Messe ein wichtiges Kriterium. Das Auslandsmesseprogramm des Bundes 
enthält daher hauptsächlich spezialisierte Fachmessen. „Die an der Auswahl beteiligten Verbände sortieren 
Mehrbranchenveranstaltungen meist aus“, erklärt Natalja Winges, Referentin im Fachbereich Globale Märkte 
des AUMA. 
 

Eine solche Mischung aus Standort und Branchenfokus bietet die ConBuild in Vietnam. Sie zieht Käufer für 
Baumaschinen an und ermöglicht Zugang zu einem Markt, dem hohes Potential bescheinigt wird. „Neben 
der gezielten Ausrichtung machen vor allem die in Vietnam mittelfristig geplanten Infrastrukturprojekte die 
Messe für deutsche Aussteller interessant“, erläutert Anja Schnieder, Referentin im Fachverband Bau- und 
Baustoffmaschinen des Verbandes Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA). Mischmessen seien 
dagegen wenig sinnvoll, sodass der VDMA seinen Mitgliedern andere Veranstaltungen zur Bauwirtschaft in 
der Region Südostasien nicht unbedingt empfiehlt.  
 

Eine weitere Besonderheit der ConBuild: Sie wird von einem deutschen Veranstalter ausgerichtet. Mithilfe 
ihrer Tochter MMI Asia Pte. Ltd organisiert die Messe München International das Event.  Die 17 deutschen 
Messegesellschaften, die Mitglieder im AUMA sind, haben 2008 insgesamt 220 Eigenveranstaltungen im 
Ausland durchgeführt. Winges vom AUMA sieht diesen Trend positiv: „Die durch deutsche Messegesell-
schaften organisierten Auslandsmessen bürgen für Qualität.“ 
 

Ein Patentrezept für die Messeauswahl in Asien gibt es nicht. Ein sehr guter Indikator der Bedeutung für die 
jeweilige Branche ist jedoch die Aufnahme als Bundesbeteiligung in das Auslandsmesseprogramm. Dass ein 
gutes Spektrum an geförderten und damit kostenreduzierten Messen herauskommt, dafür bürgt die Beteili-
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gung der Fachverbände und der Erfahrungsschatz der Auswahlgremien. Die meisten Verbände haben zudem 
Messeverantwortliche, die bei der Beratung behilflich sein können. 
Quelle: gtai markets, 5/09, Oktober-November 
 
*** 
 

Messemarkt Russland: Moskau ist Mittelpunkt 

Jährlich finden in Russland rund 1.150 Messen in 41 Städten mit 126.000 Ausstellern aus 108 Ländern. Das 
berechnete der russische Messeverband Russian Union of Exhibitions & Fairs (RUEF). Für 2009 wird der Ver-
band wohl seine Zahlen nach unten korrigieren müssen, denn bereits eine im April 2009 veröffentlichte 
Mitgliederbefragung über die Auswirkungen der Krise auf die Messewirtschaft zeigt, dass knapp jedes zweite 
Messegelände einen Rückgang der vermieteten Fläche um 20% verzeichnet. Bei 20% der Messegelände 
entschieden die Aussteller immer später über eine Messeteilnahme, nur 40% der Veranstalter spürten noch 
keinen Einfluss der Krise, so der RUEF. 
 

Im Frühjahr 2009 veröffentlichte der RUEF erstmals eine Analyse über die Entwicklung der Messegelände 
seiner Mitglieder für den Zeitraum 2006 - 2010, teilweise sogar bis 2015. Einbezogen waren Messegelände 
mit einer Hallenkapazität von mehr als 5.000 qm. Auslöser für die Analyse des RUEF war eine Umfrage des 
internationalen Messeverbandes UFI aus dem Jahr 2007, in der es hieß, dass Russland durch die anhaltende 
Erweiterung seiner Messegelände bis 2010 weltweit auf Platz 6 hinsichtlich der verfügbaren Ausstellungs-
flächen aufrücken könnte. 
 

Die Analyse des RUEF zeigt, dass bis 2010 die Hallenflächenkapazität in Russland um 12% auf rund 690.000 
qm steigen wird. Von den fünf größten Messegeländen in Moskau und St. Petersburg planen in Moskau die 
beiden Messegelände VVC und Expocentre Erweiterungen, in St. Petersburg der Betreiber des Lenexpo bis 
2015. Die in den Regionen Russlands gelegenen Messezentren planen bis 2010 eine Erweiterung um 36% 
auf 161.400 qm. 
 

2008 wurden nach Angaben des russischen Messeinformationsdienstes InformEXPO 2.000 Messen von 272 
Veranstaltern durchgeführt, 520 in Moskau und 120 in St. Petersburg. Auf Initiative des RUEF können russi-
sche Veranstalter seit 2006 ihre Messen von einer unabhängigen Prüforganisation prüfen lassen. Waren es 
2006 noch 50 geprüfte Messen, die sich einer freiwilligen Prüfung unterzogen, sind es 2008 bereits 80 ge-
wesen. 
 

Trotz zunehmenden Wettbewerbs bleibt Moskau der Mittelpunkt der Messewirtschaft in der Russischen 
Föderation. Mittlerweile agieren hier mehr als 150 nationale und internationale Veranstalter, wobei die An-
zahl professioneller Messeorganisatoren, insbesondere für Fachmessen, weit geringer ist. 2008 wurden z.B. 
knapp 30% der mehr als 500 Messen in Moskau von acht Veranstaltern durchgeführt, weitere 148 Messen 
von 102 Veranstaltern. In Moskau finden jährlich mehr als 30% aller landesweit veranstalteten Messen statt. 
Die vier größten Messegelände befinden sich hier und ziehen jedes Jahr mehr als 60% aller ausländischen 
Aussteller in Russland an. Die größten russischen Messeveranstalter mit eigenem Messegelände haben e-
benfalls ihren Sitz in Moskau: ZAO Expocentre, ZAO Crocus International, ZAO MVK und GAO VVC. Aber auch 
zahlreiche ausländische Veranstalter, insbesondere aus Deutschland, Großbritannien und der Türkei, enga-
gieren sich vorrangig in Moskau. 
 

Moskau besitzt mehr als 50% der landesweit vorhandenen Ausstellungsflächen. Das sind rund 470.000 qm 
Hallenfläche. Dem Aus- und Neubau von Hallenkapazitäten sind jedoch Grenzen gesetzt. Um ihre Messen 
trotzdem angemessen unterzubringen, gehen Wettbewerber Partnerschaften ein. Messetermine werden 
besser abgestimmt und zu Gemeinschaftsprojekten erklärt. 
 

In St. Petersburg finden 75% aller Messen und Ausstellungen der Nordwest-Region Russlands statt. Etwa 
50.000 qm nutzbare Hallenflächenkapazität stehen der Stadt zur Verfügung. Rund 60% der in St. Petersburg 
organisierten Messen werden von vier Veranstaltern angeboten: Lenexpo, Restec, Farexpo und Primexpo. Mit 
40.000 qm ist das Messegelände Lenexpo der führende Messeplatz. Seine Vorrangstellung könnte Lenexpo 
jedoch in den nächsten Jahren verlieren. So soll an der südlichen Stadtgrenze, in der Nähe des Flughafens, 
ein weiteres Messegelände mit insgesamt rund 100.000 qm Hallenfläche gebaut werden.  
 

Auch in den übrigen Regionen Russlands wird verstärkt in die Infrastruktur investiert. So erweiterten die 
KrasnodarEXPO, Expo-Volga in Samara und BashEXPO in Ufa die Hallenflächenkapazität. 
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Bis 2010 soll in Novosibirsk ein neues Messegelände mit 20.000 qm Hallenfläche errichtet werden. ITE Sibe-
rian Fair will das bestehende Portfolio von rund 30 Fachmessen ausbauen. 
 

Parallel zum Ausbau der Infrastruktur setzen die Regionen auf Branchenmessen, wobei insbesondere auf die 
vorhandenen natürlichen Ressourcen und industrielle Standorte gesetzt wird. Im Wolgagebiet finden z.B. 
überwiegend Fachmessen zum Flugzeugbau, Umweltschutz und Lebensmittelverarbeitung statt. In den süd-
lichen Regionen wachsen Branchenmessen zur Nahrungsmittelindustrie und Infrastruktur/Transport, im 
Ural/Westsibirien sind die Erdöl-, Erdgasindustrie neben dem Bergbau und Metallurgie wichtige Themenlie-
feranten und der Ferne Osten/Sibirien behandelt überwiegend die Bereiche Holzverarbeitung, Bau und Ver-
teidigungsindustrie. Die russische Zentralregion ist für die Hochtechnologie, Bildung/Wissenschaft und den 
Tourismus zuständig. 
 

Unter den ausländischen Veranstaltern in Russland sind insbesondere die Deutschen sehr aktiv. Nahezu alle 
großen deutschen Messeveranstalter engagieren sich in Russland, teilweise schon seit Jahrzehnten. Ihre 
Strategie und Bearbeitung des russischen Messemarkts unterscheidet sich jedoch, je nachdem, auf welche 
Branchen und Regionen sie sich konzentrieren bzw. ob sie den Markt mit Eigenveranstaltungen gestalten 
oder deutsche Gemeinschaftsbeteiligungen organisieren. Von 218 Auslandsveranstaltungen deutscher Mes-
segesellschaften im Jahr 2009 finden 30 in Russland statt. 2010 sind von 238 Eigenveranstaltungen 35 in 
Russland geplant. 
 

Im Auslandsmesseprogramm des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie nimmt Russland, vor 
allem Moskau, seit Jahren eine herausragende Stellung ein. 2009 sind von 233 geplanten Gemeinschaftsbe-
teiligungen 45 in Russland geplant, 40 darunter in Moskau. 2010 sind bisher 189 Messen im Programm. 
Russland nimmt nach China wieder eine Spitzenposition mit 35 Messen ein. 
 

Dieser Text ist eine gekürzte Fassung. Der komplette Text ist im Internet abrufbar:  
www.auma.de/Messemarkt.

Kontakt:  
AUMA Ausstellungs- und Messe-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft e.V. 
Natalja Winges 
Tel.: 030 24000124 
Fax: 030 24000330 
E-Mail: n.winges@auma.de 
 
*** 
 

Frankreichs Messewesen ausbauträchtig 

Frankreichs Messelandschaft besitzt noch Wachstumspotential. Treibende Kraft ist dabei die neue Messege-
sellschaft Viparis, die aus einer Fusion der Unibail-Rodamco und der Pariser Industrie- und Handelskammer 
entstand. Die Attraktivität der Publikumsmessen hat 2008 leicht nachgelassen, während die Fachmessen 
sowohl mehr Aussteller als auch einen steigenden Auslandsanteil verzeichneten. Ile-de-France führt 2009 - 
2011 eine zweite Werbekampagne mit dem Schwerpunkt auf Agrar- und Nahrungsmittelmessen durch. 
Quelle: gtai, 02.10.2009 
 
*** 
 

Baumesse Krasnodar 

25.02. - 28.02.2010 
Krasnodar, Russland 
 

Bereits zum dritten Mal gibt es auf Initiative und unter Federführung des Bundesverbandes Deutschland 
Haus-, Energie- und Umwelttechnik e.V. (BDH) einen offiziellen deutschen Gemeinschaftsstand mit Bundes-
förderung. Sie können nur Ausstellungsfläche für selbst gebaute Stände oder auch einen komplett ausge-
rüsteten Stand im exklusiven Made-in-Germany-Design buchen. Haustechnik-Firmen werden auf einem 
gesonderten Gemeinschaftsstand in den Messehallen für Haustechnik präsentiert. 
 

http://www.auma.de/Messemarkt
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Krasnodar ist das politische und wirtschaftliche Zentrum der Schwarzmeer-Region - Russlands Touristen-
hochburg Nr. 1. Hier fallen die Entscheidungen für diesen Landesteil - zum Großteil auch für den unweit 
gelegenen Kurort Sotschi, wo in Vorbereitung der Olympischen Winterspiele 2014 Mrd.-Investitionen anste-
hen. Im Kuban werden nicht nur Baustoffe, Bauelemente und Haustechnik benötigt. Die Baustoffindustrie 
bedarf innovativer Produktionsanlagen und die Bauwirtschaft moderner Bautechnik. 
 

Branchen: 
Bauen, Baustoffe, Baumaschinen, Fenster, Türen, Fassadenbaustoffe, Sanitärtechnik, Heizungstechnik, Kli-
matechnik, Lüftungstechnik, Elektrotechnik, Fassadensysteme, Dämmsysteme, Dachbau 
 

Weitere Informationen: www.krasnodarexpo.ru

Kontakt: 
Leipziger Messe International GmbH 
Tel.: 0341 6787917 
Fax: 0341 6787912 
E-Mail: info@LM-international.com 
 
*** 
 

Bulgaria Building Week - Internationale Fachmesse für Bau und Innenausbau 

09.03. - 13.03.2010 
Sofia, Bulgarien 
 

Vom 09.03. - 13.03.2010 wird sich zum zehnten Mal die bulgarische Bauwirtschaft in Sofia auf der Bulgaria 
Building Week, Internationale Fachmesse für Bau und Innenausbau, treffen. 
 

Nachdem selbst der Bau von zwei zusätzlichen Hallen die Flächennachfrage im Jahr 2008 nicht befriedigen 
konnte, wurde 2009 das Ausstellerprofil der Bulgaria Building Week in zwei selbständige Veranstaltungen 
aufgeteilt: der Bulgaria Building Week und der Bulgaria Building Week Interior. Die Weltwirtschaftskrise hat 
jedoch auch vor Bulgarien keinen Halt gemacht und die enormen Wachstumsraten der bulgarischen Wirt-
schaft der letzten Jahre vorerst gestoppt. 
 

Entsprechend konnten auch 2009 die Zahlen der Bulgaria Building Week erstmalig keine Zuwächse ver-
zeichnen: 230 Aussteller sowie 435 repräsentierte Unternehmen aus 24 Ländern gaben den 7.000 Besuchern 
einen Überblick über ihre Produkt- und Leistungspalette.  
 

Im nächsten Jahr zeigt sich die Bulgaria Building Week im alten Gewand: in die Nomenklatur der Bulgaria 
Building Week wurde die Bulgaria Building Week Interior wieder integriert.  
 

Exportorientierte Unternehmen sind gut beraten, auch in schlechten Zeiten Präsenz auf dem bulgarischen 
Markt zu zeigen, um von dem zu erwartenden Aufschwung zu profitieren. Da der Nachholbedarf in fast 
sämtlichen Bereichen nach wie vor riesig ist, wird damit gerechnet, dass sich für deutsche Exporteure ab 
2010/2011 wieder überdurchschnittlich gute Absatzmöglichkeiten einstellen. 
 

Im Bausektor verbreiten insbesondere auch die zahlreichen Großprojekte im Infrastrukturbereich, wie etwa 
der Ausbau der Sofioter U-Bahn, des Autobahn- und Schienennetzes sowie die Sanierung des Wassersys-
tems Hoffnung. Der feste Wechselkurs der Landeswährung Lew zum Euro erweist sich zudem in Zeiten der 
Krise als stabile Stütze. 
 

Branchen 
Altbauerneuerung, Bauen, Baugeräte, Baumaschinen, Baustoffe, Bautechnik, Dachbau, Fenster, Fertigbau, 
Fördertechnik, Innenausbau, Kanalisation, Klimatechnik, Sanitärtechnik, Türen 
 

Weitere Informationen: www.planetfair.de

Kontakt: 
planetfair GmbH + Co. KG 
Carsten Prehn 
Tel.: 040 71007031 
Fax: 040 71007039 
E-Mail: carsten.prehn@planetfair.de 
 

*** 

http://www.planetfair.de/
mailto:info@LM-international.com
http://www.krasnodarexpo.ru/
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InterBudExpo - Baumesse Kiew 

23.03. - 27.03.2010 
Kiew, Ukraine 
 

Die InterBudExpo ist die größte Baufachmesse der Ukraine und die Hausmesse der internationalen Unter-
nehmen, die wie u.a. Arcelor Mittal, Aquatherm, BMS Baumaschinen, Kaldewei, Kress, Sennebogen, SIKA, 
Velux und Wedi schon seit längerem in der Ukraine tätig sind.  
 

Neben Baumaterialien, Bauchemieprodukten, Bauelementen, Gebäudetechnik, Werkzeugen in drei Messehal-
len zeigt sie auf ca. 15.000 qm Freifläche zusätzlich Baumaschinen, Schalungen, Gerüste und Maschinen zur 
Baustoffherstellung. Die fachliche Untergliederung ermöglicht den Ausstellern eine gezielte Ansprache ihrer 
Zielgruppen. Produkte und Know-how aus Deutschland werden in der Ukraine hoch geschätzt. 
 

Der ukrainische Baumarkt umfasst etwa 30.000 Unternehmen mit 1 Mio. Beschäftigten. Deutsche Unter-
nehmen genießen in der Ukraine einen guten Ruf. Bei Bautischler- und Zimmermannsarbeiten sowie Stahl-
konstruktionen und Stahlkonstruktionsteilen stammen etwa 20% der ukrainischen Importe aus Deutsch-
land. Bei Maschinen zur Erdbewegung und Rammen beträgt der Anteil Deutschlands an den Importen der 
Ukraine sogar 35%. 
 

Branchen:  
Konstruktionstechnik, Restaurierung von Gebäuden, Beleuchtungstechnik, Baukeramik, Fenster, Türen, Sani-
tärtechnik, Heizungstechnik, Klimatechnik, Wasserversorgung, Bodenbeläge, Wandverkleidungen, Werkzeuge 
 

Weitere Informationen: www.kmkya.kiev.ua

Kontakt: 
Leipziger Messe International GmbH 
Tel.: 0341 6787917, Fax: 0341 6787912 
E-Mail: info@LM-international.com 
 

*** 
 

Volga Stroy Expo - Baumesse Kasan 

27.04. - 30.04.2010 
Kazan, Russland 
 

Die Baumesse Kasan ist die größte Baufachmesse in der autonomen Republik Tatarstan. Tatarstan liegt ca. 
80 km von Moskau entfernt und ist mit 3,7 Mio. Einwohnern die bevölkerungsreichste autonome Republik. 
Durch die Erdgas- und Erdölförderung gilt Tatarstan als eine der reichsten Regionen Russlands. Davon pro-
fitiert auch das Bauwesen. 
 

Die Baumesse Kasan thematisiert alle Bereiche des Bauens. Zum ersten Mal haben deutsche Unternehmen 
im April 2009 die Möglichkeit, sich gemeinsam mit anderen Firmen aus Deutschland mit einem eigenen 
Stand zu präsentieren. Die Messe findet zweimal jährlich statt, wobei die Frühjahrsmesse die stärkere von 
beiden ist. 70% der Aussteller gaben an, Verträge auf der Messe abgeschlossen zu haben. 90% aller Teil-
nehmer erreichten ihr Messeziel, so dass nahezu alle von einer Wiederbeteiligung ausgehen. Kasan ist das 
politische und wirtschaftliche Zentrum Tatarstans. In der 1,1-Mio.-Einwohner-Metropole sitzen die Ent-
scheidungsträger und Zentralen der Großbetriebe. Hohe Bauinvestitionen fließen in den Neubau wie auch in 
die Sanierung. 
 

Branchen: Architektur, Bauen, Baubedarf, Bautechnik, Technologien, Baumaschinen, Baugeräte, Baustoffe, 
Bauwerkzeuge, Transport, Spezialtransportfahrzeuge, Sanitärtechnik, Heizungstechnik, Lüftungstechnik, 
Energietechnik, Brandschutz, Landschaftsbau, Grünanlagenbau, Umweltschutz, Arbeitskleidung 
 

Weitere Informationen: www.volgastroyexpo.ru/eng

Kontakt: 
Leipziger Messe International GmbH 
Tel.: 0341 6787917, Fax: 0341 6787912 
E-Mail: info@LM-international.com 
 

*** 

mailto:info@LM-international.com
http://www.volgastroyexpo.ru/eng
mailto:info@LM-international.com
http://www.kmkya.kiev.ua/
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Geschäftskontakte 

Weltweit finden und gefunden werden 

www.e-trade-center.de
Nutzen Sie die zentrale Geschäftskontaktbörse und die Möglichkeit eines kostenfreien Premiumeintrags. 
 

Kontakt: 
Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
Daniel Loeschke 
Tel.: 0345 2126234 
Fax: 0345 2179534 
E-Mail: dloeschke@halle.ihk.de 
 

Warenangebot aus dem Ausland 

Griechenland
Griechischer Hersteller offeriert Fördertechnik und Hebezeuge. Kontakt: Ergobulk - Bulk Handling Systems, 
Ansprechpartner: Panos Kougioumtzis, Tel.: 0030 210 8317249, Fax: 0030 210 8317339, E-Mail: ergo-
bulk@acci.gr, Internet: www.ergobulk.gr 
E/14/2009 
 

Kooperationen, Vertretungen, Dienstleistungen 

Spanien
Spanische Firma bietet die Vertretung von Pressen und deren Peripherien sowie Wartung an. Kontakt: Post-
Venta Carreras, S.A.; Ansprechpartner: Antonio Vega, Tel.: 0034 659 632280, Fax: 0034 93 8087849, E-Mail: 
avega@ventapres.co m, Internet: www.prensas.net 
K/13/2009 
 
Litauen
Firma aus Litauen, die Produkte aus Plastik herstellt, sucht Partner in Deutschland. Kontakt: Ina Barzelyte, 
Firma UAB Plastma, 78107 Siauliai, Litauen, E-Mail info.plastma@gmail.com 
K/14/2009 
 

Ausschreibungen 

Die Germany Trade and Invest GmbH (gtai) veröffentlicht regelmäßig Informationen zu internationalen Aus-
schreibungen. Folgende Datenbanken stehen zur Verfügung: 
 

Internationale Ausschreibungen: Aktuelle Hinweise auf den öffentlichen Bedarf an Lieferungen und Leistun-
gen, oftmals mit Finanzierung multilateraler und bilateraler Banken. Schwerpunktregionen: Entwicklungs- 
und Schwellenländer sowie Mittel- und Osteuropa  
 

Projekt-Frühinformationen: frühzeitige Hinweise auf anstehende Investitions- und Entwicklungsvorhaben in 
Entwicklungs- und Schwellenländern sowie Mittel- und Osteuropa  
 

EU-Binnenmarkt-Ausschreibungen: europaweite Ausschreibungen des öffentlichen Sektors aus EU-
Mitgliedstaaten sowie Norwegen, Island, Liechtenstein und der Schweiz 
 

Aktuelle Ausschreibungshinweise und Projektfrühinformationen gibt es auch als kostenpflichtigen Profil-
dienst „Exportmail“ individuell auf Ihre Wünsche zugeschnitten. 
 

Weitere Informationen: www.gtai.de

*** 
 

http://www.gtai.de/
mailto:info.plastma@gmail.com
http://www.prensas.net/
http://www.e-trade-center.de/
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Veranstaltungen der IHK Halle-Dessau/InterCom GmbH 
 

Den gesamten Veranstaltungsplan finden Sie immer aktuell unter:  
www.intercom-sachsen-anhalt.de

__________________________________________________________________________________ 
 

Länderberatungstag Bulgarien 
03.11.2009 in Halle 

Im Rahmen unseres Länderberatungstags können Sie sich über aktuelle Entwicklungen in Bulgarien, zu 
Markteinstieg, Vertrieb, rechtliche Fragen sowie zu den Möglichkeiten Ihrer Produkte und Dienstleistungen 
informieren. Als Gesprächspartner zu individuellen Einzelgesprächen wird für Sie Herr Andreas Schäfer von 
der Deutsch-Bulgarischen Industrie- und Handelskammer anwesend sein.  
 

Die Teilnahme ist kostenfrei. 
 

Kontakt: 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Ralph Seydel 
Tel.: 0345 2126284 
Fax: 0345 2179584 
E-Mail: rseydel@halle.ihk.de 
 
__________________________________________________________________________________ 
 

Länderberatungstag Ukraine 
03.11.2009 in Halle 

Gerade in für die ukrainische Wirtschaft schwierigen Zeiten möchten wir Ihnen Gelegenheit geben, sich zur 
aktuellen Situation und den vorhandenen Potentialen zu informieren. Nutzen Sie die Gelegenheit mit der 
Delegierten der Deutschen Wirtschaft in der Ukraine, Frau Karin Rau ins Gespräch zu kommen. Frau Rau ist 
langjährige Kennerin der deutsch-ukrainischen Wirtschaftsbeziehungen und wird Ihnen für individuelle 
Einzelgespräche zur Verfügung stehen. 
 

Die Teilnahme ist kostenfrei. 
 

Kontakt: 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Ralph Seydel 
Tel.: 0345 2126284 
Fax: 0345 2179584 
E-Mail: rseydel@halle.ihk.de 
 

mailto:rseydel@halle.ihk.de
mailto:rseydel@halle.ihk.de
http://www.intercom-sachsen-anhalt.de/
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Seminar 
 

Asien: Kompatible Kommunikation bringt Geld  
und sichert ihre Geschäfte 

Sie haben Gesprächspartner in China, Indien, Japan, Südostasien? 
Die Kommunikation ist öfter schwierig? 
Ihr Partner versteht Sie anscheinend nicht? 
Ihr Partner handelt anders als vereinbart?  
 

Kompatible Kommunikation ist ein wichtiger Erfolgs- und Ertragsfaktor im Geschäft.  
 

Missverständnisse erschweren erfolgreiche Geschäfte. Frustration und Demotivation kosten Geld und Ner-
ven. 70% der Joint Ventures und Geschäftsbeziehungen in Asien scheitern an Reibungen in Kommunikation 
und Verhalten. 
 

Verdienen Sie Geld, schonen Sie Ihre Nerven durch asien-kompatible Kommunikations- und Verhaltenswei-
sen. 
 

Nutzen Sie  
 

• Deutsches Ansehen in Asien  
• Personenfokus  
• Gruppenethik  
• Familienbezug  
• Netzwerke  
• Beziehungsmoral 
• Hierarchie und Harmonie  
• Indirekte Kommunikation  
• Lob und Kritik  
• Konfliktmanagement  
• Höflichkeitsideale  
• Händlerkultur  
• Körpersprache 
 

Erwerben Sie zusätzliche Kommunikations- und Handlungsfähigkeit für erfolgreiche Asiengeschäfte.  
 

Methoden: 
 

• Theoretische Inputs  
• Fallbeispiele und Reflexion 
• Impulsübungen und Simulationen (keine Videoaufnahmen)  
 

Zielgruppe: Geschäftsführer, Vertriebsleiter, Marketingleiter, Personalleiter, Techniker, Expats, 
Sachbearbeiter  

 

Referent: Frau Brigitte Granier M.A. 
 IS C&C International Service, Coach & Consulting, Erlangen  
 

Termin: 05.11.2009, 09:00 - ca. 15:30 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und Handelskam-
mern in Sachsen-Anhalt mbH 

 

Preis: 119,00 € inkl. MwSt./Teilnehmer  
 inkl. Seminarunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Rückseite)
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ANMELDUNG 
 

Fax: 0345 2179584 
 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Ralph Seydel 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ............................................................................................................... 

Anschrift:  ............................................................................................................... 

 ............................................................................................................... 

Herrn/Frau:  ............................................................................................................... 

Tel.:   ............................................................................................................... 

Fax:   ............................................................................................................... 

E-Mail:    ............................................................................................................... 

 

Asien: Kompatible Kommunikation bringt Geld  
und sichert ihre Geschäfte 

Termin: 05.11.2009, 09:00 – ca. 15:30 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 119,00 € inkl. MwSt./Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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Seminar 
 

Russland und Ukraine 
Geschäftsbeziehungen erfolgreich managen 

Spielregeln - Fallstricke - Chancen 

Mit einer Bevölkerung von nahezu 200 Mio. Menschen, einer Fülle wichtiger natürlicher Ressourcen und 
Bodenschätze und einem zum Teil sehr gut ausgeprägten technologischen Know-how bietet dieser Markt an 
der Nahtstelle zwischen Asien und Europa ein gigantisches Wirtschaftspotential. 
 

17 Jahre nach dem Fall des Eisernen Vorhangs zeichnet sich eine deutliche Stabilisierung der politischen 
Situation in diesen Ländern ab. Die Reformprozesse greifen und zeigen erste positive Resultate. Die Aner-
kennung des Status der Marktwirtschaft für Russland und die Ukraine durch die Europäische Union ist ein 
Beweis für den Fortschritt der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. 
 

Der Nachholbedarf an Konsumgütern ist weiterhin ungebrochen. Notwendig gewordene Modernisierungen 
in einheimischen Betrieben lassen die Nachfrage nach Maschinenbauprodukten und Know-how stark an-
steigen. Aber auch Umweltprodukte, Dienstleistungen u.a. bieten insbesondere für Anbieter aus Deutschland 
interessante Absatzchancen. 
 

Deutsche Unternehmen genießen als Geschäfts- und Kooperationspartner einen guten Ruf und können 
daher vom wirtschaftlichen Aufschwung Russlands in besonderem Maße profitieren. 
 

In diesem Seminar werden die Besonderheiten des russischen und ukrainischen Markts ebenso dargestellt 
wie die Rahmenbedingungen in den Bereichen Vertrieb und Marketing, Vertragsgestaltung sowie die vor-
handenen Förderprogramme, die beim Aufbau von Geschäften von deutschen Exporteuren und Investoren 
genutzt werden können. 
 

Im Einzelnen beschäftigt sich das Seminar mit folgenden Themen: 
 

• Aktuelle Situation in Russland und der Ukraine 
• Geschäftliche Rahmenbedingungen (Standort-

vor- und -nachteile) 
• Alternative Geschäftsmöglichkeiten 
• Risikoüberlegungen (politisches/wirtschaftliches 

Risiko) 
• Absicherung von Geschäftsrisiken (Auskünfte, 

Kreditversicherung, Vorauskasse, Akkreditiv, 
Wechselgeschäfte) 

• Rechtsprobleme (Gültigkeit der AGB, Rechts-
wahl, Gerichtsstand, Schiedsgerichtsbarkeit, Ei-
gentumsvorbehalt, ECE-Lieferbedingungen) 

 

• Systematische Markterschließung 
• Mögliche Gestaltungsformen für den Vertrieb 
• Akquisition geeigneter Vertriebspartner (Händ-

ler, Handelsvertreter) 
• Rahmenbedingungen und Risiken einer Lohn-

produktion (Lohnkosten, Qualität, Know-how-
Klau, Produktivität, Termintreue, Sicherheiten) 

• Voraussetzungen zur Gründung einer eigenen 
Gesellschaft 

• Geschäftsgepflogenheiten, Mentalität 

Seminarziel: Die Seminarteilnehmer erfahren anhand praktischer Beispiele, auf welche Weise 
sie die Geschäftschancen in Russland nutzen können. 

 

Zielgruppen: Geschäftsführer, Marketingleiter, Vertriebsleiter, Exportsachbearbeiter 
 

Referent: Herr Hatto Brenner, AWI Hatto Brenner & Co. GmbH, Erlangen 
 

Termin: 17.11.2009, 09:00 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau,  
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der IHKn in Sachsen-Anhalt mbH 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer,  inkl. Seminarunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Rückseite) 
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ANMELDUNG 
 

Fax: 0345 2179584 
 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Ralph Seydel 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ............................................................................................................... 

Anschrift:  ............................................................................................................... 

 ............................................................................................................... 

Herrn/Frau:  ............................................................................................................... 

Tel.:   ............................................................................................................... 

Fax:   ............................................................................................................... 

E-Mail:    ............................................................................................................... 

 

Russland und Ukraine 
Geschäftsbeziehungen erfolgreich managen 

Spielregeln - Fallstricke - Chancen 

Termin: 17.11.2009, 09:00 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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Seminar 
 

INCOTERMS 2000  
in der täglichen Praxis sicher beherrschen 

Der optimale Einsatz bei Ihren internationalen Geschäften 

Die internationalen Lieferbedingungen INCOTERMS sind seit vielen Jahren fester Bestandteil für Angebote 
und Vertragsabschlüsse im internationalen Geschäftsverkehr. Gleichzeitig beeinflussen sie entscheidend die 
Kalkulation und Absicherung eines Exportgeschäfts. Geregelt werden die Lieferkosten, die Risiken sowie die 
Versicherungsanforderungen an die Partner des Kaufvertrags. 
 

Die INCOTERMS auf der Basis 1990 wurden von der Internationalen Handelskammer Paris überarbeitet und 
den heutigen Anforderungen der Globalisierung angepasst. Sie traten am 01.01.2000 in Kraft. Innerhalb 
dieses Seminars werden den Teilnehmern Ratschläge für die richtige Anwendung der INCOTERMS vermittelt. 
Sie werden mit den wichtigsten Änderungen vertraut gemacht und erhalten praxisbezogene Hinweise zu 
Fragen der Transportversicherung und der Risikoabdeckung. 
 

Folgende Punkte werden anhand von Praxisbeispielen behandelt: 
 

1. Was regeln die INCOTERMS 2000 
2. Richtige Anwendung der INCOTERMS  
3. Welche Fehler entstehen in der täglichen Arbeit 
4. Risiko- und Gefahrenübergang an Beispielen 
5. Kostenaufteilung Verkäufer - Käufer 
6. Auswirkungen auf den EU- und Binnenmarkt 
7. Einbindung in das Dokumentenakkreditiv 
8. Transportversicherungsfragen 
9. Einfluss der INCOTERMS auf die Kalkulation von Exportpreisen 
10. Fall-Konstellationen 
 
Seminarziel: Die Seminarteilnehmer erhalten anhand einer Vielzahl von praktischen Fallbeispie-

len das Handwerkzeug, um die neuen INCOTERMS 2000 optimal zu nutzen. 
 
Zielgruppe:   Abteilungsleiter, Exportsachbearbeiter, Exportabwickler, Exporteure, Spediteure, 
 Auszubildende, Bankleute 
 
Referent: Herr Hatto Brenner, AWI Hatto Brenner & Co. GmbH, Erlangen  
 
Termin: 26.11.2009, 09:00 - ca. 16:00 Uhr 
 
Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 
Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  

Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
 
Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 inkl. Seminarunterlagen 
 
Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Rückseite) 
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ANMELDUNG 
 

Fax: 0345 2179582 
 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ............................................................................................................... 

Anschrift:  ............................................................................................................... 

 ............................................................................................................... 

Herrn/Frau:  ............................................................................................................... 

Tel.:   ............................................................................................................... 

Fax:   ............................................................................................................... 

E-Mail:    ............................................................................................................... 

 

Incoterms 2000 
in der täglichen Praxis sicher beherrschen 

Der optimale Einsatz bei Ihren internationalen Geschäften 

Termin: 26.11.2009, 09:00 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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Seminar 
 

Erfolgsfaktoren für die Erschließung von Auslandsmärkten 
Marktbeurteilung - Marterschließung -  

Marktbearbeitung - Marktoptimierung in der Praxis 

Der Erfolg in Auslandsmärkten hängt ganz wesentlich davon ab, ob bestimmte auslandsspezifische Rah-
menbedingungen beachtet werden. 
 

Dieses Seminar gibt insbesondere mittelständischen Unternehmen wichtige praxisbezogene Tipps und Hin-
weise für eine erfolgreiche Marktbearbeitung im internationalen Wettbewerb. 
 

Methoden und Strategien werden praxisnah in folgenden Bausteinen von A bis Z vermittelt: 
 

• Analyse und Auswahl geeigneter Zielmärkte 
• Bonitätsprüfung von Kunden und Märkten 
• Dokumente im Außenhandel: Art und Bedeutung 
• Exportkreditversicherung: was sie leistet, was sie kostet 
• Finanzierung von Auslandsgeschäften: Methoden und Möglichkeiten 
• Gerichtsstandsklausel und Vollstreckbarkeit deutscher Urteile im Ausland 
• Handelsvertreterverträge und das EU-Handelsvertreterrecht 
• Informationsbeschaffung und Informationsmöglichkeiten zu den Auslandsmärkten 
• Kalkulation von Exportpreisen: was häufig vergessen wird 
• Lieferbedingungen richtig anwenden: TRADETERMS, INCOTERMS, AGB 
• Messen ein Muss: welche alternativen Möglichkeiten genutzt werden können 
• Niederlassungen im Ausland: ein wichtiger Schritt auf dem Weg der Internationalisierung 
• Ordre Public: zwingende öffentliche Rechtsvorschriften 
• Produktanpassung an die Anforderungen des Auslandsmarkts 
• Risiken und deren Absicherungsmöglichkeiten 
• Schiedsklauseln bieten Vorteile bei Auslandsverträgen 
• UN-Kaufrecht als Basis für deutsche Exportverträge 
• Vertriebspartner suchen, auswählen und erfolgreich zusammenarbeiten 
• Werbung: welche Anforderungen erfüllt werden müssen unter besonderer Berücksichtigung mentalitäts-

bezogener Gegebenheiten 
• Zahlungsbedingungen im Ausland: Dokumentenakkreditiv, Dokumenteninkasso 
 
Seminarziel: In diesem Seminar wird Basiswissen für das erfolgreiche Auslandsgeschäft vermit-

telt. 
 

Zielgruppe: alle Mitarbeiter, die exportorientiert tätig sind 
 

Referent: Herr Hatto Brenner, AWI Hatto Brenner & Co. GmbH, Erlangen  
 

Termin: 02.12.2009, 09:00 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  
Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 

 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 inkl. Seminarunterlagen 
 

Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Rückseite) 
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ANMELDUNG 
 

Fax: 0345 2179582 
 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ............................................................................................................... 

Anschrift:  ............................................................................................................... 

 ............................................................................................................... 

Herrn/Frau:  ............................................................................................................... 

Tel.:   ............................................................................................................... 

Fax:   ............................................................................................................... 

E-Mail:    ............................................................................................................... 

 

Erfolgsfaktoren für die Erschließung von Auslandsmärkten 
Marktbeurteilung - Markterschließung -  

Marktbearbeitung - Marktoptimierung in der Praxis 

Termin: 02.12.2009, 09:00 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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Seminar 
 

Lieferantenerklärungen Aktuell 
Lieferantenerklärungen gem. den neuesten  

Bestimmungen PAN-EUR-MED 

Seminarziel 
 

Aktuelle Vorschriften der Zollverwaltung bezüglich Lieferantenerklärungen führen bei Vorgesetzten und 
Mitarbeitern vermehrt zu Unsicherheiten. Dieses Seminar beleuchtet die Hintergründe und Regelungen, die 
bei der Anforderung, Erstellung und Kontrolle von Lieferantenerklärungen beachtet werden müssen. Bei-
spiele aus der Praxis ergänzen dieses Seminar. 
 
Programm 
 

• Lieferantenerklärungen 
-Mit und ohne Präferenzursprung 
-Einzel- und Langzeit-Lieferantenerklärung 
-Formale Anforderungen für die Ausstellung 
-Prüfungsmöglichkeiten (Auskunftsblatt INF.4) 
-Kumulierungsvermerke in den Lieferantenerklärungen 

 
• Einführung in die Präferenzursprungsregelungen 
-Präferenzabkommen der EG 
-Kumulierungsbestimmungen (Grund- und Unterform der Kumulation) 
-Die Kumulierung mit den Mittelmeerländern (einschl. Färöer Inseln) 
-Wichtige Besonderheiten 

 
• Praktische Beispiele und Diskussion 
 

Zielgruppe: Vorgesetzte, Sachbearbeiter und Mitarbeiter, die Lieferantenerklärungen erstellen, 
anfordern oder kontrollieren bzw. dafür Verantwortung tragen 

 
Referent: Herr Dr. Ralf Ruprecht 
 Dr. Ruprecht & Partner Unternehmensberatung, Heidelberg 
 
Termin: 09.12.2009, 08:30 - ca. 16:00 Uhr 
 
Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 
Veranstalter: InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der Industrie- und  

Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
 
Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 
 inkl. Seminarunterlagen 
 
Anmeldung: mittels Antwort-Fax (siehe Rückseite) 
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ANMELDUNG 
 

Fax: 0345 2179582 
 
InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
Anita Langenhagen 
Franckestraße 5 
 

06110 Halle 
 

Firma:   ............................................................................................................... 

Anschrift:  ............................................................................................................... 

 ............................................................................................................... 

Herrn/Frau:  ............................................................................................................... 

Tel.:   ............................................................................................................... 

Fax:   ............................................................................................................... 

E-Mail:    ............................................................................................................... 

 

Lieferantenerklärungen Aktuell 
Lieferantenerklärungen gem. den neuesten  

Bestimmungen PAN-EUR-MED 

Termin: 09.12.2009, 08:30 - ca. 16:00 Uhr 
 

Ort: Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 Franckestraße 5, 06110 Halle 
 

Preis: 130,90 € inkl. MwSt./Teilnehmer 

Wir melden zur Teilnahme verbindlich an: 
 

Name Vorname Tätigkeit 

Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 

______________________________________ 
Stempel der Firma Ort, Datum, Unterschrift 
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Veranstaltungen/Seminare 
 

Europäische Kommission und chinesische Regierung verlängern Trainingsprogramm für Manager in 
Europa und China 
 

Die Europäische Kommission und die Regierung der Volksrepublik China haben beschlossen, das seit 2006 
bestehende EU-China Managers Exchange and Training Programme (METP) zu verlängern. METP 5 wird im 
Mai 2010 starten. Die Bewerbungsphase hat am 21.09.2009 begonnen und endet am 07.01.2010. Rund 400 
Manager aus der Europäischen Union und China konnten bislang von den hochwertigen Trainingsmöglich-
keiten des Programms profitieren. 
 

„Seit dem Beginn von METP ist die Zahl der Bewerbungen aus der gesamten Europäischen Union stetig ge-
stiegen. Dies zeigt, welch hohen Stellenwert das wirtschaftliche Potential des chinesischen Markts bei euro-
päischen Führungskräften einnimmt. Der Erfolg des Programms und das wachsende Interesse europäischer 
Manager an dem Aufbau von Handelsbeziehungen mit China sind Grund genug, METP um eine weitere Pha-
se zu verlängern“, sagt Dr. Stefan Hell, Leiter von METP in Peking.  
 

China hat sich zu einem der dynamischsten Märkte der Welt entwickelt. Besonders kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen (KMU) fehlen jedoch oft die Möglichkeiten, Handelsbeziehungen mit China aufzubauen. 
Aus diesem Grund unterstützt die Europäische Kommission KMU, Nicht-Regierungsorganisationen (NGO) 
und selbständige Unternehmer durch das Angebot von METP in China. Eckwerte des Programms sind: 
 

• sieben Monate intensives Chinesisch Sprachtraining, interkulturelle Trainings 
• Seminare sowie Besuche in Unternehmen, Städten und Administrationen 
• Ausbildung zu qualifizierten Experten für den chinesischen Markt 
• vollständig finanziert 
• dreimonatiges Praktikum in einem chinesischen Unternehmen 
• EU übernimmt Organisation des gesamten Aufenthalts 
• monatlicher Zuschuss von 1.000 € für Lebenshaltungskosten 
• Diplom des EU-Botschafters in China 
 

Kontakt: 
METP EU-China Managers Exchange and Training Programme 
Tel.: 069 15402638, Tel.: 0086 10 84580585 
Fax: 0086 10 84580965 
E-Mail: info@metp.net.cn 
 

*** 
 

Wirtschaftstag Ukraine 
04.11.2009, Leipzig 
 

Themen sind: 
 

• Die aktuelle wirtschaftspolitische Lage in der Ukraine vor den Präsidentschaftswahlen 2010 
• Chancen und Risiken für deutsche Unternehmen in der Ukraine zwischen Wirtschaftskrise und Fußballeu-

ropameisterschaft 2012 
• Grundlagen des Unternehmerrechts in der Ukraine 
• Steuern und Rechnungswesen in der Ukraine 
• Mit ukrainischen Geschäftspartnern zum Erfolg: Mentalitätsunterschiede kennen und berücksichtigen 
• Erfahrungsberichte aus der betrieblichen Praxis 
 

Kontakt: 
Industrie- und Handelskammer zu Leipzig 
Natalia Kutz 
Tel.: 0341 12671245 
Fax: 0341 12671420 
E-Mail: kutz@leipzig.ihk.de 
 
*** 

mailto:info@metp.net.cn
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8. Deutscher Außenwirtschaftstag 
24.11. - 25.11.2009, Bremen 
 

Der Handel mit den europäischen Nachbarländern bildet das solide Fundament des "Exportweltmeisters" 
Deutschland. Und das wächst weiter: Die jungen EU-Mitgliedsländer bieten neue Geschäftspotentiale. Zu-
dem entwickeln sich an den östlichen und südlichen Grenzen des Europäischen Binnenmarkts aussichtsrei-
che Zukunftsmärkte. Außenwirtschaftserfolg im alten und neuen Europa - das ist der Fokus des 8. Deut-
schen Außenwirtschaftstags, 20 Jahre nach der Öffnung des "Eisernen Vorhangs".  
 

Die Fachausstellung bietet eine Fülle an wertvollen Informationen und Anregungen zur Außenwirtschaft. 
Die Kontaktbörse hilft dabei, direkte persönliche Gespräche mit potentiellen neuen Geschäftspartnern zu 
führen. 
 

Bis zum 23.10.2009 gibt es die Möglichkeit sich mit dem Unternehmen für den Preis der Deutschen Außen-
wirtschaft 2009 zu bewerben. Dieser imageträchtige Preis wird am 24.11.2009 im festlichen Ambiente des 
Bremer Rathauses verliehen. 
 

Weitere Informationen: www.aussenwirtschaftstag.de

Kontakt: 
WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH 
Ernst Rieso 
Tel.: 0421 3505405 
Fax: 0421 3505340 
E-Mail: info@aussenwirtschaftstag.de 
 
*** 
 
Arbeitsrecht in Frankreich: Was deutsche Unternehmen wissen sollten 
02.12.2009, Köln 
 

Das Seminar wendet sich an deutsche Geschäftsführer, Mitarbeiter der Personal- und Rechtsabteilung deut-
scher Gesellschaften mit Frankreichgeschäft. Im Rahmen der Veranstaltung werden die typischen Fragen 
anhand praktischer Beispielfälle erörtert, die sich im Bereich Arbeitsrecht stellen. Nach dem Seminar haben 
die Teilnehmer Gelegenheit zu Einzelgesprächen mit den Referenten, um individuelle Fragen vertraulich zu 
besprechen. Nach Eingang der Anmeldung erhalten die Seminarteilnehmer ein Formular, auf dem Sie Ihre 
Fragen formulieren können, die im Rahmen des Seminars konkret beantwortet werden. 
 

Themen sind u.a.: 
 

Gestaltung des Arbeitsvertrags und seine Beendigung 
• Tarifvertrag und seine Bedeutung  
• Probearbeitszeit, befristeter Vertrag, Kündigungsfristen  
• Gehaltsbestandteile, Vergütungsstruktur, Sozialversicherung und Steuern  
• Individualkündigung  
• Kündigungsverfahren und Kosten  
• Einvernehmliche Vertragsaufhebung 
• Kollektivkündigung  
• Sozialklima/Streik/Insolvenz  
 

Mitbestimmung und Personalverteilung 
• Notwendigkeit einer Personalvertretung  
• Verfahren zur Wahl der Personalvertretung  
• Rechte der Personalvertretung  
 

Sonstiges 
• Arbeitsrecht in Krisenzeiten 
• Kurzarbeit 
• Lohnkürzungen  
• Datenschutz im Unternehmen  

mailto:info@aussenwirtschaftstag.de
http://www.aussenwirtschaftstag.de/
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• Gleichbehandlung  
• Geschäftsordnung und Compliance 
 

Kontakt: 
LE DOM GmbH 
Tanja Schmidt 
Tel.: 0221 13975370 
Fax: 0221 139753799 
E-Mail: info@le-dom.de 
 
*** 
 
Unternehmerreise nach Indien 
18.01. - 23.01.2010 
 

Die Deutsch-Indische Handelskammer (AHK) organisiert gemeinsam mit dem „IndiaDesk“-Netzwerk der 
deutschen IHKn vom 18.01. - 23.01.10 eine Delegationsreise nach Indien. Im Rahmen der einwöchigen Reise 
werden die Städte Delhi, Mumbai und Bangalore besucht. Schwerpunkte sind der Besuch der Leitmessen 
Elecrama (International Exhibition of Electrical and Industrial Electronics) in Mumbai und der IMTEX (Indian 
Machine Tool Exhibition) in Bangalore.  
 

Ergänzend werden auf Wunsch individuell vorbereitete Kooperationsbörsen für die deutschen Unternehmen 
organisiert, bei denen Kontakte zu potentiellen Abnehmern, Lieferanten oder Handelsvertretern geknüpft 
werden können. 
 

Weitere Informationen: http://elecrama.com und www.imtex.in

Kontakt: 
Deutsch-Indische Handelskammer 
Repräsentanz in Deutschland 
Deutsch-Indisches Informationsbüro e. V. 
Anne Krieckhaus 
Tel.: 0211 360597 
Fax: 0211 350287 
E-Mail: krieckhaus@indo-german.com 
 
*** 
 
Seminare des Global Competence Forum 
 

Global Competence Forum organisiert Konferenzen und Trainings zu aktuellen Managementthemen sowie 
internationale Fach- und Länderseminare. 
 

Folgend erhalten Sie einen Überblick der nächsten Veranstaltungen: 
 

• Internationale Verträge erfolgreich und effizient gestalten: 17.11. - 18.11.2009, Frankfurt/M., 04.05. - 
05.05.2010, München, 21.09. - 22.09.2010, Hamburg, 09.11. - 10.11.2010, Stuttgart,  
www.gcforum.de/seminar-INVG

Die Teilnahmegebühr pro Tag und Teilnehmer beträgt 790 €. 
 

Kontakt: 
Global Competence Forum GmbH 
Tel.: 07071 55970 
Fax: 07071 559730 
E-Mail: info@gcforum.de 
 
*** 
 

mailto:info@gcforum.de
http://www.gcforum.de/seminar-INVG
http://www.imtex.in/
http://elecrama.com/
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Publikationen 
 
Erfolgreich verkaufen in … 
 

Die Publikationsreihe von Germany Trade & Invest bietet die wichtigsten Informationen, um Ihre Erzeugnisse 
auf Auslandsmärkten erfolgreich absetzen zu können. Die Broschüre behandelt die Themen Vertrieb und 
Handelsvertretersuche (einschl. Handelsvertreterrecht), Kaufkraft, Konsumverhalten und Kundenerwartun-
gen, Transport und Logistik sowie aktuelle Entwicklungen im Zahlungsverkehr und in der Exportfinanzie-
rung. Bei Ländern außerhalb der EU schließt sich dazu alles Wichtige zum Thema Einfuhrverfahren und Zoll 
an. 
 

„Erfolgreich verkaufen in …“ erhalten Sie mit aktuellem Stand 2009 für: 
 

Frankreich, 54 Seiten, Bestell-Nr.: 14397, 20 € 
 

Griechenland, 50 Seiten, Bestell-Nr.: 14396, 20 € 
 

Türkei, 77 Seiten, Bestell-Nr.: 14500, 25 € 
 

Kontakt: 
gtai Germany Trade & Invest GmbH 
Tel.: 0221 2057316 
Fax: 0221 205777387 
E-Mail: vertrieb@gtai.de 
 
*** 
 
Vom Umgang mit chinesischen Geschäftsleuten 
 

„Vom Umgang mit chinesischen Geschäftsleuten" handelt eine Publikation des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertags (DIHK). Menschen aus dem Westen entgeht oft, wenn asiatische Gesprächspartner 
peinlich berührt sind. Das ist nicht nur unhöflich, sondern auch schlecht fürs Geschäft. Das Buch klärt auf 
über typische Missverständnisse und wie man sie vermeidet, über die diversen Strategien von Chinesen, ihr 
Gesicht zu wahren, und über fernöstliche Verhandlungstaktiken.  
 

Selten konnte man seine interkulturelle Kompetenz auf so unterhaltsame Weise schulen. Die Hamburger 
Journalistin Dr. Sylvia Lott führte zahlreiche Interviews, wertete pointiert die Erfahrungen vieler Chinaken-
ner und aktuelle Fachliteratur aus. So bleibt die 120-seitige Publikation nicht vordergründig bei Benimmre-
geln, sondern erklärt auch deren kulturhistorische Hintergründe und macht die fremde Mentalität verständ-
licher.  
 

Spannend, oft amüsant, liest sich die aus vielen Bereichen gefilterte Essenz. Praktische Tipps - ob für den 
Einstieg ins Chinageschäft oder für den Schutz geistigen Eigentums - wechseln ab mit anschaulichen Bei-
spielen: etwa für optimales small talk-Verhalten und die typische indirekte Kommunikation (Ja heißt nicht 
Ja, und Nein gibt’s nicht), für geeignete Visitenkarten und Gastgeschenke, professionelle Anbahnung und 
Zusammenarbeit, gelungene Geschäftsessen und Gegenbesuche. Deutsch-chinesische Marginalien am Sei-
tenrand begleiten die Lektüre wie ein kleiner Sprachkurs. Illustriert wird das Büchlein von aussagekräftigen 
Piktogrammen der Designerin Yang Liu (Preis: 17,50 €, A5, Broschüre, 2008, 124 Seiten). 
 

Bestellung: http://verlag.dihk.de

Kontakt: 
DIHK Service GmbH 
Tel.: 02225 8893594 
Fax: 02225 8893595 
E-Mail: bestellservice@verlag.dihk.de 
 
*** 
 

http://verlag.dihk.de/
mailto:vertrieb@bfai.de
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Messefieber - zwischen Himmel und Halle  
 

20 entspannende Kurzgeschichten aus der Messeszene: Wer bereits Messeerfahrung hat, wird sich schnell 
an eigene Erlebnisse erinnert fühlen. "Messefieber" ist die lustvolle Lektüre für jeden Messeprofi, der sich 
bestens unterhalten lassen will (von TFI-Chefredakteur Peter Borstel, 100 Seiten, 9,90 € inkl. MwSt. und 
Versand).  
 

Bestellung: www.tfi-publications.de/de/messefieber

Kontakt: 
TFI-Verlagsgesellschaft mbH 
Tel.: 08151 277907 
Fax: 08151 277909 
E-Mail: info@tfi-publications.com 
 
*** 
 
Gesetzessammlung auf Knopfdruck 
 

Aktuell, sofort verfügbar und individuell nach Kundenwunsch: Diesen Anforderungen wird 
www.gesetzbuch24.de gerecht. Erstmals können im Internet aus den wichtigsten 8.000 Vorschriften des 
Europa-, Bundes- und Landesrechts Gesetzessammlungen zusammengestellt werden. Die Online-Auswahl 
wird gebunden als Buch oder Sammelordner individuell gedruckt. Bestellungen, die vor 16 Uhr eingehen, 
werden noch am selben Tag versandt. Auf Wunsch werden registrierte Kunden zudem per E-Mail über 
Rechtsänderungen informiert. 
 

Die vom Rechtsanwender benötigten Gesetzeswerke für den täglichen Gebrauch aktuell zu halten, ist auf-
wendig, personal- und kostenintensiv und wird auch deshalb häufig vernachlässigt. Herkömmliche Geset-
zessammlungen werden ausschließlich in einer definierten Zusammenstellung angeboten und nur in festen 
Zyklen aktualisiert. 
 

Deshalb sind viele Gesetzessammlungen schon beim Kauf nicht mehr aktuell. Oft müssen zudem bei her-
kömmlichen Sammlungen Inhalte mit bezahlt werden, die nicht benötigt werden. Gesetzbuch24 liefert 
schnell und aktuell die Textsammlung, die tatsächlich benötigt wird. Dies spart Kosten, Platz im Regal und 
vereinfacht die Recherche.  
 

Im Produkt Gesetzbuch24 verknüpft der Richard Boorberg Verlag seine Kompetenz bei juristischer Fachlite-
ratur mit den Vorteilen eines Web-to-print-Verfahrens (Richard Boorberg Verlag, Stuttgart, 2009, 5 € 
Grundpauschale für jede Bestellung, Seitenpreis 3,9 Cent, Versand: Einzelstücke 3 €, 2 - 4 Bände/Ordner 6 €, 
Mehrpackstücke (über 4 Bände/Ordner) 10 €). 
 

Kontakt: 
RICHARD BOORBERG VERLAG GmbH & Co KG 
Martin Schwartzkopff 
Tel.: 0711 248922178 
Fax: 0711 34218532 
E-Mail: martin.schwartzkopff@lmpr.de 
 
*** 
 

http://www.gesetzbuch24.de/
mailto:info@tfi-publications.com
http://www.tfi-publications.de/de/messefieber
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Verschiedenes 

� Messekarten im Vorverkauf 

 
GÄSTE/FleiFood 
08.11. - 11.11.2009 in Leipzig 
Tageskarte     kostenfrei in der IHK erhältlich 
Dauerkarte    20,00 € 
 
Touristik & Caravaning 
18.11. - 22.11.2009 in Leipzig 
Tageskarte      7,50 € 
Tageskarte ermäßigt     6,50 € 
Tageskarte Senioren     5,50 € 
 

Vorbestellung bzw. Abholung der Messekarten bitte direkt im Geschäftsbereich International, Anita Langen-
hagen, Tel.: 0345 2126282 

*** 
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Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
 

Teilnahmebedingungen
für Seminare der IHK Halle-Dessau

Anmeldung 
Die Anmeldung zur Teilnahme an Veranstaltungen hat schriftlich oder per Fax auf einem Anmeldeformular 
zu erfolgen. Sie muss innerhalb der in den Veranstaltungsunterlagen genannten Frist, ansonsten grundsätz-
lich bis sieben Tage vor Beginn der Veranstaltung, in der IHK Halle-Dessau eingegangen sein. Anmeldungen 
werden bei begrenzter Teilnehmerzahl in der Reihenfolge ihres Einganges in der IHK Halle-Dessau berück-
sichtigt. Mit der Anmeldung erkennt der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Teilnahmebedingungen an. 
 
Zahlungsbedingungen 
Der Teilnehmer hat das Entgelt in der in den Veranstaltungsunterlagen genannten Höhe am Veranstaltungs-
tag, am Veranstaltungsort und vor Veranstaltungsbeginn zu entrichten. Das Entgelt für die Veranstaltung ist 
nach § 4, Nr. 22 a UStG umsatzsteuerfrei und umfasst die in den Veranstaltungsunterlagen genannten Leis-
tungen. 
 
Rücktritt und Kündigung 
Bis zu sieben Tage vor Beginn der Veranstaltung kann die Anmeldung ohne Nennung von Gründen schrift-
lich oder per Fax zurückgezogen werden, ohne dass Kosten entstehen. Maßgebend ist der Eingang der Rück-
trittserklärung bei der IHK Halle-Dessau. Teilnehmer, deren Rücktrittserklärung später eingeht oder die zu 
den Veranstaltungen nicht oder nur teilweise erscheinen, sind grundsätzlich zur Zahlung des vollen Entgelts 
verpflichtet, wenn nicht ein Ersatzteilnehmer gestellt wird. 
 
Absage von Veranstaltungen 
Die IHK Halle-Dessau hat das Recht, bei ungenügender Beteiligung Veranstaltungen abzusagen. Sobald der 
genannte Grund für eine Absage der Veranstaltung vorliegt, werden die Teilnehmer von der IHK Halle-
Dessau hiervon schriftlich oder per Fax in Kenntnis gesetzt. Ein weitergehender Schadensersatzanspruch ist 
ausgeschlossen. 
 
Wechsel der Dozenten 
Soweit der Gesamtzuschnitt der Veranstaltung nicht wesentlich beeinträchtigt wird, berechtigen der Wech-
sel der Dozenten oder Verschiebungen im Ablaufplan den Teilnehmer weder zum Rücktritt noch zur Minde-
rung des Entgelts. 
 
Haftung 
Die Haftung für Schäden ist ausgeschlossen, es sei denn, dass der Schaden auf einem vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verhalten der IHK Halle-Dessau oder ihrer Erfüllungsgehilfen beruht. 
 
Copyright 
Sämtliche Lehrgangsunterlagen dürfen, auch auszugsweise, nur mit dem Einverständnis der Industrie- und 
Handelskammer Halle-Dessau vervielfältigt werden. 
 
Datenerfassung 
Der Teilnehmer erklärt sich mit der automatisierten Be- und Verarbeitung der personenbezogenen Daten für 
Zwecke der Lehrgangsabwicklung sowie der Zusendung von Informationen einverstanden. 
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InterCom - Außenwirtschaftsfördergesellschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt mbH 
 

Teilnahmebedingungen
für Seminare der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH

Anmeldung 
Ihre Anmeldung zu Veranstaltungen senden Sie bitte schriftlich oder per Fax auf dem dafür zur Verfügung 
gestellten Anmeldeformular. Sie muss innerhalb der in den Veranstaltungsunterlagen genannten Frist, an-
sonsten grundsätzlich bis 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung bei der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH 
eingegangen sein. Anmeldungen werden bei begrenzter Teilnehmerzahl in der Reihenfolge ihres Einganges 
berücksichtigt. Mit Eingang der Seminaranmeldung bei der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH kommt der 
Seminarvertrag zustande. 
 
Zahlungsbedingungen 
Nach der Anmeldung erhalten Sie eine Rechnung über das Seminarentgelt. Mit Erhalt der Rechnung wird 
der Rechnungsbetrag fällig und ist bis spätestens 7 Tage vor Seminarbeginn auf das in der Rechnung ange-
gebene Konto zu überweisen. 
 
Rücktritt und Kündigung 
Bis zu zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung kann die Anmeldung ohne Nennung von Gründen schriftlich 
oder per Fax zurückgezogen werden, ohne dass Kosten entstehen. Maßgebend ist der Eingang der Rück-
trittserklärung bei der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH. Teilnehmer, deren Rücktrittserklärung später ein-
geht oder die zu den Veranstaltungen nicht oder nur teilweise erscheinen, sind grundsätzlich zur Zahlung 
des vollen Entgelts verpflichtet. Ein Ersatzteilnehmer kann jedoch kostenfrei gestellt werden. 
 
Absage und Programmänderungen 
Wir bitten um Verständnis, dass wir uns die Absage oder die Programmänderung von Veranstaltungen, z.B. 
bei ungenügender Teilnehmerzahl oder bei ersatzlosem Ausfall des Dozenten, vorbehalten müssen. Sobald 
der genannte Grund für eine Absage der Veranstaltung vorliegt, werden die Teilnehmer von der InterCom 
Sachsen-Anhalt GmbH hiervon schnellstmöglich in Kenntnis gesetzt. Müssen wir eine Veranstaltung absa-
gen, wird das Veranstaltungsentgelt umgehend erstattet.  
 

Soweit der Gesamtzuschnitt der Veranstaltung nicht wesentlich beeinträchtigt wird, berechtigen der Wech-
sel der Dozenten, des Veranstaltungsortes oder Verschiebungen im Ablaufplan den Teilnehmer weder zum 
Rücktritt noch zur Minderung des Entgelts. 
 
Haftung 
Die Haftung für Schäden ist ausgeschlossen, es sei denn, dass der Schaden auf einem vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verhalten der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH oder ihrer Erfüllungsgehilfen beruht. 
 
Urheberrecht 
Die Veranstaltungsunterlagen sind urheberrechtlich geschützt. Sämtliche Lehrgangsunterlagen dürfen, auch 
auszugsweise, nur mit dem Einverständnis der InterCom Sachsen-Anhalt GmbH vervielfältigt werden. 
 
Datenerfassung 
Der Teilnehmer erklärt sich mit der automatisierten Be- und Verarbeitung der personenbezogenen Daten für 
Zwecke der Lehrgangsabwicklung sowie der Zusendung von Informationen einverstanden. 
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Ansprechpartner im Geschäftsfeld International  
der IHK Halle-Dessau: 
 

Tel.: (03 45) 21 26- … 
Fax:  (03 45) 21 79-5 74 
 

Außenwirtschaftspolitik    Birgit Stodtko   (-274) 
 
Europäische Union, EFTA, EU-Projekte  Michael Drescher  (-353) 
 
Afrika, Amerika, Australien, Türkei   Daniel Loeschke   (-234) 
 
Asien, Osteuropa, GUS, Russland   Ralph Seydel   (-284) 
 
Messen, Außenwirtschaftsnachrichten  Anja Klepzig   (-275) 
 
Außenwirtschafts- und Zollrecht, Bescheini- 
gungsdienst, Carnets, Formulare, Messekarten Anita Langenhagen   (-282) 
 
Geschäftskontakte Ausland, Veranstaltungen Anita Langenhagen   (-282) 
 Anne Bergk   (-274) 
 

Die Außenwirtschaftsnachrichten werden vom Geschäftsfeld International der Industrie- und Handelskam-
mer Halle-Dessau veröffentlicht und den am Auslandsgeschäft interessierten Mitgliedern der Industrie- und 
Handelskammer Halle-Dessau auf Anforderung zugesandt. 
 

Die Außenwirtschaftsnachrichten wurden mit größter Sorgfalt erarbeitet und zusammengestellt. Für die 
Richtigkeit und Vollständigkeit des Inhalts sowie für zwischenzeitliche Änderungen übernimmt die Indust-
rie- und Handelskammer Halle-Dessau keine Gewähr. 
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